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Auf ein Wort

Jörg Bülow, Landesgeschäftsführer 
des SHGT

Das Ende des Jahres 2013 bringt für un-
sere Gemeinden zwei gute Nachrichten:
1. Die große Koalition in Berlin will die 

Kommunen entlasten. 
2. Die Kommunen in Schleswig-Holstein 

können die Einhaltung des Konnexi-
tätsprinzips durchsetzen. 

Der neue Berliner Koalitionsvertrag trägt 
aus kommunaler Sicht eine entscheiden-
de Botschaft: Die Kommunen sollen wei-
ter finanziell entlastet und bei wichtigen 
Zukunftsaufgaben unterstützt werden. 
Der Berliner Koalitionsvertrag umfasst 
185 Seiten und soll hier nicht im Einzelnen 
analysiert werden. Ich will aber doch eini-
ge wichtige Festlegungen für die kom-
menden Jahre hervorheben:
• Durch Verabschiedung eines Bundes-

teilhabegesetzes sollen die Kommu-
nen im Umfang von 5 Mrd. Euro jährlich 
von der Eingliederungshilfe entlastet 
werden. 

• Als Vorstufe sollen die Kommunen 
schnellstmöglich im Umfang von 1  Mrd.  
Euro pro Jahr entlastet werden. 

• Die Länder werden in Höhe von 6 Mrd. 
Euro entlastet, um die Herausforderun-
gen bei der Finanzierung von Kinder-
krippen, Kindertagesstätten, Schulen 
und Hochschulen bewältigen zu kön-
nen. 

• Für Investitionen in die öffentliche Ver-
kehrsinfrastruktur werden zusätzlich 5 
Mrd. Euro mobilisiert.

• Die Städtebauförderung wird wieder 
auf 700 Mio. Euro pro Jahr angehoben.

• Die Gewerbesteuer wird nicht ange-
tastet.

Das ist ein wahrhaft ehrgeiziges Entlas-
tungsprogramm für die Kommunen. Da-
von werden alle Bürger unmittelbar durch 
bessere Infrastruktur profitieren.
Diese Ankündigungen werfen allerdings 
auch eine Reihe von spannenden Fragen 
auf, über die wir in Schleswig-Holstein mit 
der Landesregierung sprechen müssen: 

Kommt Entlastung bei Kommunen an?

Wie soll eine finanzielle Entlastung der 
schleswig-holsteinischen Kommunen 
durch den Weg der Eingliederungshilfe 
gelingen, wenn das Land den größten Teil 
dieser Kosten trägt? Bundespolitiker 

Das Konnexitätsprinzip gilt und die 
Große Koalition ist gut für Kommunen

machen bereits jetzt deutlich: Die finan-
zielle Entlastung ist für die Kommunen 
gedacht und nicht für die Länder! Der 
SHGT wird sich dafür einsetzen, dass die 
finanzielle Entlastung auch wirklich bei 
den Kommunen ankommt. 
Auf welchem Wege soll die finanzielle Vor-
abentlastung der Kommunen in Höhe von 
1 Mrd. Euro geschehen? Hierzu gibt es im 
Koalitionsvertrag keine konkreten Vor-
schläge. 
In welchem Umfang wird das Land seinen 
Anteil an der finanziellen Entlastung der 
Länder in Höhe von 6 Mrd. Euro für die im 
Koalitionsvertrag genannten kommuna-
len Zwecke, also insbes. Kinderbetreu-
ungseinrichtungen und Schulen einset-
zen? Der Gemeindetag erwartet, dass 
das Land hier klare Schwerpunkte bei der 
kommunalen Infrastruktur setzt. 
Wird der Bund bundesweite Standards für 
die Personalausstattung oder die Ganz-
tagsbetreuung in Kitas schaffen?

Nutzt Schleswig-Holstein die 
Bundesmittel für Kitas und Schulen?

Der Koalitionsvertrag enthält auch die 
wichtige Festlegung, dass der Bund eine 
umsatzsteuerliche Belastung kommu-
naler Beistandsleistungen ablehnt. Dies 
ist nicht selbstverständlich, denn bisher 
waren wesentliche Teile der Bundesregie-
rung durchaus für eine Besteuerung der 
interkommunalen Zusammenarbeit. 
Sehr unbefriedigend bleibt der Koalitions-
vertrag allerdings beim Breitbandausbau. 
Finanzielle Förderung des Bundes ist 
nicht im Koalitionsvertrag enthalten. Der 
Bund hat noch immer keine zielführende 
Richtung. Das Land Schleswig-Holstein 
ist mit seiner klaren, auf eine flächen-
deckende Glasfaserversorgung setzen-
den Strategie deutlich weiter. Eine Chance 
könnte allerdings darin liegen, dass die 
Zuständigkeit für das Thema vom Wirt-
schaftsministerium in das Verkehrsminis-
terium verlagert wird. Das Bundeswirt-
schaftsministerium war beim Thema Breit-
band ein Totalausfall. Im Verkehrsministe-
rium besteht nun eine Chance, dass auch 
die Bundesregierung flächendeckende 
Glasfaserversorgung als unverzichtbare 
Infrastruktur der Zukunft betrachtet. Daran 
wird sich der neue „Minister für digitale 
Infrastruktur“ messen lassen müssen. 

Breitband: Bund muss noch 
nachlegen

Der Koalitionsvertrag enthält also gute 
Nachrichten für die Kommunen. Es wird 
aber noch viel Arbeit des Gemeindetages 
und des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes erfordern, damit die Verspre-
chungen auch wirklich bei den Gemein-
den ankommen. 
Die gute Nachricht aus Schleswig-Hol-
stein lautet: Die Kommunen können das 
Konnexitätsprinzip durchsetzen. Am 
9.12.2013 hat der Gemeindetag zusam-
men mit den anderen Kommunalen Lan-
desverbänden mit Ministerpräsident Tors-
ten Albig eine Vereinbarung abgeschlos-
sen, die den Kommunen einen Kosten-
ausgleich für neu zugewiesene Aufgaben 
sichert. In den vergangenen 1 ½ Jahren 
hatte die Kieler Regierungskoalition meh-
rere neue Gesetzen verabschiedet, die 
die Kommunen mit neuen Kosten belas-
ten. Die meisten dieser Gesetze wurden 
als Gesetzentwürfe der Koalitionsfraktio-
nen eingebracht und damit unter Umge-
hung des Konnexitätsausführungsge-
setzes. Dementsprechend enthielten die 
Gesetzentwürfe auch keinerlei Kosten-
schätzung, geschweige denn eine Aus-
gleichsregelung. 

Land zahlt Kommunen 
9,5 Mio. € zusätzlich

Das mit der Landesregierung vereinbarte 
Paket bringt den Kommunen ab 2014 
einen Kostenausgleich von jährlich 9,5 
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Mio. € für Aufgaben wie das Tariftreue- 
und Vergabegesetz und andere. Hinzu 
kommt ein einmaliges Investitionspro-
gramm in Höhe von 4,5 Mio. Euro für Re-
gionalschulen ohne Ganztagsangebot, 
die ab August 2014 zu Gemeinschafts-
schulen werden sollen. 
Dieser Kostenausgleich wird in 2015 da-
raufhin überprüft, ob die tatsächlichen 
Mehrkosten der Kommunen abgedeckt 
werden.

Entscheidend ist das von dieser Vereinba-
rung ausgehende politische Signal: Die 
Landespolitik kann sich dem Konnexitäts-
ausgleich für neue gesetzliche Aufgaben 
nicht verweigern. Die Kommunen sind be-
reit und in der Lage, die Geltung des Kon-
nexitätsprinzips durchzusetzen. Damit 
war der erhebliche Verhandlungsdruck 
erfolgreich, den die Kommunalen Lan-
desverbände in den vergangenen Wo-
chen aufgebaut haben. 

Wir wünschen allen Leserinnen und 
Lesern eine besinnliche Adventszeit, ein 
friedvolles und schönes Weihnachtsfest 
und einen „guten Rutsch“ in ein erfolg-
reiches Jahr 2014.

Ihr 
Jörg Bülow

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD greift die zentralen Belange 
der Kommunen und damit auch die For-
derungen des Deutschen Städte- und Ge-
meindebundes auf. Das gilt insbesondere 
für das Bekenntnis, die Kommunen bei 
der Eingliederungshilfe zu entlasten (jähr-
lich fünf Milliarden Euro). Hervorzuheben 
ist die Absicht, die Finanzbeziehungen 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden 
neu zu ordnen (Einnahmen- und Aufga-
benverteilung der föderalen Ebenen, Län-
derfinanzausgleich, Altschulden, Solidari-
tätszuschlag).
Die Große Koalition bekennt sich insbeson-
dere zur Sicherstellung der Handlungsfä-
higkeit und eigenverantwortlicher Aufga-
benwahrnehmung der Ebenen Bund, Län-
der und Kommunen. Dort heißt es: „Die 
Kommunen sind ein zentraler Bestandteil 
unseres Gemeinwesens. Sie nehmen wich-
tige Aufgaben der Daseinsvorsorge und der 
lokalen Infrastruktur wahr. Um die grundge-
setzlich garantierte kommunale Selbstver-
waltung zu sichern, müssen die Kommunen 
handlungsfähig sein. Voraussetzung dafür 
sind auch gesunde Finanzen.“
Ein großer Teil der genannten Maßnah-
men, die die Kommunen betreffen, müs-
sen allerdings finanziell noch untersetzt 
werden. Ein Erfolg für die Städte und Ge-
meinden wird erst dann zu erzielen sein, 
wenn die angesprochenen Maßnahmen 
in den kommenden vier Jahren auch wirk-
lich umgesetzt werden.
Die Koalition aus CDU, CSU und SPD 
priorisiert unter anderem folgende Maß-
nahmen für die laufende Legislaturperio-
de, die nicht unter einem Finanzierungs-
vorbehalt stehen:

Die Gemeinden, Städte und Landkreise in 
Deutschland sollen weiter finanziell ent-
lastet werden. Im Jahr 2014 erfolgt ohne-
hin die letzte Stufe der Übernahme der 
Grundsicherung im Alter durch den Bund 
und damit eine Entlastung der Kommu-
nen in Höhe von 1,1 Milliarden Euro. 
Darüber hinaus sollen die Kommunen im 
Rahmen der Verabschiedung des Bun-
desteilhabegesetzes im Umfang von fünf 
Milliarden jährlich von der Eingliederungs-
hilfe entlastet werden. Bereits vor der Ve-
rabschiedung des Bundesteilhabege-
setzes beginnen wir mit einer jährlichen 
Entlastung der Kommunen in Höhe von 
einer Milliarde Euro pro Jahr.
Die Länder und Gemeinden stehen vor 
großen Herausforderungen bei der Finan-
zierung von Kinderkrippen, Kitas, Schulen 
und Hochschulen. Damit sie diese Auf-
gaben besser bewältigen können, werden 
die Länder in der laufenden Legislatur-
periode in Höhe von sechs Milliarden Euro 
entlastet. Sollten die veranschlagten Mit-
tel für die Kinderbetreuung für den Auf-
wuchs nicht ausreichen, werden sie 
entsprechend des erkennbaren Bedarfs 
aufgestockt.
Für die Städtebauförderung stellen wir 
insgesamt 600 Millionen Euro zusätzlich 
zur Verfügung, um auf 700 Millionen Euro 
pro Jahr zu kommen.
Der Mitteleinsatz für die Eingliederung Ar-
beitssuchender wird um 1,4 Milliarden 
Euro angehoben.
Die Kernforderungen des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes finden sich 
in dem Koalitionsvertrag wieder. Dazu im 
Einzelnen:

1. Föderalismusreform III
„Die Koalition wird parallel eine Kommis-
sion einrichten, in der Bund und Länder 
vertreten sind. Dazu werden Vertreter der 
Kommunen einbezogen. Die Kommission 
wird sich mit Fragen der föderalen Finanz-
beziehungen befassen und dazu Vor-
schläge erarbeiten. Die Kommission soll 
bis Ende der Legislaturperiode Ergebnis-
se zu den nachfolgenden Themenberei-
chen vorlegen: Europäischer Fiskalver-
trag, Schaffung von Voraussetzungen für 
die Konsolidierung und die dauerhafte 
Einhaltung der neuen Schuldenregel in 
den Länderhaushalten, Einnahmen- und 
Eigenverantwortung der föderalen Ebe-
nen, Reform des Länderfinanzausgleichs, 
der Altschulden, Finanzierungsmodali-
täten und Zinslasten sowie Zukunft des 
Solidaritätszuschlages.“

Bewertung: Die Koalition greift die Forde-
rung nach einer Föderalismusreform III 
unter Einbeziehung der kommunalen 
Spitzenverbände auf. Das bestehende 
„Kooperationsverbot“ wird nicht aus-
drücklich erwähnt. In einer Kommission, 
die umfänglich über die Einnahmen- und 
Aufgabenverteilung im föderalen Staat 
berät, wird aber das Kooperationsverbot 
automatisch mit beraten werden müssen.

2. Entlastung der Kommunen von den 
Kosten der Eingliederungshilfe
„Die Kommunen sind ein zentraler Be-
standteil unseres Gemeinwesens. [...] Um 
die grundgesetzlich garantierte kommu-
nale Selbstverwaltung zu sichern, müssen 
die Kommunen handlungsfähig sein. Vor-
aussetzung dafür sind auch gesunde 
Finanzen. [...] Wir werden ein Bundesleis-
tungsgesetz für Menschen mit Behinde-
rung (Bundesteilhabegesetz) erarbeiten. 
Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes wird der 
Bund zu einer Entlastung der Kommunen 
bei der Eingliederungshilfe beitragen.
Darüber hinaus sollen die Kommunen im 
Rahmen der Verabschiedung des Bun-
desteilhabegesetzes im Umfang von fünf 

Die Koalitionsvereinbarung von CDU, 
CSU und SPD für die 18. Wahlperiode

Eine Bewertung aus kommunaler Sicht des DStGB vom 27.11.2013

Aufsätze
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Milliarden Euro jährlich von der Eingliede-
rungshilfe entlastet werden. Bereits vor 
der Verabschiedung des Bundesteilhabe-
gesetzes beginnen wir mit einer jährlichen 
Entlastung der Kommunen in Höhe von 
einer Milliarde Euro pro Jahr.“

Bewertung: Die Koalition erkennt aus-
drücklich den Stellenwert der kommuna-
len Selbstverwaltung an. Die Koalition 
greift eine zentrale Forderung des DStGB 
nach Entlastung der Kommunen bei der 
Eingliederungshilfe für Behinderte auf. 
Durch die Einführung eines Bundesteil-
habegesetzes sollen die Kommunen jähr-
lich um fünf Milliarden Euro von den Kos-
ten der Eingliederungshilfe entlastet wer-
den. Positiv ist weiter, dass bereits vor der 
Verabschiedung des Bundesteilhabege-
setzes eine jährliche Entlastung von 1 Mil-
liarden Euro für die Kommunen angekün-
digt wird. Hervorzuheben ist, dass im 
Koalitionsvertrag das Bundesteilhabege-
setz als prioritäre Maßnahme behandelt 
wird. Positiv hervorzuheben ist außerdem, 
dass der Bund auch eine weitere Ausga-
bendynamik in der Eingliederungshilfe 
verhindern will.

3. Gewerbesteuer stärken — 
Grundsteuer reformieren
„Zum Kernbestand kommunaler Selbst-
verwaltung gehört eine stabile Finanzaus-
stattung. Dies setzt voraus, dass die 
kommunalen Aufgaben zum Wohle der 
Bürgerinnen und Bürger ausreichend 
finanziert sind. Die Gewerbesteuer ist eine 
wichtige steuerliche Einnahmequelle der 
Kommunen. Wir wollen, dass auf der Ba-
sis des geltenden Rechts für die kommen-
den Jahre Planungssicherheit besteht.“
„Die Grundsteuer wird unter Beibehaltung 
des Hebesatzrechtes für Kommunen zeit-
nah modernisiert. Wir fordern die Länder 
auf, nach Abschluss der laufenden Prüf-
prozesse rasch zu einer gemeinsamen 
Position zu kommen. Ziel der Reform ist 
es, die Grundsteuer als verlässliche kom-
munale Einnahmequelle zu erhalten, das 
heißt, das Aufkommen zu sichern und 
Rechtssicherheit herzustellen.“

Bewertung: Die Koalition will sich zur 
nachhaltigen Haushaltskonsolidierung 
bekennen und spricht sich für eine aufga-
bengerechte kommunale Finanzausstat-
tung aus und folgt damit in ihrer Zielset-
zung einer zentralen Forderung des 
DStGB. Die zentrale Bedeutung kommu-
naler Leistungs- und Handlungsfähigkeit 
wird erkannt und unterstrichen. Hervor-
zuheben ist, dass die Koalition ausdrück-
lich die Heterogenität der kommunalen 
Finanzsituation erkennt und zur kommu-
nalen Finanzentlastung steht.
Die Gewerbesteuer als wichtigste kom-
munale Steuerquelle mit einem eigenen 
Hebesatzrecht bleibt unangetastet. Aller-
dings lässt die Formulierung im Koali-

tionsvertrag nicht die Absicht erkennen, 
dass die Gewerbesteuer weiter stabilisiert 
und gestärkt werden soll, vor allem nicht, 
wie vom DStGB gefordert, durch eine Ein-
beziehung der Freiberufler in die Gewer-
besteuerpflicht.
Die Grundsteuer muss zeitnah reformiert 
und Rechtssicherheit hergestellt werden. 
Denn sonst droht perspektivisch der Weg-
fall der Grundsteuereinnahmen.

4. Keine Umsatzsteuerpflicht bei 
interkommunalen Kooperationen
Die Interkommunale Zusammenarbeit soll 
umsatzsteuer-rechtlich nicht erschwert, 
sondern freigestellt werden. „Die inter-
kommunale Zusammenarbeit soll steuer-
rechtlich nicht behindert werden. Wir 
lehnen daher eine umsatz-steuerliche 
Belastung kommunaler Beistandsleistun-
gen ab und werden uns - soweit erforder-
lich - EU-rechtlich für eine umfassende 
Freistellung solcher Leistungen von der 
Umsatzsteuer einsetzen.“

Bewertung: Mit dieser Zielsetzung hat die 
Koalition eine zentrale steuerpolitische Re-
formforderung des DStGB übernommen. 
Die gemeinsame Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben darf nicht behindert werden. Be-
sonderes Augenmerk wird in der Umset-
zung darauf zu richten sein, dass und wie 
die Umsatzsteuerbefreiung der interkom-
munalen Zusammenarbeit abgesichert 
wird, nötigenfalls auch europarechtlich.

5. Flächendeckende Breitband-
Infrastruktur
„Für ein modernes Industrieland ist der 
flächendeckende Breitbandausbau eine 
Schlüsselaufgabe. Es gilt, die digitale 
Spaltung zwischen den urbanen Bal-
lungszentren und ländlichen Räumen zu 
überwinden. Dazu wollen wir die Kommu-
nen im Sinne einer kommunikativen 
Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen 
beim Breitbandausbau unterstützen. Um 
hochleistungsfähige Breitbandnetze aus-
zubauen, bedarf es vor allem wettbe-
werbs- und investitionsfreundlicher Rah-
menbedingungen im Telekommunika-
tionsgesetz, der verstärkten Kooperation 
von Unternehmen, besserer Fördermög-
lichkeiten sowie einer gute Abstimmung 
zwischen Bund, Ländern und Kommu-
nen. Wir wollen Regionen, die nicht min-
destens eine Daten-Geschwindigkeit von 
2 Mbit/s haben, so schnell wie möglich 
erschließen. Der Breitbandausbau muss 
auch zukünftig in der EU förderfähig  blei-
ben. Zudem muss es zu einer Vereinfa-
chung der Förderung wie im Rahmen der 
Daseinsvorsorge im EU-Recht kommen. 
Die Potenziale von lokalen Funknetzen 
(WLAN) als Zugang zum Internet im öf-
fentlichen Raum müssen ausgeschöpft 
werden. Wir wollen, dass in deutschen 
Städten mobiles Internet über WLAN für 
jeden verfügbar ist.“

Bewertung: Die Absicht zur Schaffung 
wettbewerbs- und investitionsfreundlicher 
Rahmenbedingungen, um bis 2018 eine 
flächendeckende Versorgung mit 50 
Mbit/s zu erreichen, ist ebenso zu begrü-
ßen wie der vereinbarte vorrangige Aus-
bau unterversorgter Gebiete. Der Ansatz, 
die Kommunen beim Breitbandausbau in 
ländlichen Gebieten unterstützen zu 
wollen, verkennt, dass der Bund selbst 
gemäß Art. 87f Abs. 1 GG im Bereich der 
Telekommunikation flächendeckend an-
gemessene und ausreichende Dienstleis-
tungen zu gewährleisten hat. Deshalb ist 
vom Bund weitaus größeres finanzielles 
und tatsächliches Engagement und – im 
Falle eines absehbaren Versagens der 
bisherigen Breitbandstrategie – als „Ulti-
ma Ratio“ die Schaffung eines Breitband-
universaldienstes zu fordern.

6. Kommunale Daseinsvorsorge 
absichern
„Damit die Bürger eine vertiefte Inte-
gration Europas stärker akzeptieren, ist es 
unerlässlich, das Subsidiaritätsprinzip 
strikt einzuhalten. Danach wird die EU nur 
tätig, wenn und soweit ein Handeln der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend wäre. 
Aufgaben müssen dort verortet werden, 
wo sie am besten gelöst werden können, 
europäisch, national, regional oder lokal. 
Außerdem müssen sich Rechtsakte der 
EU am Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
messen lassen. [...}Wir wollen ein bürger-
nahes Europa verwirklichen, das die kom-
munale Selbstverwaltung achtet. Die 
Sprachen und Kulturen in den Kommunen 
und Regionen tragen wesentlich zur Viel-
falt Europas bei, mit der sich die Men-
schen identifizieren.“ „Das Wettbewerbs-
prinzip des EU-Binnenmarktes, ein funk-
tionierendes Gemeinwesen und sozialer 
Ausgleich müssen in einem ausgewoge-
nen Verhältnis stehen; nur so wird eine 
Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger 
erreicht. Die Gestaltungsmöglichkeiten 
der Mitgliedstaaten, ihrer Regionen und 
Kommunen für ihre im öffentlichen Inte-
resse liegenden Aufgaben müssen er-
halten bleiben. Wir werden jeder weiteren 
Einschränkung der Daseinsvorsorge 
durch EU-Politiken offensiv entgegentre-
ten. Nationale, regionale und lokale Be-
sonderheiten in der öffentlichen Daseins-
vorsorge dürfen durch europäische Politik 
nicht ausgehebelt werden.“

Bewertung: Starke Städte und Gemein-
den sind die unverzichtbare Grundlage 
einer erfolgreichen Europäischen Union. 
Den Weg einer Stärkung der Kommunen 
in der EU will die Koalition fortführen und 
greift dabei zentrale europapolitische For-
derungen des DStGB auf. Die Kommu-
nale Selbstverwaltung und Dienstleis-
tungserbringung sind wiederholt durch 
die Überinterpretation des EU-Binnen-
marktrechts erschwert und behindert wor-
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den. Die Menschen wünschen eine starke 
und kommunale gewährleistete Daseins-
vorsorge in Europa. Dem will die Koalition 
Rechnung tragen.

7. Infrastrukturoffensive
„Der Bund bleibt ein verlässlicher Partner 
der Kommunen bei der Finanzierung des 
kommunalen Verkehrs. Von den Ländern 
erwarten wir im Gegenzug, dass sie die 
Mittel zweckgebunden für Verkehrswege-
investitionen einsetzen (ÖPNV-lnfra-
struktur und kommunaler Straßenbau). 
Wir streben eine verlässliche Anschluss-
finanzierung für das Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz Bundesprogramm 
für die Zeit nach 2019 an. Wir werden 
diese Frage im Rahmen der Reform der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen bera-
ten.“
„Einen wichtigen Beitrag für mehr Wohn-
bauland können nicht mehr benötigte 
Konversionsliegenschaften im öffentli-
chen Eigentum leisten. Die Bundesanstalt 
für lmmobilienaufgaben wird die Kommu-
nen auch weiterhin dabei unterstützen. So 
wird mit Rücksicht auf die vielen am Ge-
meinwohl orientierten Vorhaben der Kom-
munen, wie der Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums und einer lebendigen Stadt, 
eine verbilligte Abgabe von Grundstücken 
realisiert. So können auf der Grundlage 
eines Haushaltsvermerks Konversionslie-
genschaften verbilligt abgegeben wer-
den. Das Gesamtvolumen ist auf höchs-
tens 100 Millionen Euro für die nächsten 
vier Jahre begrenzt.“

Bewertung: Der Bund erkennt den Hand-
lungsbedarf beim kommunalen Verkehr 
ausdrücklich an und steht zu seiner Finan-
zierungsverantwortung. Hervorzuheben 
ist, dass der Bund die von den Kommu-
nen immer wieder geforderte Planungs-
sicherheit durch eine verlässliche An-
schlussfinanzierung des GVFG Bundes-
programms schaffen will und die Länder 
an ihre Finanzierungsverantwortung für 
den kommunalen Verkehr erinnert. Aller-
dings werden keine weiteren Aussagen zu 
zusätzlichen Mitteln für die kommunale 
Verkehrsfinanzierung getroffen. Die Aus-
weitung der Nutzerfinanzierung und die 
überjährige Bereitstellung der Mittel ist nur 
im Bereich der Straßen des Bundes vor-
gesehen. Aus kommunaler Sicht muss im 
Übrigen bei der Neuordnung der Bund-
Länder-Finanzbeziehungen auch die Fort-
führung der Entflechtungsmittel berück-
sichtigt werden.
Die verbilligte Abgabe von Konversions-
liegenschaften mit dem Ziel, gemeinwohl-
orientierte Vorhaben der Kommunen zu 
fördern, ist zu begrüßen.
Zur Sicherstellung der ambulanten Ge-
sundheitsversorgung sollen die Anreize 
zur Niederlassung in unterversorgten Ge-
bieten weiter verbessert werden. Dazu 
zählt unter anderem die Zulassung von 

Krankenhäusern zur ambulanten Versor-
gung. Darüber hinaus soll auch in länd-
lichen Regionen die wohnortnahe Kran-
kenhausversorgung insoweit gewähr-
leistet werden, dass Krankenhäuser in 
strukturschwachen Regionen ihren Ver-
sorgungsauftrag wahrnehmen können.

8. Höhere finanzielle Beteiligung des 
Bundes bei Kindertagesbetreuung
„Die Länder und Gemeinden stehen vor 
großen Herausforderungen bei der Finan-
zierung von Kinderkrippen, Kitas, Schulen 
und Hochschulen. Damit sie diese Auf-
gaben besser bewältigen können, werden 
die Länder in der laufenden Legislatur-
periode in Höhe von sechs Milliarden Euro 
entlastet. Sollten die veranschlagten Mit-
tel für die Kinderbetreuung für den Auf-
wuchs nicht ausreichen, werden sie 
entsprechend des erkennbaren Bedarfs 
aufgestockt. Bund und Länder werden zur 
weiteren Realisierung des Rechtsan-
spruchs U 3 ein drittes Investitionspro-
gramm auflegen. Wir wollen die Qualität 
der Kindertagesbetreuung weiter voran-
treiben. Ziel ist es, Fragen der Personal-
ausstattung, Qualifikation und Weiterbil-
dung der Fachkräfte, des Fachkräftean-
gebots sowie der Sprachbildung zu 
regeln.“

Bewertung: Die Ankündigung, ein drittes 
Investitionsprogramm für den Krippen-
ausbau aufzulegen ist aus kommunaler 
Sicht zu begrüßen. Allerdings stehen für 
die Städte und Gemeinden nicht die In-
vestitionskosten im Vordergrund, sondern 
eine dauerhafte höhere Beteiligung des 
Bundes an den Betriebskosten. Länder 
und Gemeinden sollen bei der Finan-
zierung von Kinderkrippe, Kitas, Schulen 
und Hochschulen in der laufenden 
Legislaturperiode um sechs Milliarden 
Euro entlastet werden. Hier bleiben die 
weiteren Verhandlungen abzuwarten, in 
welche Bereiche die Entlastungen erfol-
gen. Darüber hinaus sieht der Koalitions-
vertrag vor, dass, wenn die veranschlag-
ten Mittel für die Kinderbetreuung für den 
Auf wuchs nicht ausreichen, zusätzliche 
Bundesmittel entsprechend des erkenn-
baren Bedarfs fließen sollen.

9. Ganztagsschulen flächendeckend 
bedarfsgerecht ausbauen
„Bildung, Wissenschaft und Forschung 
sind Kernanliegen der Koalition. Sie sind 
die Grundlage um Teilhabe, Integration 
und Bildungsgerechtigkeit zu verwirk-
lichen und unseren Wohlstand auch für 
künftige Generationen zu erhalten. Des-
halb wollen wir die Mittel für Bildung im 
Zusammenwirken von Bund und Ländern 
nochmals erhöhen. Ausbau und Qualität 
von Kitas und Ganztagsschulen verbes-
sern den Bildungserfolg der Kinder.“

Bewertung: Das Thema Bildung nimmt 

einen breiten Raum im Koalitionsvertrag 
ein. Bedauerlicherweise werden zwar kei-
ne Aussagen hinsichtlich der Forderung 
des DStGB nach einem neuen Ganztags-
schulprogramm des Bundes getroffen. 
Allerdings gilt auch für den Schulbereich 
die Ankündigung, insgesamt Länder und 
Gemeinden um sechs Milliarden Euro ent-
lasten zu wollen. Hier bleiben die weiteren 
Verhandlungen auch auf Landesebene 
abzuwarten, wie viele Mittel für den Be-
reich der Ganztagsschulen zur Verfügung 
gestellt werden.

10. Energiewende mit Reform 
vorantreiben
„Die Koalition strebt eine schnelle und 
grundlegende Reform des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes (EEG) an und legt sie 
bis Ostern 2014 vor mit dem Ziel einer 
Verabschiedung im Sommer 2014, um 
verlässliche Rahmenbedingungen in der 
Energiepolitik zu schaffen.“
„Der weitere Ausbau der Erneuerbaren 
Energien erfolgt in einem gesetzlich fest-
gelegten Ausbaukorridor: 40 bis 45 Pro-
zent im Jahre 2025, 55 bis 60 Prozent im 
Jahr 2035. Auf der Basis dieser Korridore 
wird sich die Koalition mit den Ländern auf 
eine synchronisierte Planung für den Aus-
bau der einzelnen Erneuerbaren Energien 
verständigen.“ „Unser Grundsatz lautet: 
Das EEG ist ein Instrument zur Marktein-
führung von Erneuerbaren Energien. Sie 
sollen perspektivisch ohne Förderung am 
Markt bestehen. Daher wird die Koalition 
die Erneuerbaren Energien in den Strom- 
markt integrieren. Durch die Degression 
im EEG steigt der Anreiz zur Direktver-
marktung.“
„Zudem werden wir die Entschädigungs-
regelung im Einspeisemanagement so 
verändern, dass sie verstärkt Anreize 
dafür setzt, die Netzsituation bei der 
Standortwahl von Neuanlagen besser zu 
berücksichtigen (Härtefallregelung).“ „In 
diesem Rahmen muss zur Aufrechter-
haltung der Versorgungssicherheit in 
Deutschland der wirtschaftliche Betrieb 
notwendiger Kapazitäten konventioneller 
und flexibel einsetzbarer Kraftwerke in 
bezahlbarer Weise möglich bleiben.“
„Netzausbau und Ausbau der Erneuerba-
ren bedingen einander. Damit beides 
synchron läuft, sollte der Netzausbau zu-
künftig auf Basis des gesetzlich geregel-
ten Ausbaupfads für Erneuerbare Ener-
gien erfolgen.“

Bewertung: Es werden wichtige Ansätze 
der von kommunaler Seite skizzierten Re-
formschritte aufgegriffen. Allerdings wird 
der Schwerpunkt in der kommenden Um-
setzung liegen. Dies betrifft insbesondere 
den skizzierten Ausbaukorridor der Er-
neuerbaren Energien und die Verständi-
gung mit den Ländern über die weitere 
Ausbauplanung. Positiv ist, dass die Ko-
alitionäre einen Weg aufzeigen, um die 
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Geschwindigkeit des Kostenanstiegs bei 
den Strompreisen zu bremsen und an-
kündigen, das Erneuerbare-Energien-
Gesetz bis zum Sommer 2014 grund-
legend zu reformieren. Entsprechend der 
kommunalen Forderung soll die Förde-
rung einzelner Energieträger stärker 
marktwirtschaftlich ausgestaltet werden, 
indem Fördersätze begrenzt und die ver-
pflichtende Direktvermarktung ausgewei-
tet wird. Dabei sollen auch die geforderten 
Anreize dafür geschaffen werden, um die 
Mitverantwortung der Produzenten der 
Erneuerbaren Energien für den Abtrans-
port zu stärken, indem bei Neuanlagen 
Anreize dafür geschaffen werden, Energie 
dort zu produzieren, wo sie auch von den 
Netzen aufgenommen werden kann. Die 
kommunale Forderung, den wirtschaft-
lichen Betrieb notwendiger Kapazitäten 
flexibel einsetzbarer Kraftwerke sicherzu-
stellen wurde berücksichtigt, ebenso wie 
die Forderung, den weiteren Ausbau der 
Erneuerbaren Energien künftig besser mit 
dem Netzausbau zu verzahnen.

11. Energieeffizienz fördern - 
C0 -Gebäudesanierungsprogramm 2
ausbauen
„Wir werden das energieeffiziente Bauen 
und Sanieren als entscheidenden Beitrag 
zur Energiewende weiter fördern und wol-
len dafür sorgen, dass qualitätsvolles, 
energiesparendes Wohnen für alle be-
zahlbar bleibt. Das Wirtschaftlichkeits-
gebot, Technologieoffenheit und der Ver-
zicht auf Zwangssanierungen bleiben 
feste Eckpunkte des Energiekonzepts.
Neue Technologien für noch mehr Gebäu-
deenergieeffizienz und zur Steigerung von 
Erzeugung und Einsatz erneuerbarer Ener-
gien im Gebäudebereich werden wir weiter 
unterstützen. Die staatliche Förderung der 
Energieberatung im Gebäudebereich wer-
den wir fortsetzen und bündeln.
Wir werden das Quartier als wichtige 
Handlungsebene, zum Beispiel für de-
zentrale Strom- und Wärmeversorgung 
stärken. Das KfW-Programm zur energe-
tischen Stadtsanierung schreiben wir fort 
und werben bei den Ländern für zusätz-
liche Finanzierungsbeiträge.
Die Senkung des Energieverbrauchs 
durch mehr Energieeffizienz muss als 
zentraler Bestandteil der Energiewende 
mehr Gewicht erhalten. Fortschritte bei 
der Energieeffizienz erfordern einen sek-
torübergreifenden Ansatz, der Gebäude, 
Industrie, Gewerbe und Haushalte um-
fasst und dabei Strom, Wärme und Kälte 
gleichermaßen in den Blick nimmt.
Aus dem Energie- und Klimafonds werden 
wir die Umsetzung anspruchsvoller Effi-
zienzmaßnahmen in der Wirtschaft, durch 
Handwerk und Mittelstand, Kommunen 
und Haushalten fördern, In den Sektoren 
Gebäude und Verkehr erfolgt die Finanzie-
rung ergänzend mit eigenen Instrumenten 
aus den zuständigen Ressorts.“

Bewertung: Der verstärkte Fokus auf die 
Energieeffizienz ist als weitere wichtige 
Säule für eine nachhaltige Energiewende 
notwendig. Die Förderung der Energieef-
fizienz, insbesondere auch durch Unter-
stützung neuer Technologien, wie Smart
Grids und SmartMeter, ist ein wichtiger 
und richtiger Schritt. Zur Erhöhung der Sa-
nierungsquote ist jedoch eine finanzielle 
Aufstockung des C0 -Gebäudesanie-2
rungsprogrammes auf mindestens fünf 
Milliarden Euro pro Jahr erforderlich.

12. Kommunalen Klimaschutz stärken
„Wir halten daran fest, dem Klimaschutz 
einen zentralen Stellenwert in der Energie-
politik zuzumessen. National wollen wir 
die Treibhausgas-Emissionen bis 2020 
um mindestens 40 Prozent gegenüber 
dem Stand 1990 reduzieren. Innerhalb der 
Europäischen Union setzen wir uns für ei-
ne Reduktion um mindestens 40 Prozent 
bis 2030 als Teil einer Zieltrias aus Treib-
hausgasreduktion, Ausbau der Erneuer-
bare Energien und Energieeffizienz ein.“

Bewertung: Der zentrale Stellenwert des 
Klimaschutzes im Rahmen der Energie-
politik wird begrüßt. Jedoch ist zu dessen 
Umsetzung insbesondere eine ausrei-
chende Finanzierung kommunaler Maß-
nahmen zum Klimaschutz, wie etwa über 
die Kommunalrichtlinie, notwendig.

13. Städtebauförderung nachhaltig 
weiterentwickeln und erhöhen
„Das Erfolgsmodell Städtebauförderung 
werden wir in gemeinsamer Verantwor-
tung von Bund, Ländern und Gemeinden 
fortführen und im Dialog mit allen an der 
Stadtentwicklung beteiligten Akteuren 
weiterentwickeln. Die Bundesmittel hierfür 
werden wir jährlich erhöhen. Die Program-
me der Städtebauförderung sollen die 
Kommunen insbesondere beim demo-
grafischen, sozialen und ökonomischen 
Wandel sowie beim Klimaschutz unter-
stützen. Wir vereinfachen die Bündelung 
mit anderen Förderprogrammen. Wir stel-
len sicher, dass auch Kommunen in Haus-
haltsnotlage nicht von der Förderung aus-
geschlossen sind. Wir werten das Pro-
gramm Soziale Stadt auf und sichern dort 
analog zu den anderen Städtebauför-
derprogrammen den flexiblen Mittelein-
satz. Die bewährten Stadtumbaupro-
gramme führen wir perspektivisch (unter 
Berücksichtigung des Solidarpakts, Korb 
II) zu einem einheitlichen, inhaltlich aufge-
werteten und integrierten Stadtumbau-
programm zusammen.“

Bewertung: Die verbindliche Aufsto-
ckung der Städtebaufördermittel des 
Bundes auf 700 Millionen Euro jährlich 
wird begrüßt. Sowohl diese Erhöhung als 
auch die Fortentwicklung sowie Zusam-
menführung der Programme unter Ein-
bindung der Kommunen entsprechen 

einer langjährigen Forderung des DStGB.

14. Einzelhandel
„Der Einzelhandel befindet sich derzeit in 
einem Strukturwandel. Wir werden ge-
meinsam mit den Unternehmen und Ver-
bänden, den Kommunen und den Ge-
werkschaften eine Plattform ins Leben 
rufen, um neue Perspektiven für den Ein-
zelhandel aufzuzeigen – sowohl um die 
Verödung unserer Innenstädte zu verhin-
dern, als auch um die Versorgung im 
ländlichen Raum zu gewährleisten.“

Bewertung: Eine Plattform zu neuen Per-
spektiven für den Einzelhandel in Zeiten 
des Strukturwandels unter Beteiligung der 
Kommunen wird begrüßt. Die Rahmen-
bedingungen für den Einzelhandel und 
die Nahversorgung, insbesondere im 
ländlichen Raum, müssen jedoch in kon-
kreter Ausfüllung des Postulats der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
durch den Bund abgesichert werden.

15. Zuwanderung und Asyl
„Wir wollen die Akzeptanz für die Frei-
zügigkeit in der EU erhalten. Wir werden 
deshalb der ungerechtfertigten Inan-
spruchnahme von Sozialleistungen durch 
EU-Bürger entgegenwirken. Wir erkennen 
die Belastung der Kommunen bei der Be-
wältigung ihrer Aufgaben an. Besonders 
von Armutsmigration betroffene Kommu-
nen sollen zeitnah die Möglichkeit erhal-
ten, bestehende bzw. weiter zu entwi-
ckelnde Förderprogramme des Bundes 
stärker als bisher zu nutzen.
Vor dem Hintergrund der erheblich gestie-
genen Zugangszahlen im Asylbereich set-
zen wir uns mit besonderem Vorrang für 
die Verkürzung der Bearbeitungsdauer 
bei den Asylverfahren ein. Die Verfahrens-
dauer bis zum Erstentscheid soll drei 
Monate nicht übersteigen.
Der Zugang zum Arbeitsmarkt wird für 
Asylbewerber und Geduldete nach drei 
Monaten erlaubt.“

Bewertung: Vor dem Hintergrund der 
wachsenden Armutszuwanderung nach 
Deutschland ist die Ankündigung, der 
ungerechtfertigten Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen innerhalb der EU ent-
gegenzuwirken, zu begrüßen. Positiv her-
vorzuheben ist, dass besonders von Ar-
mutsmigration betroffene Kommunen 
stärker Zugang zu bundesfinanzierten 
Förderprogrammen erhalten sollen. Die 
Aussage, die Bearbeitungsdauer bei Asyl 
verfahren auf drei Monate zu verkürzen, 
kann dazu beitragen, die steigenden 
Flüchtlingszahlen zu reduzieren. Zu be-
grüßen ist, dass der Zugang zum Arbeits-
markt für Asylbewerber und Geduldete 
nach drei Monaten erlaubt werden soll. 
Dadurch wird die Möglichkeit geschaffen, 
dass der Personenkreis nicht mehr auf 
Transferleistungen angewiesen ist. 
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Nicht zuletzt die Zwänge knapper Kassen 
und der Rückgang der Bevölkerung 
machen deutlich: Die Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben muss weiter optimiert wer-
den. Die interkommunale Zusammen-
arbeit ist ein Schlüsselinstrument, um 
möglichst effizient öffentliche Aufgaben 
erfüllen und ein attraktives Infrastruk-
turangebot angesichts des demographi-
schen Wandels weiterhin vorhalten zu 
können. Die höchstrichterliche Interpre-
tation des (europäischen) Umsatzsteuer-
rechts aber droht, gerade diese Zusam-
menarbeit durch eine Umsatzsteuer-
pflichtigkeit zu belasten. Der DStGB 
fordert: Die Umsatzsteuerfreiheit der ge-
meinsamen Erfüllung öffentlicher Aufga-
ben muss gesetzlich abgesichert werden.
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat verschie-
dene Urteile der Umsatzbesteuerung der 
öffentlichen Hand gefällt. (vgl. insbeson-
dere Urteile vom 10.11.2011 und 
01.12.2011, Az. V R 41/10 bzw. V R 1/11). 
Vor allem der sogenannte "Turnhallenfall" 
ist dabei bedeutsam und bekannt ge-
worden. Eine Gemeinde errichtete eine 
Turnhalle, auch, um diese an die Nachbar-
gemeinde für den Schulsport zu vermie-
ten. Im Rahmen der Bauinvestitionen 
beantragte die Gemeinde den Vor-
steuerabzug, was die Finanzverwaltung 
mit Verweis auf die mangelnde Umsatz-
steuerpflicht ablehnte. Hiergegen klagte 
die Gemeinde bis zum Bundesfinanzhof - 
und gewann. Ihr wurde damit zwar das 
Ziehen der Vorsteuer ermöglicht, aller-
dings war der Fall Anlass für den BFH zu 
grundsätzlichen Aussagen zur Umsatz-
steuerbarkeit der kommunalen Bei-
standsleistungen mit weitreichenden 
Aussagen, die sich wie folgt zusammen-
fassen lassen:
1. eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts ist immer unternehmerisch 
tätig ist, sofern sie auf privatrechtlicher 
Grundlage handelt. Auf weitere Vor-
aussetzungen - wie z. B. ein Wettbe-
werbsverhältnis zu privaten Anbietern - 
komme es dann nicht mehr an. 

2. Führt sie eine Tätigkeit auf öffentlich-
rechtlicher Grundlage aus, unterliegt 
diese der Umsatzsteuer, wenn die Tä-
tigkeit im Wettbewerb zu Privaten er-
folgt. 

3. Auch kommunale Beistandsleistungen 
seien steuerpflichtig, sofern es sich um 
Leistungen handelt, die auch von Pri-
vatanbietern erbracht werden können. 

Zusammenarbeit der Gemeinden 
nicht umsatzbesteuern!

Uwe Zimmermann, stellvertretender Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes

"Wettbewerbsbegriff" der Judikatur
Im geschilderten Fall stellt sich auf den 
ersten Blick die Frage: Warum handelt 
eine Gemeinde unternehmerisch im Wett-
bewerb zu Privaten, wenn sie eine Turn-
halle für den Schulsport an die Nachbar-
gemeinde vermietet - immerhin ist die 
Sicherstellung des Schulsports eine 
gemeindliche Aufgabe? Die Antwort des 
BFH auf diese Frage lautet: Turnflächen- 
und Zeiten könnten auch von privaten 
Sportunternehmen angeboten können. 
Dies reiche aus, um eine umsatzsteuer-
pflichtige Dienstleistung im Wettbewerbs-
verhältnis anzunehmen.
Zur Begründung dieses sehr weitgehen-
den Wettbewerbsbegriff beruft sich der 
BFH auf die Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs. In dessen Judika-
tur sind in diesem Zusammenhang vor 
allem zu nennen die Urteile in den Rechts-
sachen "Isle of Wight" (Urteil vom 
16.09.2008, C – 288/07) und "Salix 
Grundstücksvermietungs GmbH" (Urteil 
vom 04.06.2009, C – 102/08). Im Isle of 
Wight-Fall hatten mehrere englische In-
sel- und Küstengemeinden sich zusam-
mengeschlossen, um Kosten sparend 
gemeinsam die Parkraumbewirtschaf-
tung als öffentliche Aufgabe zu erfüllen. In 
den damit verbundenen Zahlungen will 
der EuGH umsatzsteuerpflichtige Um-
sätze sehen, da eine wettbewerbsrele-
vante unternehmerische Tätigkeit vorlie-
ge. Obwohl sich nie ein privates Unter-
nehmen für die Parkraumbewirtschaftung 
auf den abgelegenen Inseln interessiert 
hatte. Der EuGH aber urteilte, es reiche 
aus, dass sich ein Privatunternehmen po-
tenziell für die Dienstleistung interessieren 
könne. Und relevant sei jede Wettbe-
werbsverzerrung, die nicht unbedeutend 
sei.
Bei allem Respekt vor unabhängiger 
Rechtsprechung: Diese Judikatur des 
EuGH ist nur schwerlich als gedeckt von 
der Gesetzeslage zu sehen.
Denn die einschlägige EU-Rechtsgrund-
lage, die 6. MWSt-Systemrichtlinie EU 
(Richtlinie 77/388/EWG v. 17.5.1977, in 
der Fassung der Richtlinie 2006/112/EG 
vom 28.11.2006) bestimmt in ihrem Art. 13 
Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG (= Art. 
4 Abs. 5 der Richtlinie 77/388/EWG), dass 
öffentliche Körperschaften nicht als 
Steuerpflichtige gelten, soweit sie die Tä-
tigkeiten ausüben oder Umsätze bewir-
ken, die ihnen im Rahmen der öffentlichen 
Gewalt obliegen. Falls sie solche Tätig-
keiten ausüben oder Umsätze bewirken, 

gelten sie für diese Tätigkeiten oder Um-
sätze jedoch als Steuerpflichtige, sofern 
eine Behandlung als Nichtsteuerpflichtige 
zu größeren Wettbewerbsverzerrungen 
führen würde.

Umsatzsteuer und Vorsteuer bei 
interkommunaler Zusammenarbeit
Durch das Urteil des EuGH-Urteil „Isle of 
Wight“ wurde dieser Gesetzeswortlaut 
„Größere Wettbewerbsverzerrungen“ wur-
de in ein umgekehrtes Regel-Ausnahme-
Verhältnis interpretiert. Damit ist eine 
Umsatzsteuerpflicht im Grundsatz bei 
kommunalen Beistandsleistungen anzu-
nehmen, soweit diese auch nur potenziell 
von einem Privaten erbracht werden 
könnten. Und relevant sind Wettbewerbs-
verzerrungen durch eine Steuerbefreiung, 
sofern diese nicht nur unbedeutend sind. 
Dies hat erhebliche und zu kritisierende 
Folgen auch für die interkommunale Zu-
sammenarbeit. Nur im Bereich der ho-
heitlichen Dienste im engeren Sinne wird 
man regelmäßig nicht von einer Um-
satzsteuerpflichtigkeit bei entgeltlichen 
Beistandsleistungen ausgehen können, 
soweit Private diese hoheitlichen Dienste 
schon aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen nicht erbringen können und 
daher nicht einmal eine potenzielle Wett-
bewerbssituation angenommen werden 
kann.
Diese Interpretation des Umsatzsteuer-
rechts führt zu erweiterten Vorsteuerab-
zugsmöglichkeiten bei kommunalen In-
vestitionsprojekten, was vielfach als 
"Vorteil" gesehen wird. Allerdings „lohnt“ 
sich der Vorsteuerabzug nur bei Inves-
titionsmassnahmen. Bei interkommunaler 
Zusammenarbeit, die personalintensiv ist, 
aber nicht investitionsintensiv, relativiert 
sich dieser finanzielle Vorteil deutlich bis 
zur Bedeutungslosigkeit. Offen bleibt 
zudem, ob sich der Vorsteuerabzug als 
einmaliger Effekt gegenüber einer blei-
benden Umsatzsteuerpflicht langfristig 
rechnet. So verständlich es ist, dass sich 
Kommunen den Vorsteuerabzug sichern 
wollen, so sehr muss auch dafür plädiert 
werden, die langfristigen Folgen und Aus-
wirkungen auf die Gemeindehaushalte 
insgesamt zu sehen, wenn der Vorsteuer-
abzug beantragt und vor Gericht durch-
gefochten wird. 

Bürger lehnt Steuerbelastung öffentlicher 
Aufgaben ab!
Zu sehen ist vielmehr, dass sich die 
öffentliche Hand selbst besteuert für die 
öffentliche Aufgabenerfüllung. Mit einem 
Finanzumverteilungseffekt von unten 
nach oben, denn die Gemeinden erhalten 
nur gut zwei Prozent vom Umsatzsteuer-
aufkommen. Die Mehrkosten der Kom-
munen müssen bei Gebühren finanzierten 
Diensten auf den Bürger abgewälzt wer-
den oder belasten den allgemeinen 
Haushalt mit einer Verschlechterung der 
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Investitionsmöglichkeiten. Dies führt zu 
einer Erschwerung und Benachteiligung 
der interkommunalen Zusammenarbeit. 
Daher fordern die kommunalen Spitzen-
verbände eine gesetzliche Regelung, die 
klarstellt und absichert, dass die öffent-
liche Zusammenarbeit bei der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben nicht der Umsatz-
steuer unterliegt. Sowohl im Bund, als 
auch in der EU. Die kommunalen Spitzen-
verbände haben dafür selbst einen 

gesetzgeberischen Vorschlag vorgelegt. 
Zudem sind nach der bereits genannten 
EU-Mehrwertsteuersystemrichtlinie die 
EU-Mitgliedsstaaten dazu verpflichtet, 
gesetzliche Grundlagen für die umsatz-
steuerbefreite Zusammenarbeit öffentli-
cher Körperschaften unter Beachtung des 
Marktverzerrungsverbots zu schaffen. Die-
ser Auftrag ist in Deutschland noch nicht 
erfüllt. Dies ist noch umzusetzen und gibt 
die Gelegenheit zu einer klaren (rechts-) 

politischen Aussage, was in Deutschland 
als steuerbefreite gemeinsame öffentliche 
Aufgabenerfüllung angesehen wird und 
was als marktrelevante Wettbewerbsver-
zerrung.
Die Bürgerinnen und Bürger wünschen 
sich gute und bezahlbare kommunale 
Dienste. Dem muss die Politik Rechnung 
tragen.

Der einheitliche Eurozahlungsverkehrs-
raum („SEPA“) stellt die Kommunen in 
Deutschland vor die Herausforderungen 
der Umsetzung in organisatorischer und 
technischer Hinsicht. Die Zeit für die An-
passung des eigenen Zahlungsverkehrs 
und der damit verknüpften Abläufe in der 
Verwaltung wird langsam knapp. Einer 
Studie zu Folge lässt der Stand der Um-
stellung in Deutschland noch sehr zu 
wünschen übrig. Die veröffentlichen Zah-
len lassen vermuten, dass diese Feststel-
lung nicht nur für Unternehmen und Ver-
eine gilt. Bis zum 01.02.2014 müssen alle 
Anforderungen des SEPA-Zahlungsver-
kehrs erfüllt sein. Wenngleich die Zeit 
fortgeschritten ist, lohnt sich für alle, die 
die Umsetzung noch zu bewältigen ha-
ben, aber auch für diejenigen, die ganz 
oder teilweise bereits in Betrieb gegangen 
sind, nochmals eine Gesamtbetrachtung. 
SEPA bedeutet Veränderungen im Über-
weisungsverkehr und bei dem gerade in 
der kommunalen Welt wichtigen Last-
schriftverfahren. Dabei stellt die hetero-
gene Zahlungsverkehrslandschaft in 
einer Kommune den Umstellungsprozess 
vor besondere Herausforderungen. Der 
Überweisungsverkehr ist dabei wohl un-
problematisch anzupassen. Die Verkür-
zung der Verwendungszweckzeilen auf 
140 Zeichen dürften in der Regel keine 
Schwierigkeiten bereiten. Die Vielzahl der 
Anwendungsbereiche des Lastschriftein-
zuges, zumeist unterschiedlich organi-
siert und technisch unterstützt, und die 
aufwändigen formalen Anforderung an 
dieses SEPA-Verfahren erschweren den 
Weg der Umsetzung. Neben der EU-Ver-
ordnung und den Regelwerken des EPC 
(European Payments Council) sind die 
umfassenden Regelungen zum Zah-
lungsverkehr in den §§ 675 ff BGB, das 
SEPA- Begleitgesetz und die vertragli-

S E P A – Die Herausforderungen 
der Umstellung in den Kommunen

Dietmar Liese, Bundesvorsitzender des Fachverbandes der 
Kommunalkassenverwalter e.V.

chen Regelungen der Deutschen Kredit-
wirtschaft, hier insbesondere in den All-
gemeinen Geschäftsbedingungen, den 
Bedingungen für Lastschriftverkehr und 
den Vereinbarungen zum Lastschriftein-
zug für die Klärung von Fragen zur tech-
nischen und organisatorischen Umset-
zung heranzuziehen. 
Bei der SEPA-Umsetzung in der Kommu-
ne sind einige übergreifende Fragen an 
den Anfang zu stellen. Maßgebend für die 
Abwicklung des SEPA-Zahlungsverkehrs 
sind nunmehr IBAN (International Bank 
Account Number) und BIC (Business 
Identifier Code). Daraus folgt die Notwen-
digkeit die Stammdaten der Kreditoren 
und Debitoren um diese Informationen zu 
ergänzen. Dabei bieten sich unter Risiko-
gesichtspunkten zwei Wege an. Die Ab-
frage bei den Lieferanten und Zahlungs-
empfängern sowie den Steuer- und Ab-
gabepflichtigen ist zeitaufwändig, der 
Rücklauf ungewiss und die Erfassung der 
eingehenden Rückmeldungen fehleran-
fällig. Als zweite Variante kommt die 
Nutzung von Konvertierungstools, die aus 
den vorhanden Kontonummern und 
Bankleitzahlen IBAN und BIC errechnen, 
in Betracht. Die Haftung für Mängel bei 
der Konvertierung durch Programmtools 
gehen allerdings zu Lasten der Nutzer, 
wenngleich die Zuverlässigkeit dieser 
Werkzeuge zwischenzeitlich stark verbes-
sert werden konnte. Bei der Auswahl 
solcher Tools empfiehlt es sich die An-
gebote der Kreditwirtschaft zu bevorzu-
gen. Einer Konvertierung im Massenver-
fahren kann so ohne weiteres der Vorzug 
gegeben werden. Auf jeden Fall sollte die 
Stammdatenbearbeitung mit einer „Auf-
räumaktion“ alter nicht mehr benötigter 
oder fehlerhafter Zahlungsverkehrsdaten 
verbunden werden. Als weitere übergrei-
fende Veränderung, hier technischer Art, 

ist die Abschaffung des bisherigen DTA-
Formats zu nennen. Unter SEPA-Bedin-
gungen findet der Datenaustausch im 
sog. XML-Format statt. Sämtliche Soft-
ware, die Überweisungs- und Lastschrift-
dateien erstellt, muss dieses Format be-
herrschen. Bei den Anbietern im kommu-
nalen Umfeld sollte dies der Fall sein. 
Trotzdem ist ein Test in Abstimmung mit 
der eigenen Hausbank angeraten.
Das Lastschriftverfahren ist am meisten 
von den Veränderungen betroffen und soll 
deshalb eingehend betrachtet werden. 
Dabei steht das SEPA-Basislastschrift-
verfahren im Vordergrund, da es die 
Nachfolge des Deutschen Lastschriftver-
fahrens antritt und den Regelfall unter den 
Verfahrensarten darstellt. Zunächst be-
darf jeder, der Beträge per Lastschrift ein-
ziehen möchte, einer Gläubiger-Identi-
fikationsnummer (Gläubiger-ID), die von 
der Deutschen Bundesbank vergeben 
und im späteren Verfahren den Zahlungs-
empfänger der gezogenen Lastschrift ein-
deutig erkennen lässt. Die Zuteilung einer 
Gläubiger-ID ersetzt nicht den Abschluss 
einer neuen Inkassovereinbarung mit der 
eigenen Bank oder Sparkasse. Sie ist 
aber für den Abschluss bereits erfor-
derlich. Sollen Lastschriften von Eigenbe-
trieben mit eigener Kassenführung ge-
zogen werden, bedürfen diese in der 
Regel einer eigenen Gläubiger-ID. 
Das SEPA-Lastschriftverfahren ist von 
folgenden Elementen geprägt: Mandat 
mit Mandatsreferenz, Vorabankündigung 
des Lastschrifteinzuges, dem Lastschrift-
einzug in elektronischer Form (XML-Datei) 
und der übermittelten Rückgaben und Er-
stattungsforderungen. Grundlage für den 
Einzug von Beträgen von fremden Konten 
ist im SEPA-Verfahren das Mandat. Dieses 
ersetzt die bisherige Lastschrifteinzugser-
mächtigung und regelt die rechtliche Be-
ziehung der Gemeinde mit dem Zahler 
(Inhaber des Kontos, von dem abgebucht 
werden soll) und die Autorisierung des 
Kreditinstituts des Kontoinhabers zur 
Lastschrifteinlösung. Das Mandat kann 
durch Migration einer vorhandenen Last-
schrifteinzugsermächtigung auf Basis der 
entsprechenden Regelungen der AGB 
der Kreditwirtschaft generiert werden. Die 
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Nutzung als SEPA-Mandat ist dem Zahler 
vor der ersten Nutzung mitzuteilen. Das 
Mandat muss einen bestimmten Text und 
Inhalt haben. Die Anforderungen werden 
durch die mit der eigenen Bank oder 
Sparkasse abgeschlossene Inkassover-
einbarung bestimmt. Besonders hervor-
zuheben ist neben Name und Anschrift 
des Kontoinhabers, seiner IBAN, dem BIC 
des Kreditinstituts die Gläubiger-ID und 
die Mandatsreferenz. Von immenser Be-
deutung ist die Form des Mandates bzw. 
der zu Grunde liegenden Lastschrifter-
mächtigung. Sie müssen der Gemeinde 
im Original und mit Unterschrift des Kon-
toinhabers vorliegen. Per Telefax oder E-
Mail erteilte Mandate sind risikobehaftet, 
da die Gemeinde die Beweislast für eine 
ordentliche Mandatierung trägt. Deshalb 
müssen die SEPA-Mandate im Original 
verlangt beziehungsweise nicht dieser 
Form entsprechende durch Migration ent-
standene Mandate nach und nach ersetzt 
werden. Ist der Nachweis der Erteilung 
eines Mandates nicht möglich, so kann 
der Zahler 13 Monate nach der Kontobe-
lastung die Erstattung des eingezogenen 
Betrages verlangen. Dies könnte beson-
ders in Insolvenzfällen Bedeutung gewin-
nen. Hat der Zahler Zweifel an dem einer 
Kontobelastung zu Grunde liegenden 
Mandat, so kann er dieses über seine 
Bank bei der Gemeinde anfordern. Das 
Mandat muss innerhalb von 7 Bankge-
schäftstagen vorgelegt werden. Das Man-
dat ist zum Nachweis im Original mindes-
tens 14 Monate nach dem letzten Einzug 
aufzubewahren. Da es 36 Monate nach 
dem letzten Einzug genutzt werden kann, 
empfiehlt sich eine gleichlautende Aufbe-
wahrungsfrist. Das Mandat sollte bei der 
Gemeinde zentral in der Gemeindekasse 
verwaltet werden, um den Anforderungen 
des SEPA-Lastschriftverfahrens sicher 
entsprechen zu können.
Die eindeutige Verifizierung eines Man-
dates erfolgt über die vorgeschrieben 
Mandatsreferenz im Zusammenspiel mit 
der Gläubiger-ID. Die Mandatsreferenz 
darf 35 Stellen lang sein. Gläubiger-ID und 
Mandatsreferenz sind Bestandteil des 

Mandates, der Vorabankündigung des 
Lastschrifteinzuges und der Kontobelas-
tung. Sind die Informationen bei der Er-
teilung des Mandates nicht bekannt, kön-
nen sie dem Zahler zu einem späteren 
Zeitpunkt, spätestens aber vor dem ers-
ten Einzug mitgeteilt werden. Durch die 
Ankündigung der Migration erfolgt die 
Verknüpfung mit den bisherigen Last-
schrifteinzugsermächtigungen. Jeder 
Lastschrifteinzug kann somit dem zu 
Grunde liegenden Sachverhalt zugeord-
net und im Bankverkehr für das Sperren 
und den Widerruf von Mandaten genutzt 
werden. Nach derzeitigen Erfahrungen 
bietet sich die laufende Nummerierung  
ggf. in Verbindung mit Debitorennummer, 
Abgabeart und Abgabeobjekt an. Die 
Nutzung des Kassenzeichens ohne Er-
gänzung ist nicht angeraten. 
Wie läuft nun der SEPA-Lastschrifteinzug 
ab. Zunächst ist durch die Gemeinde der 
Einzug unter Angabe des Termins und des 
genauen Betrages der Belastung spätes-
tens 14 Kalendertage vorher anzukündi-
gen (Pre-Notification). Diese Vorabankün-
digung erfolgt in Textform, d. h. schriftlich 
oder per E-Mail gegenüber dem Zahler 
(Kontoinhaber). Da in den bisherigen 
Stammdaten meist nur die Adresse des 
Zahlungspflichtigen, muss im Rahmen 
der Migration bisheriger Lastschrifter-
mächtigungen die Adresse des (abwei-
chenden) Zahlers ermittelt werden. 
Grundsätzlich bietet sich die Verknüpfung 
der Vorabankündigung mit Bescheiden 
oder Rechnungen, welche die Zahlungs-
pflicht begründen, an. Dabei bezieht sich 
die Ankündigung auf alle Beträge und 
Fälligkeiten des Bescheides oder der 
Rechnung. Sie kann aber auch unab-
hängig davon erfolgen, wenn ein Mandat 
neu erteilt wird, ohne dass ein neuer Be-
scheid ergeht. Änderungen bei Fälligkei-
ten oder Beträgen erfordern eine neue 
Vorabankündigung. Ist der Empfänger 
des Bescheides nicht der Zahler, muss 
letzterem eine getrennte Ankündigung 
übersandt werden. Dabei ist das Steuer-
geheimnis zu beachten.
Sämtliche Fristen im SEPA-Lastschrift-

verfahren beziehen sich auf einen vorzu-
gebenden Fälligkeitstermin. Dieser kann 
dem rechtlichen Fälligkeitstermin ent-
sprechen. Der Termin ist Bestandteil der 
Lastschriftdatei, da zu diesem Tag die 
Kontobelastung erfolgt. Die Fälligkeit muss 
der in der Vorabankündigung ent-
sprechen. Durch Einreichungsfristen, die 
auf diese Fälligkeiten bezogen sind, ist der 
Einzug zurückliegender Fälligkeiten aus-
geschlossen, es sei denn der Einzug wird 
zu einem abweichenden Termin angekün-
digt und dann zu diesem Termin vollzo-
gen. Die Einreichungsfristen bestimmen 
sich aus der Inkassovereinbarung und be-
tragen zumeist 6 Tage für Erst- und Einmal-
lastschriften sowie 3 Tage für Folgelast-
schriften. Die Beachtung der Einreichungs-
fristen hat bei den meisten Gemeinden die 
tägliche Erstellung von Lastschriftläufen 
zur Folge. Ab November 2013 stellt die 
Kreditwirtschaft die Möglichkeit bereit, 
Lastschriftdateien mit 1 Tag Vorlauf unab-
hängig von der Art der Lastschriften (Core-
1 Lastschriftverfahren) entgegen zu neh-
men. Die Nutzung ist mit dem eigenen 
Softwareanbieter und der Bank oder Spar-
kasse der Gemeinde zu klären. 
Gerade die hohen formellen Anforderun-
gen des SEPA-Lastschriftverfahrens, wie 
Vorabankündigung und Mandatsreferenz 
und die Herausforderungen notwendiger 
technischer Schnittstellen zu Vorverfahren 
können in bestimmten Einnahmeberei-
chen dazu führen, dass zunächst auf den 
Lastschrifteinzug verzichtet werden muss. 
Eine solche Entscheidung kann aber nicht 
abschließend sein. Die Lastschriftquote ist 
ein wesentlicher Faktor eines funktionie-
renden Liquiditäts- und Forderungsmana-
gements. Sie wird unter dem Umstel-
lungsverfahren ohnehin leiden. Deshalb 
können die SEPA-Aktivitäten mit der er-
zielten SEPA-Readyness nicht enden. 
Durch weitere Optimierung der Zahlungs-
verkehrsprozesse können trotz fehlender 
wirtschaftlicher Umstellungsanreize im 
kommunalen Umfeld  Aufwand und Kos-
ten der Umstellungsarbeiten aber auch 
der nachhaltige Betrieb erträglicher ge-
staltet werden. 

Gesetzgebung:
Seit 2004 existiert die gesetzliche Präven-
tionsvorschrift des § 84 Abs. 2 SGB IX mit 
folgendem Wortlaut:

Betriebliches Eingliederungs-
management (BEM) 
Gesetzgebung-Ziele-Beteiligte-Umsetzung*

Claudia Fischler, Kommunaler Arbeitgeberverband Schleswig-Holstein

„Sind Beschäftigte innerhalb eines Jahres 
länger als 6 Wochen ununterbrochen oder 
wiederholt arbeitsunfähig, klärt der Ar-
beitgeber mit der zuständigen Interessen-

vertretung im Sinne des § 93, bei schwer-
behinderten Menschen außerdem mit der 
Schwerbehindertenvertretung, mit Zu-

 * BEM-Quellen:
• Handlungsempfehlungen zum Betrieblichen Ein-

gliederungsmanagement vom Landesamt für 
Gesundheit und Soziales, Berlin, März 2006

• BAG, Beschluss vom 07.02.2012 – 1 ABR 46/
• BayVGH vom 12.06.2012
• BAG, Urteil vom 24.03.2011 – 2 AZR 170/10
• Arbeitshilfen der AOK 
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stimmung und Beteiligung der betroffe-
nen Person die Möglichkeiten, wie die 
Arbeitsunfähigkeit möglichst überwunden 
werden und mit welchen Leistungen oder 
Hilfen erneuter Arbeitsunfähigkeit vorge-
beugt und der Arbeitsplatz erhalten wer-
den kann (Betriebliches Eingliederungs-
management).“ 
Im folgenden sollen stichpunktartig die 
wesentlichen Komponenten dargestellt 
werden.

BEM-Tatbestandsmerkmale im 
Einzelnen:
• Beschäftigte“ i.S.d. § 84 Abs. 2 SGB IX 

sind alle Beschäftigten, auch Teilzeit- 
und Aushilfskräfte, auch keine Begren-
zung auf schwerbehinderte/gleich-
gestellte Beschäftigte

• „innerhalb eines Jahres“ bedeutet 
nicht, dass auf das Kalenderjahr abge-
stellt wird, sondern es wird vielmehr auf 
die letzten 12 Monate abgestellt, in 
denen der/die Betroffene insgesamt 
länger als 6 Wochen ununterbrochen 
krank gewesen sein muss

• Die „sechs Wochen“ Frist ist erfüllt, 
wenn eine Erkrankung über 6 Wochen 
(42 Tage – nicht Arbeitstage) andauer-
te ODER bei mehreren Erkrankungen 
unter Berücksichtigung der Arbeits-
tage die 6 Wochen erreicht sind (z.B. 
bei der 5 Tage-Woche nach 30 Ar-
beitstagen, bei der 6 Tage-Woche nach 
36 Arbeitstagen)

• Die Tage zählen ab dem Tage des 
krankheitsbedingten Fehlens, nicht ab 
dem Tage der vorliegenden AU Be-
scheinigung.

• In die Berechnung der 6-Wochen Frist, 
fließen alle Zeiten der Arbeitsunfähig-
keit ein, auch Kuren und Reha-Maß-
nahmen, die Ursachen werden erst im 
Erstgespräch erläutert

• “wiederholt arbeitsunfähig“ liegt bei Er-
reichen der 6 Wochen-Frist vor, welche 
Ursachen hierzu geführt haben, spielt 
keine Rolle, es können vollständig 
unterschiedliche Ursachen sein

• Die Pflicht, ein BEM durchzuführen, 
trifft jeden Arbeitgeber unabhängig 
von seiner Größe oder Beschäfti-
gungspflicht

• Der Arbeitgeber muss unmittelbar 
nach den 6 Wochen tätig werden, un-
abhängig von der Gesundung oder 
Rückkehr des/der Betroffenen. Ge-
spräche können auch bereits vor Rück-
kehr sinnvoll sein.

• Auch wenn keine Interessenvertretung 
vorhanden ist, besteht die Pflicht, ein 
BEM durchzuführen.

BEM-Ziele:
• Ursachen für Arbeitsunfähigkeitszeiten 

erforschen
• Unterstützung bei der Rückkehr
• Künftige Arbeitsunfähigkeitszeiten ver-

meiden oder  verringern

• Rehabilitationsbedarf frühzeitig erken-
nen

• Geeignete Maßnahmen definieren, 
einleiten und umsetzen

BEM-Beteiligte:
Der Arbeitgeber
• Der Arbeitgeber ist „Herr des Verfah-

rens“.
• Einleitung und Durchführung liegen in 

seiner Verantwortung.
• Keine Verpflichtung, BEM als System 

einzuführen, Durchführung im Einzel-
fall genügt, ggf. Hilfe externer Partner. 
System ist sinnvoll bei größeren Arbeit-
gebern (einheitliches Verfahren, festes 
Integrationsteam)

• Delegation des Erstkontaktes ist mög-
lich, wenn das Einverständnis der üb-
rigen Beteiligten vorliegt

Der/die Betroffene
• Der/die Betroffen ist „zweiter Herr des 

Verfahrens“, ohne seine/ihre Bereit-
schaft kann BEM nicht durchgeführt 
werden.

• BEM kann durch ihn/sie jederzeit ab-
gebrochen werden.

• Der/die Betroffene kann die Beteili-
gung des Betriebs-/Personalrates oder 
der Schwerbehindertenvertretung ab-
lehnen.

• Der/die Betroffene muss die Diagnose 
der Erkrankung nicht mitteilen. Es ist 
jedoch ein sinnvolles BEM nur mög-
lich, wenn der Arbeitgeber die Erkran-
kung kennt.

• Kann gegen seinen Willen gem. § 84 
Abs. 2 SGB IX zum Amtsarzt geschickt 
werden, wenn dies nach den allgemein 
dafür bestehenden Vorschriften mög-
lich ist

• Einzelheiten über das BEM werden 
nicht in die Personalakte aufgenom-
men. Es darf nur aufgenommen wer-
den, dass die Durchführung angebo-
ten wurde, ob der/die Betroffene damit 
einverstanden war, welche konkrete 
Maßnahme angeboten wurde und ob 
eine Umsetzung mit Einverständnis 
der/des Betroffenen erfolgen konnte 
oder nicht.

Die betriebliche Interessenvertretung
• Grundsätzliche Mitbestimmungsrechte 

gem. § 87 Abs.1 Nr. 1 BetrVG/§ 51 Abs. 
1 Satz 1 MBG  bestehen nur, wenn ein 
standardisiertes Verfahren eingeführt 
wurde, bei der Durchführung von BEM 
im Einzelfall jedoch nicht.

• Sie wird durch den Arbeitgeber einge-
schaltet

• Mitwirkungsrechte sind durch das 
BEM nicht eingeschränkt.

• Nur durch Mitarbeiter/in abzulehnen.
• Wenn die Interessenvertretungen vor 

dem Arbeitgeber tätig werden, ge-
schieht dies nicht innerhalb des BEM 
und gilt auch nicht als „Erstkontakt“ 
i.S.d. Durchführung eines BEM.

• § 84 Abs. 2 SGB IX gibt keinen direkten 

Anspruch auf Einführung des BEM. 
Stützen sich die Interessenvertretun-
gen aber auf die generellen Regelun-
gen des Personalvertretungs- und Be-
triebsverfassungsrechts sowie des 
SGB IX, könnten sie BEM als Maßnah-
me beantragen, die der Gesundheits-
förderung der Beschäftigten dient.

• ACHTUNG: 
KEINE UNTERSCHIEDLICHEN 
AUSKUNFTS-ANSPRÜCHE VON 
BETRIEBSRAT UND PERSONAL-
RAT MEHR

• Der BayVGH (12.6.2012) und der BGH  
(7.2.2012) hatten entschieden, dass 
Arbeitgeber mit einem Betriebsrat 
andere arbeitgeberseitige Unterrich-
tungspflichten trifft als Arbeitgeber mit 
einem Personalrat.

– Diese Unterscheidung ist nunmehr 
durch die Beschlüsses des BVerwG 
vom 04.09.2012 (6 P 5.11 und 6 P 7.11) 
hinfällig, sowohl der Anspruch des Per-
sonalrats als auch der Anspruch des 
Betriebsrates geht nunmehr auf Über-
lassung einer Namensliste, auch wenn 
der/die Betroffene nicht zugestimmt 
hat

– Ein Anspruch auf Überlassung des 
Antwortschreibens besteht jedoch wei-
terhin in beiden Fällen nur nach Zu-
stimmung durch die/den Betroffene/n

Die Schwerbehindertenvertretung 
• Bei schwerbehinderten Mitarbeitern ist 

diese durch den Arbeitgeber einzu-
schalten.

Betriebsärztlicher Dienst
• Keine Pflicht, aber Möglichkeit ihn hin-

zuzuziehen
Externe Partner
• Krankenkasse, Rentenversicherung, 

Agentur für Arbeit, Unfallversicherung 
können Ansprechpartner sein für 
etwaige Rehabilitationsleistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben/zur beglei-
tenden Hilfe im Arbeitsleben

• Einbringen ihrer Leistungen zur Erhal-
tung der Erwerbsfähigkeit, ergonomi-
schen Arbeitsplatzgestaltung, beruf-
lichen Qualifizierung, Gewährleistung 
des Unfallschutzes und der Arbeitssi-
cherheit

Fehlendes BEM
• Ein BEM gilt grundsätzlich nur dann als 

vom Arbeitgeber nicht durchgeführt, 
wenn entweder die Initiierung durch 
den Arbeitgeber fehlt oder der Abbruch 
arbeitgeberseitig verursacht wurde, 
nicht wenn der Arbeitnehmer die 
Durchführung verweigert, oder ab-
bricht.

• Ein vom Arbeitgeber durchgeführtes 
BEM kann fehlerhaft sein, wenn z.B. 
der Arbeitnehmer nicht auf Ziele, Art 
und Umfang der erhobenen Daten hin-
gewiesen wurde. Er kann sich dann auf 
die nicht ordnungsgemäße Durch-
führung berufen.
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Auswirkungen
• Unmittelbare Sanktionen werden nicht 

ausgelöst (keine Ordnungswidrigkeit 
gem. § 156 SGB IX)

ABER
• Im Falle einer arbeitgeberseitig ge-

wünschten krankheitsbedingten Kündi-
gung kann es sich negativ auswirken, 
das BAG (2AZR 400/08) ist in einem 
solchen Fall von einer „Umkehrung der 
Beweislast zu Lasten der Arbeitgeber“ 
ausgegangen, da § 84 Abs. 2 SGB IX 
eine Konkretisierung des dem gesam-
ten Kündigungsschutzrechts innewoh-
nenden Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit beinhalte.

• Das bedeutet,
im Einzelfall kann ein nicht (ordnungs-
gemäß) durchgeführtes BEM dazu füh-
ren, dass eine Kündigung aus Krank-
heitsgründen nicht wirksam wäre.

Aber
• Nur als Ausfluss des Kündigungs-

schutzrechts (in Betrieben mit mehr als 
5 Arbeitnehmern) und nicht bereits auf-
grund des Fehlens selbst.

• Die Kündigung ist dann unwirksam, 
wenn die Durchführung eines BEM 
dazu geführt hätte, dass die Weiterbe-
schäftigung unter geänderten Arbeits-
bedingungen oder an einem anderen 
Arbeitsplatz möglich gewesen wäre.
Die Beweislast für die Unmöglichkeit 
trifft den Arbeitgeber

• Der Arbeitgeber hat darzulegen, dass
– der Einsatz des Arbeitnehmers auf 

dem bisherigen Arbeitsplatz nicht 
mehr möglich ist,

– eine leidensgerechte Anpassung 
und Veränderung des Arbeits-

platzes ausgeschlossen ist und
– der Einsatz auf einem anderen Ar-

beitsplatz nicht in Betracht kommt
• Entscheidungen der Integrationsämter

könnten sich verzögern, da die Inte-
grationsämter viele Punkte selbst 
prüfen müssten (Arbeitshilfen, Umset-
zungen u.ä.)

• Es gibt sogar Integrationsämter, die 
eine Zustimmung zur Kündigung man-
gels BEM verweigern, da die Kündi-
gung immer die ultima ratio sei und mit 
dem BEM ggf. ein milderes Mittel hätte 
gefunden werden können. 

BEM-Datenschutz:
Übermittlung der Namen an den Betriebs-
rat
• Datenschutzrechtliche Gründe stehen 

der Übermittlung der Namen an den 
Betriebsrat nicht entgegen, da dies 
gem. § 28 Abs. 6 Nr. 3 BDSG sogar bei 
fehlender Einwilligung der betroffenen 
Arbeitnehmer zulässig ist.

Offenbarung von Krankheits- und Behin-
derungsdaten
• Daten zur medizinischen Diagnose 

sind nicht erforderlich (ggf. nur Be-
triebsarzt).

• Daten zur Aufklärung von Krankheitsur-
sachen im Betrieb sind ggf. erforderlich.

• Daten zur gesundheitsbedingten Ein-
schränkung der Einsatzmöglichkeiten 
sind unerlässlich, ohne sie kann das 
BEM nicht durchgeführt werden.

• Möglicherweise hilft es, eine Vertrau-
ensperson (Betriebsarzt) einzusetzen, 
der hier die Moderation übernimmt.

• Der Arbeitgeber sollte ein System vor-
halten, wie die sensiblen Daten ge-

schützt und dies auch den Arbeitneh-
mern kommuniziert werden könnte.

BEM-Einzelfalldurchführung/
Systemeinführung:
Kleinere Betriebe/Verwaltungen (bis 200 
Beschäftigte) sollten BEM unter Inan-
spruchnahme externer Unterstützung auf 
den Einzelfall beschränken
– Die gesetzlichen Mindestanforderun-

gen sind eingehalten, wenn:
• Die in § 84 Abs. 2 SGB IX genannten 

Ämter, Stellen und Personen infor-
miert/einbezogen sind

• Die eingebrachten Vorschläge 
sachgerecht  erörtert wurden

• Der Arbeitgeber sich „vernünftiger-
weise in Betracht“ kommenden Lö-
sungsvorschlägen nicht verschließt

Größere Betriebe/Verwaltungen  sollten 
ein BEM-System einführen

• Bildung eines Integrationsteams 
aus Arbeitgeber, Schwerbehinder-
tenvertretung, Betriebs-/Personal-
rat und Betriebsarzt

Ggf. erweiterbar durch
•Arbeitsmedizinischen Dienst
•Arbeitssicherheitsbeauftragte
•Gesundheitsbeauftragte
•Gleichstellungsbeauftragte
•Externe Partner

• Mitarbeiterinformation/Sensibilisie-
rung durch
–Betriebsversammlung und/oder
–Mitarbeiterzeitung und/oder
–Intranet und/oder
–Rundschreiben 

• Zusammenstellen der gesetzlichen 
Grundlagen

• Bildung eines Projektteams

Seit Jahrhunderten versucht der Mensch, 
dem Moor Flächen zum Wirtschaften 
abzuringen. In Schleswig-Holstein gibt es 
deshalb nur noch wenige Moore, in denen 
der Moorcharakter erhalten geblieben ist 
– sie bedecken eine Fläche von lediglich 
17.500 Hektar. Die restlichen Moore - ur-
sprünglich waren das einmal 145.000 
Hektar - sind allesamt entwässert und 
werden landwirtschaftlich genutzt. Wei-
tere 35.000 Hektar Moorböden sind in den 

Thomas Voigt, Nicola Brockmüller, Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein

Moorschutz ist Klimaschutz: Flurbe-
reinigung, Stiftung Naturschutz und 
Moorschutzprogramm lassen Wasser-
stand im Offenbütteler Moor steigen 

vergangenen 50 Jahren durch Torfzerset-
zung völlig verschwunden. Mit der Inten-
sivierung der Landwirtschaft und größe-
ren und schweren Maschinen ist es in den 
letzten 20 Jahren immer unrentabler 
geworden, Moorböden zu bewirtschaften. 
Aus diesem Grund konnte die Stiftung 
Naturschutz Schleswig-Holstein viele 
Moorflächen für den Naturschutz und da-
mit auch für den Klimaschutz sichern, 
denn renaturierte Moore setzen keine kli-

maschädlichen Gase, wie Methan und 
Kohlendioxid, mehr frei.
Zu den zahlreichen Projekten der Stiftung 
Naturschutz  zur Renaturierung trocken-
gelegter Moore gehört auch das Offen-
bütteler Moor am Nord-Ostsee-Kanal öst-
lich von Albersdorf. Hier wird der Was-
serstand wieder angehoben, um die 
Zersetzung des Moorkörpers und das 
Entweichen klimaschädlicher Treibhaus-
gase zu stoppen. Ausreichend Wasser im 
Boden ist zudem elementar, um das 
Wachstum von Torfmoosen wieder anzu-
kurbeln. Nur wenn sie wachsen, kann sich 
der Moorkörper nachhaltig regenerieren. 
800 Hektar umfasst der Moorkomplex mit 
bis zu vier Meter mächtigen Hochmoortor-
fen, die randlich in Niedermoore überge-
hen. Die Stiftung besitzt dort 470 Hektar 
und ließ 2009 ein Konzept zur Wiederver-
nässung erstellen, das beim „Runden 
Tisch“ der Öffentlichkeit vorgestellt wurde 
und als Grundlage für die aktuellen Maß-
nahmen gilt.  
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Mit schwerem Gerät sind im Stiftungsland 
Offenbütteler Moor gemäß der Planungen 
des Landesamtes für Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume (LLUR) im 
Frühjahr 6.500 Meter Verwallungen ange-
legt, die künstliche Entwässerung aufge-
hoben und sogar Spundwände gesetzt 
worden, um möglichst viel Regenwasser 
in der Fläche zu speichern. So können 
sich im derzeit noch binsenreichen, arten-
armen Grünland wieder hochmoortypi-
sche Wasserstände einstellen. Von nun 
an saugen sich die Torfe in dem 45 Hektar 
großen Komplex wieder voll Wasser und 
bieten den idealen Lebensraum für Moor-
frosch, Bekassine, Kranich, Kiebitz und 
Co..

Auftraggeber für die Renaturierung des 
Moores ist die „Teilnehmergemeinschaft 
der vereinfachten Flurbereinigung Offen-
bütteler Moor“; die Stiftung Naturschutz 
begleitet die Arbeiten beratend. 2010 wur-
de vom LLUR ein vereinfachtes Flurberei-
nigungsverfahren eingeleitet, um durch Bo-
denordnung (Flächenankauf und  -tausch) 
sowie die damit verbundene Maßnahmen-
planung den Grundstein für ein naturnahes 
Wasserregime im Moorkörper zu schaffen. 
Zusätzlich sollen in diesem Flurbereini-
gungsverfahren auch Ideen und Hand-
lungsempfehlungen für die Verbesserung 
der Agrarstruktur, der ländlichen Verkehrs-
infrastruktur sowie zur gemeindlichen und 
touristischen Entwicklung erarbeitet wer-
den. Begleitet werden das Verfahren und 
die Maßnahmenplanungen durch einen 
"Runden Tisch".
Finanziert wird die Renaturierung aus 
Mitteln des Moorschutzprogramms des 
Ministeriums für Energiewende, Landwirt-
schaft, Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein und dem EU-
Förderprogramm „Europäischer Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums“. Demnächst sollen die 
Maßnahmen in anderen Teilen des Moors 
fortgeführt werden. In die Planungen wur-
den die Torfart und –mächtigkeit sowie 

vorhandene Pflanzenarten und Tierle-
bensräume einbezogen. Zudem spielt die 
Gewährleistung der Vorflut für Anlieger 
und die Aufrechterhaltung der Befahrbar-
keit von Wegen eine wichtige Rolle. Im 
Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens 
in Offenbüttel ergab sich die Möglichkeit 
als Ausgleich für die zeitgemäße Instand-
setzung wichtiger Gemeindeverbin-
dungswege einen Moorweg zu entwid-
men und in die Vernässung einzube-
ziehen.
In den vergangenen Jahren hat die Stiftung 
Naturschutz in verschiedenen ehemaligen 
Hochmooren der Eider-Treene-Sorge-
Region, im Dellstedter Birkwildmoor in 
Dithmarschen sowie im Hartshoper Moor 
und Königsmoor umfangreiche Wiederver-
nässungsmaßnahmen umgesetzt – im-
merhin auf einer Gesamtfläche von fast 
600 Hektar. Hier haben sich die Torfe be-
reits voll Wasser gesogen und bieten Am-
phibien, zahlreichen Insekten sowie Brach-
vogel, Wollgras und Sonnentau einen 
idealen Lebensraum. Von den Vernäs-
sungsmaßnahmen profitieren aber nicht 

nur selten gewordene moortypische Tier- 
und Pflanzenarten.

Moorfrosch

Wollgras

Die Landesregierung und die Stiftung 
Naturschutz leisten mit der Moorrenatu-
rierung auch einen Beitrag zur Reduzie-
rung des Klimakillers CO da intakte Moo-2, 

re das Treibhausgas speichern. Auf einem 
Hektar entwässertem Grünland werden 
durch einen naturnahen Wasserhaushalt 
bis zu 18 Tonnen CO -Äquivalente pro 2

Jahr eingespart. Im Rahmen des Moor-
schutzprogramms plant die Stiftung Na-
turschutz weitere Moorschutzprojekte im 
Stiftungsland in einer Größenordnung von 
fast 1.150 Hektar.

Hintergrund
Künstliche Entwässerung, industrieller 
Torfabbau und intensive landwirtschaft-
liche Nutzung haben erhebliche Spuren in 
den Mooren hinterlassen. Intakte Moore 
gehören weltweit zu den bedeutenden 
Speichern für Kohlenstoff, während ent-
wässerte Moore erhebliche Mengen des 
klimaschädlichen Kohlendioxids freiset-
zen. Allein die Emissionen entwässerter 
Moore in Schleswig-Holstein werden vom 
Landesamt für Landwirtschaft und ländli-
che Räume auf rund 2,3 Millionen Tonnen 
Kohlendioxidäquivalente geschätzt. Dies 
entspricht einem Anteil von etwa neun 
Prozent an den Gesamtemissionen. 
2008 hat die schleswig-holsteinische 
Landesregierung ein Moorschutzpro-
gramm aufgelegt, das überwiegend mit 
Geldern des „Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums“ gespeist wird. Maß-
nahmen zum Schutz und der Entwicklung 
von Mooren werden so jährlich mit einer 
Summe zwischen einer und zwei Millionen 
Euro gefördert. Umgesetzt wird das 
Programm durch die Stiftung Naturschutz 
in Abstimmung mit den zuständigen 
Behörden, Kreisen und Gemeinden.

Runder Tisch bei der Bauabnahme 
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Kommunalpolitik ist laut EU-Parlaments-
präsident Martin Schulz „der Ernstfall der 
Politik“: Ein Bürgermeister stehe täglich 
unter Handlungs- und Erwartungsdruck. 
Die Probleme, mit denen Kommunalver-
treter konfrontiert werden, sind in den letz-
ten Jahren nicht überschaubarer gewor-
den, das zur Verfügung stehende Geld 
hingegen schon. Für die künftige Rolle der 
Kommunen, so die überwiegende Ein-
schätzung während des diesjährigen 
Kommunalkongresses des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes, sollte 
mehr Mut aufgebracht werden – mehr 
kommunale Selbstverwaltung, vor allem 
aber auch eine gerechtere Verteilung von 
Aufgaben und Geld innerhalb der Bun-
desrepublik sind die Eckpfeiler starker 
Kommunen. Was Kommunen und ihre 
Bürger zu leisten imstande sind, was 

Auf dem Weg zum Bürgerstaat – 
Der Deutsche Kommunal-
kongress 2013 

ihnen zuzutrauen ist und wie die Heraus-
forderungen der Zukunft bewerkstelligt 
werden können, stand im Zentrum der 
zweitägigen Veranstaltung unter dem Titel 
„Vom Vater Staat zum Bürgerstaat“. 
Gefragt nach den dominierenden The-
men auf dem Deutschen Kommunalkon-
gress 2013 müssen die Antworten zum 
einen „Finanzkrise“ und zum anderen die 
„Rolle der Kommunen im bundesdeut-
schen und im europäischen Gefüge“ lau-
ten. Finanzkrise und kommunale Schul-
denbelastung sind nach wie vor zentrale 
Problemfelder der Städte und Gemein-
den. Damit einhergehend bildeten die 
Fragen, welche Aufgaben Bund, Länder 
und EU an Kommunen verteilen und wer 
deren Umsetzung bezahlt, Diskussions-
potenzial. 
Nicht vergessen wurde aber auch die be-

ginnende Hochwasserkatastrophe. Die 
Referenten des Kommunalkongresses 
übersandten die besten Wünsche an alle 
Betroffenen, lobten die Solidarität und die 
freiwilligen Helfer für die Unterstützung 
und mahnten unbürokratische Soforthilfe 
an: „Mit dem Herzen sind wir bei denen, 
die nicht zum Kommunalkongress kom-
men konnten und aktuell gegen das 
Hochwasser kämpfen“, erklärte DStGB-
Präsident Christian Schramm. 
„Ein starkes Deutschland braucht starke 
Städte und Gemeinden“. In der Eröff-
nungsrede des Kongresses stellte Präsi-
dent Schramm, zugleich Oberbürger-
meister der Stadt Bautzen, die Bedeutung 
der Kommunen im Staatswesen heraus 
und mahnte grundlegende Reformen an. 
Er gab als Ziel aus, dass Probleme vor Ort 
in den Kommunen gelöst werden müssen 
und nicht von zentralen Instanzen: „Wenn 
es vor Ort nicht gelingt, die ausländischen 
Mitbürger zu integrieren und mit ihnen ge-
meinsam zu leben, hilft auch kein Inte-
grationsgipfel in Berlin.“
Für diese Einschätzung bekam Schramm 
viel verbale Unterstützung von seinem 
österreichischen Kollegen: Prof. Helmut 
Mödlhammer, Präsident des Österreichi-
schen Gemeindebundes, betonte in sei-
nem Grußwort die Rolle der Gemeinden 
als „Kommunikationszentralen“. Er warn-
te davor, dass Reformen nicht nur des Re-
formierens wegen durchgeführt werden 
dürften. Am Beispiel der Gemeindezu-
sammenlegungen gab Mödlhammer, zu-
gleich Bürgermeister der Gemeinde Hall-
wang, zu bedenken, dass hierbei die 
Bürgernähe verloren zu gehen droht: „Die 
kleinen Einheiten dürfen nicht aufgege-
ben werden.“ In diesem Zusammenhang 
äußerte er auch Kritik an der EU: „Zwar ist 
ein gesunder Wettbewerb wichtig, er darf 
aber nicht einzig auf die großen Player 
ausgerichtet sein.“ Mödlhammer kritisier-
te die Tendenzen der europäischen Politik, 
Kooperationsmodelle der Kommunen zu 
erschweren oder gar zu verhindern. 
Bei aller Kritik gegenüber der Politikbran-
che wurde dem Beruf des Bürgermeisters 
besonders viel Lob und Empathie gegen-
übergebracht: „Ich bin stolz, Kommunal-
politiker zu sein.“ – Dies transportierte der 
Vertreter der österreichischen Kommunen 
mit viel Überzeugungskraft. 

Kommunen brauchen Solidarität der 
politischen Ebenen
Auch Martin Schulz, der Präsident des 
Europäischen Parlaments, machte aus 
seiner Begeisterung für den Job des 
Bürgermeisters keinen Hehl. Vor seiner 
politischen Karriere auf europäischer 
Ebene war er selbst Bürgermeister in der 
Stadt Würselen in der Nähe von Aachen. 
Zugleich betonte Schulz jedoch, dass 
„Bürgermeister“ der härteste Job sei, den 
er sich vorstellen könne: Im Unterschied 
zu anderen politischen Ämtern, wo Ent-

Der Deutsche Städte- und Gemein-

debund veranstaltete am 03. und 04. 

Juni 2013 den Deutschen Kommu-

nalkongress 2013 in Berlin unter dem 

Motto „Vom Vater Staat zum Bürger-

staat“. An die 650 Kommunalvertreter 

aus ganz Deutschland beteiligten 

sich am Meinungs- und Erfahrungs-

austausch mit Politik, Wissenschaft 

und Wirtschaft. Im Hauptprogramm 

waren Impulse von Vertretern der 

Kommunen, des Bundes und der EU 

sowie aus der Wirtschaft verankert. 

Neben Christian Schramm, Präsident 

des Deutschen Städte- und Gemein-

debundes, referierten am ersten Kon-

gresstag Georg Fahrenschon, Präsi-

dent des Deutschen Sparkassen- 

und Giroverbandes, sowie Frank 

Appel, Vorstandsvorsitzender der 

Deutsche Post AG, Wolfgang Hanss-

mann, Vorstandsmitglied der AXA 

Konzern AG und Rudolf Martin Sie-

gers, CEO, Siemens Deutschland. In 

den Kreis hochkarätiger Referenten 

reihte sich am zweiten Veranstal-

tungstag der Präsident des Europäi-

schen Parlaments, Martin Schulz, der 

Präsident des Österreichischen 

Gemeindebundes, Prof. Helmut 

Mödlhammer und Roland Pofalla, 

Chef des Bundeskanzleramtes, in 

Vertretung von Angela Merkel ein. Die 

Bundeskanzlerin hatte ihre Teilnahme 

am Kommunalkongress kurzfristig 

auf Grund der Hochwassersituation 

im Süden und im Osten der Republik 

absagen müssen. Am zweiten Kon-

gresstag nahmen die im Bundestag 

vertretenen Fraktionen an der Po-

diumsdiskussion „Agenda 2020 – 

Der Weg zum Bürgerstaat“ teil: Dr. 

Michael Meister, Dr. Frank-Walter 

Steinmeier, Renate Künast, Dr. Birgit 

Reinemund und Dr. Gregor Gysi 

traten hier als Gesprächspartner von 

Moderator Sigmund Gottlieb, Chef-

redakteur Bayerischer Rundfunk, auf.
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scheidungen oft verschoben werden 
könnten, müsse ein Bürgermeister jeden 
Tag dem Handlungs- und Entscheidungs-
druck standhalten: „Kommunalpolitik ist 
der Ernstfall der Politik und die Gemein-
den brauchen die Solidarität der anderen 
politischen Ebenen.“
Nicht zu überhören waren Schulz mah-
nende Wort über das Gefahrenpotential, 
das er für die Zukunft der Europäischen 
Union sieht: „Die EU ist ernsthaft bedroht. 
Das Scheitern des europäischen Eini-
gungswerkes ist nicht mehr auszuschlie-
ßen.“ Zwar betont Schulz, dass die meis-
ten Menschen die Aussagen „Grenzen 
überwinden“, „gemeinsam stärker sein“ 
unterstützten, diese aber nicht oder nicht 
mehr mit der EU als solches verbänden. 
Es bedürfe mehr Transparenz und Effek-
tivität; zugleich müssten die Vertretern na-
tionalistischer Strömungen genötigt wer-
den, ihre Alternativen preiszugeben und 
darüber zu diskutieren, was es zum bei-
spielsweise bedeute, den europäischen 
Binnenmarkt abzuschaffen: „Die Idee von 
Europa muss reformierte, aber nicht aufs 
Schafott getragen werden.“

Die EU als Wertegemeinschaft
Wie kann es nun gelingen, die EU als Kon-
strukt wieder zu stärken? Heute würden 
die jüngeren Generationen nicht mehr wie 
ihre Eltern und Großeltern die Rechtferti-
gung für Europa aus der historischen Per-
spektive, also aus Weltkriegen und Kal-
tem Krieg, ziehen. Gleichfalls könne man 
sie jedoch auch nicht damit überzeugen, 
dass die Begründung der EU in der 
Regulierung von Wasserwerken liege. 
Schulz sieht die Begründung der EU 
heute in der gerechten Verteilung von 
Wirtschaftskraft und in der Verteilung von 
Werten nach außen. Hier meint er insbe-
sondere Werte, über die wenig geredet 
wird, die als selbstverständlich hinge-
nommen werden, aber nicht selbstver-
ständlich sind, wie zum Beispiel die 
Pressefreiheit und das Briefgeheimnis. 
Das Bild der EU als Wertegemeinschaft 
gelte es stärker zu betonen.
Viel Beifall erhielt er für sein Statement, 
dass man für Wasser keine europäische 
Regulierung brauche. Auch kritisierte 
Schulz den Brüssler Tadel für das deut-
sche Sparkassengesetz: Hier solle etwas 
beseitigt werden, obwohl die Regional-
wirtschaft in Deutschland auch Dank der 
Sparkassen nie Probleme mit dem Kredit-
zugang hatte. In anderen Länder sehe 
dies ganz anders aus: Vor allem in den 
Südländern liege das Problem der Über-
windung der Krise nicht in einem Mangel 
an Arbeit, sondern daran, dass die Unter-
nehmen keine Kredite erhielten. Der 
Schluss, den Schulz daraus zieht, fand 
bei den Teilnehmern des Kommunalkon-
gresses großen Anklang: „Man müsste 
der Kommission deutlich machen, dass 
vor diesem Hintergrund des deutsche 

Sparkassengesetz bleiben soll und von 
anderen Ländern übernommen werden 
könnte.“ 

Schuldenmanagement für Kommunen 
angemahnt
Zu diesem Thema äußerte sich auch der 
Präsident des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes (DSGV), Georg 
Fahrenschon, auf dem Deutschen Kom-
munalkongress: Er kritisierte, dass in 
Brüssel in zu vielen Bereich versucht wer-
de, alles zu vereinheitlichen und dadurch 
einen Wettbewerb zu verhindern. Seiner 
Meinung nach lassen sich aber Sparkas-
sen, gleichwie zum Beispiel der Mittel-
stand oder die Kommunen, nicht in eine 
Blaupause pressen. Fahrenschon unter-
strich, dass schnellstmöglich gegen die 
Finanzkrise und ihre Folgen vorgegangen 
werden müsse. Der DSGV-Präsident 
warnt vor Einzelrankings der Kommunen, 
die damit die Solidargemeinschaft ver-
lassen würden. Er plädiert für einen Alt-
schuldentilgungsfonds. „Wir brauchen 
ein verlässliches System, in das Deutsch-
land solidarisch mit Europa seine Bonität 
einbringt und so den Abbau der Altschul-
den – auch der deutschen – auf das von 
Maastricht gebotene Niveau vorantreibt“, 
betonte Fahrenschon. Zugleich mahnte er 
einen speziellen Umgang mit den hoch 
verschuldeten Kommunen an: „Allein 
durch Geld lässt sich das Problem nicht 
lösen; neue Schulden können nicht die 
Antwort auf alles sein.“ Er machte sich in 
seinem Vortrag stark für die Etablierung 
eines professionellen Schuldenmanage-
ments für jede Kommune. 
Fahrenschon machte auf die riskante 
Lage aufmerksam, dass sich die Banken 
aus der Kommunalfinanzierung zurückzö-
gen. Dies werde die Kommunen vor be-
sondere Probleme stellen, wenn in ein 
paar Jahren langfristige Kredite zurückge-
zahlt werden müssten: „Wenn wir in 
Deutschland nicht mehr Kommunen und 
den Mittelstand mit langfristigen Krediten 
versorgen können, dann hilft auch ein 
europäisches Sparbuch nicht mehr. Wir 
dürfen nicht die Elemente, die uns zu einer 
der stabilsten Volkswirtschaften in Europa 
gemacht haben, aufgeben; dann können 
wir nicht mehr Motor Europas sein.“ 

Vernetzung bringt Stabilität
Auch Dr. Frank Appel, Vorstandsvorsit-
zender der Deutschen Post AG, äußerte 
sich in seinem Vortrag zur Finanzkrise, 
allerdings unter einem positiven Vorzei-
chen: Er legte den Schwerpunkt seines 
Vortrages auf „Logistik und Mobilität“ als 
„Treiber für mehr Wachstum“. Appel be-
tonte, dass gut vernetzte Länder die sta-
bileren seien: „Alle Länder, die gut durch 
die Krise gekommen sind, sind gut ver-
netzte Länder.“ Der Vorstandsvorsitzende 
der Post hinterfragt, wie Deutschland, auf 
Platz zehn der am stärksten vernetzten 

Länder, diesen Status erhalten kann. Er 
beklagte, dass die Wettbewerbsvorteile 
gefährdet seien, weil zu wenig in Infra-
struktur investiert werde. Die Infrastruktur 
der Städte und Gemeinden sei eminent 
wichtig für den Standort und damit für die 
Unternehmen. Als führende Exportnation 
brauche Deutschland eine leistungsfä-
hige Logistik, die nicht durch falsche 
Regulierung gefährdet werden dürfe. Als 
Negativbeispiel führte Appel Nachtflug-
verbote an, die die Kostenstruktur der Un-
ternehmen und Arbeitsplätze gefährden 
können. 
Wolfgang Hanssmann, Vorstandsmitglied 
im AXA Konzern betonte in seinem Vortrag 
die Bedeutung des Versicherungswesens 
für eine stabile Gesellschaft. Zugleich 
machte er jedoch auch auf Mängel in 
seiner Branche aufmerksam: „Die Ver-
sicherungswirtschaft will transparenter 
und verlässlicher werden.“ Er fordert, 
dass die Mitarbeiter im Versicherungs-
wesen über einen offiziellen Beraterpass 
verfügen müssten. Zudem warnte er vor 
der Abschaffung des dualen Systems in 
seiner Branche: Als Negativbeispiel 
nannte er Finnland, wo nur noch die 
Honorarberatung betrieben werde und 
dadurch ein Versicherungsnotstand ein-
getreten sei. Die Abschaffung des Pro-
visionssystems, so Hannsmann, würde 
auch in Deutschland zu mehr Altersarmut 
führen. Private und betriebliche Altersvor-
sorge seien tragende Säulen zur Verhin-
derung von Altersarmut. Deutlich sprach 
sich der AXA-Repräsentant gegen die 
Bürgerversicherung aus, die seiner Mei-
nung ein System der Zwei-Klassen-Me-
dizin hervorbringe. Bewährte Systeme, 
wie Altersvorsorge, Gesundheitssystem 
und das Provisionssystem müssten sinn-
voll weiterentwickelt werden. Dies sei 
allerdings nicht allein durch das Zusam-
menwirken der großen Versicherer mög-
lich. Brancheninterne Absprachen fänden 
ihre Grenzen im Kartellrecht. Probleme, 
die in Folge von Verschuldung, Niedrig-
zins und demografischer Entwicklung 
entstanden sind, könnten nur gemeinsam 
von Politik und Versicherern gelöst wer-
den. 

Städte und Gemeinden als 
Schaufenster der Energiewende
Rudolf Martin Siegers, CEO Siemens 
Deutschland, stellte in seinem Vortrag die 
Energiewende als „das zentrale Thema für 
Städte und Gemeinden“ heraus: 
„Deutsche Städte und Gemeinden sind 
Schaufenster der Energiewende“. Ziel 
müsse es sein, ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Wirtschaftlichkeit, Ver-
sorgungssicherheit und Nachhaltigkeit zu 
erzeugen, um die Voraussetzung für le-
benswerte Kommunen zu schaffen. Er 
wies auf die hohen Stromkosten hin, die 
für Bürger, Wirtschaft und Kommunen eine 
Belastung darstellten. „Von einer sicheren, 
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zuverlässigen und bezahlbaren Stromver-
sorgung hängt es ab, ob man im Stand-
ortwettbewerb konkurrenzfähig bleibt oder 
nicht“, sagte Siegers. 
Laut Siegers könne die deutsche Ener-
giewende ein Exportschlager werden, 
wenn Energiewende bundesweites Team-
play impliziere, wenn also keine Insel-
lösungen produziert werden, sondern die 
Projektleitung zentral aufgehängt werde. 
Zugleich aber bedürfe es auch eines re-
gionalen Teamplay, bei dem sowohl in-
terdisziplinär als auch ressortüber-
greifend zusammengearbeitet werde. 
Siegers betonte zudem die Bedeutung 
des Zusammenspiels von Erzeugung, 
Verteilung und Effizienz im Rahmen der 
Energiewende. Der dritte Punkt, die Effi-
zienz, werde seiner Meinung nach noch 
viel zu sehr unterschätzt, das Einspar-
potential sei aber enorm. Durch Gebäu-
desanierungen und zum Beispiel der Um-
rüstung von Straßenbeleuchtung auf LED 
könnten die Kommunen umgehend Ein-
sparpotentiale generieren.
Die Energiewende war auch ein Thema in 
der Podiumsrunde der Vertreter der Bun-
destagsfraktionen. Renate Künast (Vorsit-
zende, Fraktion Bündnis90/Die Grünen) 
mahnte an, dass endlich zur Kenntnis ge-
nommen werden müsse, dass die Ener-
giewende nicht ohne die Kommunen 
geht. Sie forderte mehr Stringenz in der 
Energiewende ein. Im Netzausbau könne 
nicht länger auf die Wirtschaft gewartet 
werden. Auch müsse die Frage aufgewor-
fen werden, ob die erneuerbaren Ener-
gien jetzt auf den Markt „losgelassen“ 
werden könnten. Auch hier sollte die EU 
stärker mit einsteigen. Europäische Effi-
zienzrichtlinien und ein „richtiger“ Emis-
sionshandel in Europa würden dringend 
gebraucht. 
In Bezug auf ein neues Marktdesign für 
die erneuerbaren Energien schloss sich 
Dr. Frank-Walter Steinmeier (Vorsitzender, 
SPD-Fraktion) an, der vor unerträglichen 
Kostensteigerungen warnte. Es komme 
nicht so sehr darauf an, wie viel Prozent 
erneuerbare Energien wir produzieren, 
sondern vielmehr, wie wir mit unserem 
Energiekonzept bei so teurem Strom bis 
2050 unsere Wettbewerbsposition halten 
können. 
Handlungsbedarf sieht Steinmeier auch 
mit Blick auf den demografischen Wandel 
und wünscht sich hier mehr Flexibilität: 
Bevor Kinder in Mecklenburg-Vorpom-
mern eine Stunde Anfahrt zur nächsten 
Schule auf sich nehmen müssten, könne 
man doch über neue Schulformen nach-
denken, in denen mehrere Jahrgänge zu-
sammen unterrichtet werden. Auch die 
kommunalpolitische Sprecherin der FDP, 
Dr. Birgit Reinemund, plädierte für mehr 
Handlungsspielräume im Rahmen des 
demografischen Wandels, zum Beispiel 
durch ein flexibles Renteneintrittsalter.

Mehr Vertrauen in die Menschen 
vor Ort
Gefragt nach dringend notwendigen Re-
formprojekten, lenkte Dr. Michael Meister 
(Stellv. Vorsitzender, CDU/CSU-Fraktion) 
die Diskussion auf den Konflikt steigender 
Sozialausgaben und damit einhergehend 
zurück gestauter Investitionen. Meister 
betonte, dass in der kommenden Wahl-
periode eine Föderalismuskommission III 
notwendig sei. Weitere Steuererhöhun-
gen bewertete er skeptisch. Der Staat 
könne nicht auf alle Fragen eine Antwort 
geben. Die Bürgerinnen und Bürger 
müssten ermutigt werden, mehr Eigenini-
tiative zu ergreifen, „Wir brauchen den 
Mut, Entscheidungen aus der Hand zu 
geben“. Meister sprach sich zudem für ein 
„Zurück“ zu mehr kommunaler Selbstver-
waltung aus, die jedoch mehr Mut bei 
Bund, Ländern und Kommunen bedürfe: 
„Wir haben zu wenig Vertrauen in die 
Menschen vor Ort.“ 
Im Kern stimmt er hierin mit Gregor Gysi 
(Vorsitzender, Fraktion Die Linke) überein: 
Der Vertreter der Linken bemängelte, 
dass Kommunen eine zu kleine Rolle 
spielten. Er plädierte für eine Verfassungs-
änderung, bei der klar festzulegen sei, 
dass jene politischen Einheiten, die Auf-
gaben auf andere politische Ebenen ver-
teilen auch für deren Finanzierung zu 
sorgen haben. 
Künast unterstrich, dass der Bund basie-
rend auf dem Sozialstaatsprinzip sich 
Gedanken machen müsse, wie die Kom-
munen die ihnen aufgetragenen Leistun-
gen bezahlen sollen, zum Beispiel bei der 
Existenzsicherung. Auch die Vertreterin 
der Grünen sprach von einer Änderung 
des Grundgesetzes: Es dürfe nicht sein, 

dass die Aufgaben so herum, das Geld 
aber andersherum verteilt werde. In Sa-
chen Finanzen appellierte Gysi an die Bür-
germeister über die Parteigrenzen hinaus 
Druck auf Berlin dahingehend auszu-
üben, dass erst die Aufgaben und dann 
das Geld verteilt werden sollte. 
Kanzleramtsminister Ronald Pofalla 
sprach in Vertretung von Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel, die in die Hochwasser-
gebiete gereist war, zu den Teilnehmern 
des Deutschen Kommunalkongresses. Er 
unterstrich drei Handlungsfelder, die aus 
Sicht der Bundesregierung in der kom-
menden Legislaturperiode von zentraler 
Bedeutung seien. So müsse eine Neure-
gelung des Bund-Länder-Finanzaus-
gleichs gefunden, die Zukunft der Stra-
ßenverkehrsfinanzierung gesichert und 
die Kommunen im Rahmen der Einglie-
derungshilfe für Menschen mit Behinde-
rungen durch Überführung in ein Bun-
desleistungsgesetz entlastet werden. 
Das Motto des diesjährigen Kommunal-
kongresses, „Vom Vater Staat zum Bür-
gerstaat, spiegelte sich in den Vorträgen 
des Hauptprogramms insbesondere in 
den vielen Forderungen wieder, den Bür-
gern und ihren Kommune mehr Eigen-
ständigkeit zuzugestehen. Ein Mehr an 
Selbstverwaltung, Handlungsspielräu-
men, individuellen Lösungsansätzen, 
aber auch ein Mehr an interkommunaler 
Kooperation auf europäischer Ebene und 
eine Neujustierung des Verhältnisses zwi-
schen Städten, Gemeinden und dem 
Bund, so die Kernaussagen der vortra-
genden Referenten, könnte die Kom-
munen stärken, um den Herausforde-
rungen der Zukunft begegnen zu können. 

Für Schleswig-Holstein starteten Bürgermeister Dr. Christiansen, Handewitt und 
Jochen Nielsen, SHGT.
Foto: Bernhardt Link, Berlin
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Rechtsprechungsberichte

1. VG Gelsenkirchen
Nahezu Verdoppelung des 
Hebesatzes bei der Grundsteuer B 
ist zulässig
Die Stadt Selm darf den Hebesatz für die 
Grundsteuer B von 445 auf 825 % anhe-
ben. Das hat das Verwaltungsgericht in 
Gelsenkirchen mit Urteilen vom 25. Okto-
ber 2012 (AZ: 5 K 1137/12 u.a.) entschie-
den. Die Klagen von über 150 Eigen-
tümern haben damit keine Aussicht auf 
Erfolg. 
Hintergrund
Die Stadt Selm hat zur Deckung ihres 
Finanzbedarfes den Hebesatz für die 
Grundsteuer B von 445 auf 825 % ange-
hoben. Über 150 Eigentümer zogen da-
gegen vor Gericht. Das Verwaltungsge-
richt (VG) Gelsenkirchen hat in mehreren 
von insgesamt noch ca. 150 gegen die 
Stadt Selm anhängigen Verfahren ent-
schieden, dass die Anhebung des Hebe-
satzes der für die mit Wohngebäuden 
bebauten Grundstücke maßgeblichen 
Grundsteuer B von bislang 445 auf nun-
mehr 825 % rechtmäßig ist und die dage-
gen erhobenen Klagen abgewiesen. 
Die Kläger machten im Wesentlichen 
geltend, die auf dem fast verdoppelten 
Hebesatz beruhende Steuer führe zu 
einer unzumutbaren Belastung und 
entfalte eine unzulässige „Erdrosselungs-
wirkung". Der gewählte Hebesatz sei im 
bundesweiten Vergleich neuer „Spitze-
nreiter" (bislang war Berlin Spitzenreiter 
mit 810 %) und durch den Rat als Sat-
zungsgeber willkürlich, unsachlich und 
gleichheitswidrig gewählt worden. Insbe-
sondere habe die Stadt die Gewerbesteu-
er und die Grundsteuer A für landwirt-
schaftlich genutzte Gebäude gleichheits-
widrig nicht entsprechend angehoben.
Die Kammer führte zur Begründung aus, 
dass den Gemeinden auch bei der Fest-
setzung des Hebesatzes seit jeher ein 
weiter kommunalpolitischer Ermessen-
spielraum zukomme, der allein durch das 
Willkürverbot begrenzt sei. Weder das 
Gericht noch der jeweilige Steuerpflich-
tige seien daher befugt, ihre eigenen für 
richtig oder sachgerecht gehaltenen Vor-
stellungen an die Stelle des hierzu be-
rufenen und entsprechend legitimierten 
Satzungsgebers zu setzen. Die Kammer 
konnte weder eine willkürliche Erhöhung 
des Hebesatzes noch eine unverhältnis-
mäßige oder „erdrosselnde" finanzielle 
Belastung der Grundeigentümer feststel-
len. 
Auch ein Verstoß gegen den Gleichheits-
satz sei nicht zu erkennen: Zum einen 
scheide nach der föderalen Struktur der 
Bundesrepublik ein Vergleich mit den 

Hebesätzen anderer Gemeinden von 
vornherein aus. Zum anderen seien Ge-
werbesteuer und Grundsteuer A schon 
kraft Bundesrechts unabhängig von der 
Grundsteuer B zu betrachten.

2. BVerwG: 
Artenschutz bei Prüfung bau-
planungsrechtlicher Zulässigkeit 
eines Vorhabens im Außenbereich 
zwingend zu berücksichtigen
Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit 
eines Vorhabens im Außenbereich kann 
nicht abschließend bejaht werden, ohne 
dass der Artenschutz geprüft worden ist. 
Dies betont das Bundesverwaltungs-
gericht (Urteil vom 27.06.2013, Az.: 4 C 
1.12).
Die Klägerin begehrt die Erteilung einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung für zwei Windenergieanlagen im 
Außenbereich. Sie verfügt über einen 
Bauvorbescheid, aus dem sich nach Auf-
fassung des Oberverwaltungsgerichts 
Magdeburg die bauplanungsrechtliche 
Zulässigkeit des Vorhabens ergibt. Der 
Beklagte lehnte die Erteilung der immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigung mit 
der Begründung ab, das Vorhaben ver-
stoße gegen das artenschutzrechtliche 
Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG). Die hiergegen erhobene 
Klage blieb erfolglos. Nach Auffassung 
des OVG war der Artenschutz trotz 
Bindungswirkung des Vorbescheids zu 
prüfen. Der Betrieb der Windenergiean-
lagen verstoße gegen das artenschutz-
rechtliche Tötungs- und Verletzungsver-
bot.
Das BVerwG stellt klar, dass der Arten-
schutz, der unter anderem durch das 
artenschutzrechtliche Tötungs- und Ver-
letzungsverbot konkretisiert wird, ein Be-
lang des Naturschutzes im Sinne des § 35 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB ist. Für die 
Auffassung des OVG, die bauplanungs- 
und die naturschutzrechtlichen Zulas-
sungsvoraussetzungen für Vorhaben im 
Außenbereich hätten einen jeweils eigen-
ständigen Charakter und seien unabhän-
gig voneinander zu prüfen, sei vor diesem 
Hintergrund kein Raum. Stehe fest, dass 
ein Vorhaben gegen ein nicht durch Aus-
nahme oder Befreiung zu behebendes 
artenschutzrechtliches Verbot verstößt, 
sei das Vorhaben bauplanungsrechtlich 
unzulässig, weil ihm öffentliche Belange 
im Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 
BauGB entgegenstehen. Das sei im Vor-
bescheidsverfahren nicht geprüft worden. 
Bei der danach im Genehmigungsver-
fahren gebotenen artenschutzrechtlichen 
Prüfung komme der zuständigen Behör-

de ein Beurteilungsspielraum zu. Davon 
sei das OVG zu Recht ausgegangen.

3. VGH München: 
2.000 Euro Hundesteuer für einen 
Kampfhund sind zu viel
Ein Steuersatz für sog. Kampfhunde in 
Höhe von 2.000 Euro jährlich zielt ange-
sichts der für die Haltung eines solchen 
Hundes in der Regel erforderlichen 
Aufwendungen nicht mehr auf die Einnah-
meerzielung, sondern auf ein faktisches 
Verbot der Kampfhundehaltung. Ein 
Steuersatz in dieser Höhe entfalte eine er-
drosselnde Wirkung und sei damit nicht 
rechtmäßig. 
Dies hat der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof (VGH) in München mit Urteil vom 
25. Juli 2013 (AZ: 4 B 13.144) entschie-
den. 
Zwar könne eine Gemeinde für einen sog. 
Kampfhund einen erhöhten Steuersatz 
festsetzen. Das gelte auch, wenn der 
Halter gemäß der Verordnung über Hunde 
mit gesteigerter Aggressivität und Gefähr-
lichkeit einen sog. positiven Wesenstest 
vorweisen könne, wonach der Hund keine 
gesteigerte Aggressivität und Gefähr-
lichkeit gegenüber Menschen oder Tieren 
aufweise. Denn der positive Wesenstest 
im Einzelfall ändere nichts daran, dass bei 
Kampfhunden generell von einer abstrak-
ten Gefährlichkeit auszugehen sei.
Grundsätzlich sei es gerechtfertigt, eine 
Lenkungsteuer mit dem Ziel zu erlassen, 
eine als gefährlich vermutete Hundepo-
pulation einzudämmen. Der Lenkungs-
zweck dürfe aber nicht so dominieren, 
dass der Zweck, Einnahmen zu erzielen, 
völlig zurücktrete. Letzteres sei der Fall, 
wenn die Steuerregelung aufgrund der 
Höhe des Steuersatzes ersichtlich darauf 
abziele, damit die Haltung bestimmter 
Hunderassen durch eine „erdrosselnde 
Wirkung“ praktisch unmöglich zu machen.
Die Hundesteuer sei eine kommunale 
Aufwandsteuer. Nach einer wissenschaft-
lichen Untersuchung sei von einer jähr-
lichen finanziellen Belastung von im 
Bundesdurchschnitt 900 bis 1.000 Euro 
pro Hund auszugehen. Eine Steuerbe-
lastung, die diesen anzunehmenden Hun-
dehaltungs-Aufwand so deutlich überstei-
ge wie im entschiedenen Fall, sei nicht 
mehr zu rechtfertigen und wirke sich aus 
wie ein auf bestimmte Rassen bezogenes 
Hundehaltungsverbot. Für den Erlass 
eines solchen Hundehaltungsverbots feh-
le der Gemeinde jedoch die Regelungs-
kompetenz.
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Die 
Revision zum Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig wurde zugelassen.
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4. OLG Saarbrücken
Keine automatische Streupflicht 
wegen erwartbarer Gefahren bei 
winterlicher Witterung
Die Rechtsprechung hat erneut bestätigt, 
dass Winterdienst innerhalb der ge-
schlossenen Ortslage nur an verkehrs-
wichtigen und gefährlichen Stellen zu 
leisten ist. Eine gefährliche Stelle ist nicht 
schon deshalb gegeben, weil eine Straße 
entlang eines Flussufers verläuft. Die be-
sonderen Voraussetzungen der Streu-
pflicht müssen auch bei einer typisierten 
Gefahrenlage vorliegen.
Das OLG Saarbrücken hat in einem Be-
rufungsverfahren festgestellt, dass der 
Winterdienst innerhalb der geschlosse-
nen Ortslage nur an verkehrswichtigen 
und gefährlichen Stellen zu leisten ist. Die 
erforderliche Gefahrenlage ist nicht schon 
dann nachgewiesen, wenn eine Straße 
entlang eines Flussufers verläuft. Es bleibt 
dabei, dass die Voraussetzung für die 
Streupflicht erst dann vorliegt, wenn der 
durchschnittliche Verkehrsteilnehmer die 
aus der konkreten Situation resultieren-
den winterlichen Risiken trotz Beachtung 
der im Winter zu fordernden gesteigerten 
Sorgfalt nicht beherrschen kann.
Sachverhalt:
Ausgangspunkt des Streites war der Sturz 
des Klägers, der mit einem Motorroller auf 
einer winterglatten Fahrbahn im Kurven-
bereich vor einem Kreisverkehr gestürzt 
ist. Die Straße verläuft entlang eines Fluss-
ufers und ist unstreitig von besonderer 

Verkehrsbedeutung. Zum Zeitpunkt des 
Unfalles haben Temperaturen um den 
Gefrierpunkt vorgelegen. 
Das Landgericht hat die Klage abgewie-
sen. Hiergegen hat der Kläger Berufung 
eingelegt. Die Berufung blieb ebenfalls 
erfolglos. 
Das Gericht erläutert in seiner Urteilsbe-
gründung den Begriff „gefährlich“. Dem-
nach können Straßenstellen gefährlich 
sein, an denen Kraftfahrer erfahrungsge-
mäß bremsen, ausweichen oder sonst 
ihre Fahrtrichtung oder Geschwindigkeit 
ändern, weil gerade derartige Fahrmanö-
ver bei Schnee- und Eisglätte zum Schleu-
dern oder Rutschen und damit zu Unfällen 
führen können. Dabei gilt weiterhin, dass 
nicht nur die gegebenenfalls erforderli-
chen Fahrmanöver die Gefährlichkeit aus-
lösen, sondern es sind nur solche Stellen 
als gefährlich einzustufen, die eine ent-
sprechende Gefahr durch Fahrmanöver 
heraufbeschwören, wenn sie nicht mit der 
den winterlichen Straßenverhältnissen an-
gepassten gesteigerten Sorgfalt durch-
geführt werden. 
Eine eben verlaufende Straße, die gut ein-
sehbar und ausgebaut ist, kann nicht als 
gefährlich angesehen werden. Darüber 
hinaus sind derartige Stellen auch dann 
nicht gefährlich, wenn sie von einem son-
nenbeschienenen zu einem schattigen 
Bereich übergehen, in dem das Entstehen 
von Glätte begünstigt wird. Besonders mit 
Blick auf Straßen an Wasserläufen und 
Abhängen dürfe nicht angenommen wer-

den, dass allein die abstrakt in Betracht 
kommende Gefahr einer winterlichen 
Glatteisbildung dazu führe, dass aus-
nahmslos alle Straßen in der Nähe von 
Wasserläufen allein wegen ihrer exponier-
ten Lage einer generellen Streupflicht 
unterliegen würden. Ebenso wie für Brü-
cken gilt auch hier, dass immer mit einer 
Glättebildung bei Temperaturen im Be-
reich des Gefrierpunktes gerechnet wer-
den muss, die Glättebildung jedenfalls 
nicht ausgeschlossen werden kann. Die-
ses Wissen wird bei jedem durchschnitt-
lichen Verkehr vorausgesetzt. Andernfalls 
müssten die Verkehrssicherungspflichti-
gen die fraglichen Straßenbereiche wäh-
rend der gesamten Wintermonate nahezu 
lückenlos abstreuen. Eine derart ausufern-
de Verkehrssicherungspflicht erscheine 
jedoch nicht sachgerecht. Vielmehr müss-
ten nur solche Streckenabschnitte ge-
streut werden, auf denen trotz Beachtung 
der im Winter erforderlichen gesteigerten 
Sorgfalt Gefahren nicht erkennbar und 
nicht beherrschbar sind. 
Mit diesem Urteil bleibt es demnach bei 
der bekannten Rechtsprechung. Die Ein-
schätzung des Oberlandesgerichts 
Saarland ist aus kommunaler Sicht zu be-
grüßen. Naturgemäß kann die verkehrs-
sicherungspflichtige Stadt oder Gemein-
de nicht an jeder Stelle und zu jeder Zeit 
offenkundige witterungsbedingte Gefah-
ren beseitigen. 

Aus der Rechtsprechung

§ 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG
Landtagswahl 2012 - 
Wahlprüfungsbeschwerden wegen 
Befreiung des SSW von der 
5%-Klausel

Leitsätze
1. Eine Partei ist eine Partei der däni-
schen Minderheit, wenn sie aus der 
Minderheit hervorgegangen ist und sie 
gegenwärtig personell von der Minder-
heit getragen wird sowie programma-
tisch von ihr geprägt ist. Dies ist für jede 
Landtagswahl erneut zu prüfen. Der 
SSW war bei der Wahl zum 18. Schles-
wig-Holsteinischen Landtag eine Partei 
der dänischen Minderheit. 
2. Differenzierungen der Wahlgleich-
heit – etwa durch die 5%-Klausel oder 
eine Rückausnahme hiervon – bedürfen 
zu ihrer Rechtfertigung eines beson-
deren, sachlich legitimierten, „zwin-
genden“ Grundes. Dieselben Maßstäbe 
gelten für die Chancengleichheit der 

Parteien (im Anschluss an Urteil vom 
30. August 2010 - LVerfG 1/10 -, Rn. 142 
m.w.N. zur Rspr. des BVerfG, LVerfGE 
21, 434 ff. = SchlHA 2010, 276 ff. = 
NordÖR 2010, 401 ff. = JZ 2011, 254 ff., 
Juris Rn. 148 ff.). 
3. An die Rechtfertigung von Ausnah-
men von der Sperrklausel bestehen zu-
mindest keine höheren Anforderungen 
als an die Rechtfertigung der Sperr-
klausel selbst. Die Ausnahme kann 
vielmehr dazu beitragen, die Legiti-
mation der Sperrklausel selbst zu si-
chern, indem sie Wirkungen der Sperr-
klausel abmildert, durch welche die 
Integrationsfunktion der Wahl oder 
andere Verfassungswerte gefährdet 
werden. 
4. Der Wahlgesetzgeber hat lediglich 
einen engen Gestaltungsspielraum. 
Das Schleswig-Holsteinische Landes-
verfassungsgericht überprüft unter Be-
rücksichtigung der tatsächlichen Ge-
gebenheiten nur, ob der Gesetzgeber 

bei seiner Abwägung und der ihr zu-
grundeliegenden Prognose die verfas-
sungsrechtlichen Grenzen eingehalten 
hat, nicht aber, ob der Gesetzgeber die 
am meisten zweckmäßige oder eine 
rechtspolitisch besonders erwünschte 
Lösung gefunden hat (im Anschluss an 
BVerfG, Urteile vom 11. August 1954 - 2 
BvK 2/54 -, BVerfGE 4, 31 ff., Juris Rn. 
36 und vom 25. Juli 2012 - 2 BvE 9/11 
u.a. -, BVerfGE 131, 316 ff. Juris Rn. 63 
stRspr.). 
5. Die einfachgesetzlich geregelte 5%-
Klausel verletzt nicht die Gleichheit der 
Wahl und die Chancengleichheit der 
Parteien. Sie ist durch den Zweck le-
gitimiert, die Funktionsfähigkeit des 
Landtages und die Integrationsfunktion 
der Parteien zu sichern und verstößt 
nicht gegen den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit.
6. Die Befreiung der Parteien der dä-
nischen Minderheit in § 3 Abs. 1 Satz 2 
LWahlG als Rückausnahme von der 
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5%-Klausel berührt zwar die Wahl-
rechtsgleichheit in ihrer Ausprägung 
als Erfolgswertgleichheit und die Chan-
cengleichheit der Parteien. Die Rege-
lung ist aber durch die Schutzpflicht 
des Landes für die politische Mitwir-
kung der nationalen dänischen Minder-
heit nach Art. 5 Abs. 2 LV legitimiert und 
verstößt nicht gegen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit.

Urteil des LVerfG Schleswig-Holstein 
vom 13. September 2013, Az. LVerfG 
9/12

Sachverhalt:
Nach dem endgültigen Ergebnis der Wahl 
zum Schleswig-Holsteinischen Landtag 
vom 6. Mai 2012 entfielen auf den SSW 
4,6 % der gültigen Zweitstimmen. Von den 
69 zu vergebenden Sitzen entfielen ge-
mäß § 3 Abs. 3 LWahIG aufgrund des 
Zweitstimmenergebnisses auf die CDU 
22 Sitze, auf die SPD 22 Sitze, auf die FDP 
6 Sitze, auf die GRÜNEN 10 Sitze, auf den 
SSW 3 Sitze und auf die PIRATEN 6 Sitze. 
Gegen das bekanntgemachte Ergebnis 
der Landtagswahl gingen bei der Landes-
wahlleiterin 35 Einsprüche ein, die über-
wiegend - mit unterschiedlicher Begrün-
dung - die Teilnahme des Südschleswig-
schen Wählerverbandes (SSW) an der 
Sitzverteilung für rechtswidrig hielten. Am 
26. September 2012 beschloss der Land-
tag entsprechend der Empfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses, die Einsprü-
che zurückzuweisen. Dies teilte der Prä-
sident des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages den Einspruchsführern jeweils 
mit Bescheid vom 27. September 2012 
mit. Gegen den Beschluss des Landtages 
vom 26. September 2012 wurde Be-
schwerde erhoben, mit der eine Aufhe-
bung des Landtagsbeschlusses begehrt 
wurde mit dem Ziel, die Landtagswahl zu 
wiederholen; mit einer Beschwerde wird 
vorrangig eine Änderung des Beschlus-
ses und eine Neufeststellung des Wahler-
gebnisses verlangt, bei der nur diejenigen 
Parteien berücksichtigt werden, die min-
destens 5% der Zweitstimmen erzielt ha-
ben. Die Beschwerden blieben ohne 
Erfolg.
§ 3 LWahlG bestimmt:
„§ 3 Wahl der Abgeordneten aus den 
Landeslisten
(1) An dem Verhältnisausgleich nimmt 
jede Partei teil, für die eine Landesliste 
aufgestellt und zugelassen worden ist, so-
fern für sie in mindestens einem Wahlkreis 
eine Abgeordnete oder ein Abgeordneter 
gewählt worden ist oder sofern sie ins-
gesamt fünf v.H. der im Land abgege-
benen gültigen Zweitstimmen erzielt hat. 
Diese Einschränkungen gelten nicht für 
Parteien der dänischen Minderheit.“

Aus den Gründen:
B. Gegen die Entscheidung des Landta-

ges vom 26. September 2012 über die 
Gültigkeit und das Ergebnis der Land-
tagswahl vom 6. Mai 2012 ist gemäß Art. 3 
Abs. 3 Satz 2 und Art. 44 Abs. 2 Nr. 5 LV, § 3 
Nr. 5 des Gesetzes über das Schleswig-
Holsteinische Landesverfassungsgericht 
(LVerfGG) die Beschwerde zum Landes-
verfassungsgericht gegeben. Danach ist 
Gegenstand der Wahlprüfung die Recht-
mäßigkeit des die Wahlprüfung abschlie-
ßenden Beschlusses des Landtages und 
die von ihm angenommene Gültigkeit der 
Wahl (vgl. auch Art. 3 Abs. 3 Satz 2 und 
Art. 44 Abs. 2 Nr. 5 LV, § 50 Abs. 1 LVerfGG, 
§ 43 Abs. 2 LWahIG). Wahlberechtigte, 
deren Einsprüche der Landtag verworfen 
hat, sind zur Beschwerde befugt (§ 49 
Abs. 1 Nr. 2 LVerfGG).

C. Die zulässigen Wahlprüfungsbe-
schwerden sind unbegründet. Der Be-
schluss des Landtages vom 26. Septem-
ber 2012 ist rechtmäßig. Zu Recht hat der 
SSW mit 4,6% der gültigen Zweitstimmen 
am Verhältnisausgleich teilgenommen 
und ist mit drei Abgeordneten im Landtag 
vertreten. Das festgestellte Ergebnis der 
Landtagswahl ist nicht zu beanstanden. 
Weder hat die Rüge der fehlerhaften An-
wendung von § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahIG 
auf den SSW (1.) noch die der Verfas-
sungswidrigkeit von § 3 LWahlG (II.) Er-
folg.
1. Aus der einfachgesetzlichen Anwen-
dung des Wahlrechts ergeben sich keine 
Wahlfehler. Dabei hat das Landesverfas-
sungsgericht die einschlägigen Normen 
selbst auszulegen und zum Maßstab der 
Wahlprüfung zu machen (Urteil vom 30. 
August 2010 - LVerfG 1/10 -‚ Rn. 46, 
LVerfGE 21, 434 ff.). Für die Wahl zum 18. 
Landtag wurde § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG 
zu Recht auf den SSW angewandt. Nach § 
3 Abs. 1 Satz 2 LWahIG gelten die in Satz 1 
der Vorschrift geregelten Einschränkun-
gen zur Teilnahme am Verhältnisausgleich 
- für eine Partei muss entweder in min-
destens einem Wahlkreis eine Abgeord-
nete oder ein Abgeordneter gewählt wor-
den sein oder sie muss insgesamt fünf 
v.H. der im Land abgegebenen gültigen 
Zweitstimmen erzielt haben - nicht für Par-
teien der dänischen Minderheit. Um eine 
Partei der dänischen Minderheit handelt 
es sich, wenn diese eine Partei im Sinne 
von § 2 Abs. 1 Satz 1 Parteiengesetz 
(PartG) ist (1.), es unverändert eine däni-
sche Minderheit gibt (2.), und die Partei 
aus der dänischen Minderheit hervorge-
gangen ist und weiterhin von ihr getragen 
und geprägt wird (3). Danach ist der SSW 
eine Partei der dänischen Minderheit. 
(1. ...)
2. Es gibt in Schleswig-Holstein auch un-
verändert eine dänische Minderheit. Ihre 
Existenz wird mit dem erst mit der Verfas-
sungsreform durch das Gesetz zur Ände-
rung der Landessatzung für Schleswig-
Holstein vom 13. Juni 1990 (GVOBI S. 

391) aufgenommenen Art. 5 Abs. 2 Satz 2 
LV anerkannt. Der Landesverfassungs-
geber hat diese Regelung aktuell bestä-
tigt, indem er den Anspruch auf Schutz 
und Förderung in Art. 5 Abs. 2 Satz 2 LV 
mit Gesetz zur Änderung der Landesver-
fassung Schleswig-Holstein vom 28. De-
zember 2012 (GVOBI 2013 S. 8) um „die 
Minderheit der deutschen Sinti und Ro-
ma“ ergänzt, die Vorschrift die dänische 
Minderheit und die friesische Volksgruppe 
betreffend aber unverändert gelassen 
hat. Auch die Bundesrepublik Deutsch-
land setzte bei ihrer Zustimmung zum 
Rahmenübereinkommen zum Schutz na-
tionaler Minderheiten vom 1. Februar 
1995 (BGBl 199711 S. 1406) voraus, dass 
eine dänische Minderheit in Schleswig-
Holstein besteht. Die Bundesregierung 
hat bei der Zeichnung des Rahmenüber-
einkommens am 11. Mai 1995 ausdrück-
lich erklärt, dass nationale Minderheiten in 
der Bundesrepublik Deutschland unter 
anderem die Dänen deutscher Staatsan-
gehörigkeit sind (BGBI 1997 II S. 1418). 
Schließlich belegen die Minderheitenbe-
richte der Landesregierung die unverän-
derte Existenz und Aktivität der dänischen 
Minderheit im Einzelnen (zuletzt: Bericht 
der Landesregierung zur Minderheiten- 
und Volksgruppenpolitik in der 17. Legis-
laturperiode (2009 -2012) -Minderhei-
tenbericht 2011, Landtags-Drucksache 
17/2025, S. 37 ff.). Zudem tritt die 
dänische Minderheit zum Beispiel durch 
ihre Schulen, den dänischen Kulturverein 
- den Sydslesvigsk Forening (SSF) - mit 
seinen Einrichtungen und Veranstaltun-
gen sowie durch die in dänischer Sprache 
erscheinende Zeitung Flensborg Avis im 
nördlichen Schleswig-Holstein (Süd-
schleswig) wahrnehmbar in Erscheinung.

3. Eine Partei ist dann eine Partei der 
dänischen Minderheit, wenn sie aus der 
Minderheit hervorgegangen ist und sie 
gegenwärtig personell von der Minderheit 
getragen wird sowie programmatisch von 
ihr geprägt ist (so auch OVG Schleswig, 
Beschluss vom 25. September 2002 - 2 K 
2/01 -‚ SchlHA 2003, 19 ff. = NVwZ-RR 
2003, 161 ff., Juris Rn. 36; Kühn, Pri-
vilegierung nationaler Minderheiten im 
Wahlrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land und Schleswig-Holsteins, Frankfurt 
am Main 1991, S. 4; Becker, Die wahl-
rechtliche Privilegierung von Parteien der 
dänischen Minderheit in Schleswig-Hol-
stein, < § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG SH>, 
Gesetzliche Voraussetzungen und verfas-
sungsrechtliche Rechtfertigung, Däni-
schenhagen 2013, S. 13). Diese Voraus-
setzungen treffen auf den SSW zum 
Zeitpunkt der Landtagswahl im Jahr 2012 
zu. Die dagegen erhobenen Einwände 
greifen nicht durch.
Da der Gesetzgeber nicht Parteien „für“ 
die dänische Minderheit von der Sperr-
klausel ausgenommen hat, kann dem 
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Wortlaut nicht entnommen werden, dass 
sich die von § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG 
erfassten Parteien personell, thematisch 
und programmatisch ausschließlich an 
die dänische Minderheit richten müssten 
oder nur von ihren Angehörigen wählbar 
wären. Sowohl die Wählbarkeit und Wahl 
durch alle Wählerinnen und Wähler, also 
auch Nicht-Angehörige der Minderheit, 
als auch die Befassung mit allen politi-
schen Themen gehören zudem notwen-
dig zu einer Partei, wie dies bundesrecht-
lich durch Art. 21 GG und § 2 Abs. 1 Satz 1 
PartG zwingend vorgegeben ist; sie sind 
Ausdruck der den Parteien im demokrati-
schen Gefüge zukommenden Integra-
tionsfunktion. Ohne personelle und pro-
grammatische Prägung durch die däni-
sche Minderheit aber wäre eine Partei ihr 
nicht zuzuordnen, weil ansonsten der im 
Gesetz vorgegebene Bezug zur Minder-
heit fehlte. Insofern muss die Partei aus 
der Minderheit hervorgegangen sein und 
von ihr auch gegenwärtig noch getragen 
und geprägt werden.
a) Der SSW ist als Partei aus der däni-
schen Minderheit hervorgegangen. Er 
wurde 1948 als Partei der dänischen 
Minderheit in Südschleswig und der natio-
nalen Friesen in Nordfriesland als Süd-
schleswigscher Wählerverband gegrün-
det. Zuvor hatte die britische Besatzungs-
macht der dänischen Minderheit bereits 
den Status einer nationalen Minderheit 
und deren kultureller Organisation, dem 
SSF, für die Landtagswahl 1947 vorüber-
gehend den Status einer politischen 
Partei zuerkannt. Nach der Landtagswahl 
wurde dem SSF die Anerkennung wieder 
entzogen, weil sich dieser dafür einsetzte, 
den nördlichen Landesteil an Dänemark 
anzuschließen bzw. als unabhängiges 
Territorium zu behandeln. Daraufhin 
wurde der SSW als politische Interessen-
vertretung der Minderheit neben dem 
fortan ausschließlich auf kulturellem 
Gebiet tätigen 5SF geschaffen (vgl. Kühl, 
a.a.O., S. 142 ff.; Kühn, a.a.O., S. 43 f. 
m.w.N.).
b) Der SSW wird auch gegenwärtig per-
sonell von der dänischen Minderheit 
getragen und programmatisch von ihr ge-
prägt ... Daran ändert weder die Wählbar-
keit der Liste im ganzen Land noch die 
Wahrnehmung eines allgemeinen politi-
schen Mandats etwas. (1)
(2) Der SSW verliert seine Prägung auch 
nicht durch seine über eine spezifische 
Minderheitenpolitik hinausreichende Tä-
tigkeit.
(a) Der Umstand, dass der SSW seit 
Einführung des Zweistimmenwahlrechts 
durch Gesetz zur Änderung des Landes-
wahlgesetzes vom 27. Oktober 1997 
(GVOB1 S. 462) im gesamten Land wähl-
bar ist, steht seiner Eigenschaft als Partei 
der dänischen Minderheit nicht entgegen.
Allein die Änderung des Wahlrechts kann 
den Status des SSW als Minderheiten-

partei nicht beeinflussen (so auch BVerfG, 
Beschluss vom 17. November 2004 -2 
BvL 18/02-, NVwZ 2005, 205 ff. = NordÖR 
2005, 19 ff., Juris Rn. 25 ff.).Es läge sonst 
in der Hand der Mehrheit, durch ein 
entsprechendes Wahlrecht den Status 
der Minderheitenpartei aufzuheben. Der 
SSW hatte sich im Übrigen ausdrücklich 
gegen die Wahlrechtsänderung ausge-
sprochen (vgl. Landtags-Drucksache 
14/39, PlPr 14/37, S. 2449 - Zweite Lesung 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des LWahlG, Redebeitrag der 
Abgeordneten Spoorendonk). Zudem 
werden Direktkandidatinnen und Direkt-
kandidaten des SSW für den Landtag seit 
1997 - wie zuvor - nur in Südschleswig und 
im Wahlkreis Pinneberg Nord (Helgoland) 
aufgestellt, obwohl es dem SSW schon 
vor der Wahlrechtsänderung möglich ge-
wesen wäre, in allen Wahlkreisen Kandi-
datinnen und Kandidaten aufzustellen 
(vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. Novem-
ber 2004, a.a.O., Juris Rn. 27 unter 
Hinweis auf Ausschussprotokoll 14/32 der 
vorbereitenden Sitzung des Innen- und 
Rechtsausschusses vom 13. August 
1997, S. 14 sowie die Beiträge im PIPr 
14/37, S. 2445 ff.). Die Wahlrechtsände-
rung hat somit zwar zu einer Wählbarkeit 
der Liste des SSW im ganzen Land ge-
führt, dessen Charakter als Partei der 
dänischen Minderheit aber in der po-
litischen Wirklichkeit nicht wesentlich ver-
ändert. Die verstärkte Wahrnehmung des 
SSW, die im gesamten Land durch die 
Wählbarkeit seiner Liste entstanden ist, 
reicht für einen solchen grundlegenden 
Wandel seines Charakters als Minderhei-
tenpartei nicht aus.
(b) Einschränkungen der programmati-
schen Ausrichtung auf minderheitenspe-
zifische Themen – wie dies die Beschwer-
deführer für angezeigt hielten – wider-
sprächen nicht nur dem Wortlaut des § 3 
Abs. 1 Satz 2 LWahlG, sondern auch 
seinem Sinn und Zweck, mit dem die Vor-
gaben der Bonn-Kopenhagener Erklärun-
gen erfüllt werden sollen (<aa>) und die 
dänische Minderheit in das allgemeinpo-
litische Gemeinwesen der Mehrheit inte-
griert werden soll (<bb>). Eine Be-
schränkung der Wählbarkeit des SSW auf 
Angehörige der Minderheit stünde zudem 
im Widerspruch zu den spezifischen lan-
desverfassungsrechtlichen Regelungen, 
in deren Kontext die Vorschrift steht 
(<cc>). 
(aa)…
(bb) § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG will ent-
sprechend dem verfassungsrechtlich vor-
gegebenen Charakter der Wahl als 
Integrationsvorgang bei der politischen 
Willensbildung die Repräsentanz der dä-
nischen Minderheit als politisch bedeut-
same Strömung im Parlament sichern. Die 
Vertretung anerkannter nationaler Minder-
heiten ist stets politisch bedeutsam (...). 
An der Behandlung der dänischen Min-

derheit in Schleswig-Holstein nimmt die 
internationale Staatengemeinschaft, 
insbesondere Dänemark, Anteil. Denn 
nachdem die Bundesrepublik Deutsch-
land anlässlich der Zeichnung und Ra-
tifizierung des Rahmenübereinkommens 
zum Schutz nationaler Minderheiten 
ausdrücklich erklärt hatte, dass unter 
anderem die Dänen deutscher Staats-
angehörigkeit eine nationale Minderheit in 
der Bundesrepublik seien (BGBI II vom 
29. Juli 1997 S. 1418), hat Dänemark sei-
nerseits erklärt, dass das Rahmenüber-
einkommen zum Schutz nationaler Min-
derheiten auf die deutsche Minderheit in 
Südjütland (Nordschleswig) im König-
reich Dänemark Anwendung findet (vgl. 
Erklärung Dänemarks vom 22. Septem-
ber 1997 zur Anwendung des Rahmen-
übereinkommens zum Schutz nationaler 
Minderheiten, Abdruck bei Kühl/ Bohn, 
Ein europäisches Modell? Bielefeld 2005, 
S. 553). Durch die Vertretung der däni-
schen Minderheit im Landtag wird ver-
hindert, dass diese sich eher einem an-
deren Staat (Dänemark) zugehörig fühlt, 
und dass durch Ausgrenzung separatis-
tische Tendenzen entstehen. Zudem wird 
ermöglicht, dass die spezifischen Be-
lange der nationalen Minderheit in den 
politischen Willensbildungsprozess ein-
fließen und die von der Minderheit ver-
tretenen Werte das Wirken des Parla-
ments beeinflussen können.
Eine Partei der dänischen Minderheit übt 
die ihr in der politischen Willensbildung 
zukommende Mittlerfunktion zwar für 
einen bestimmten Teil des Staatsvolkes - 
für diejenigen deutschen Staatsangehö-
rigen, die sich zur dänischen Minderheit 
bekennen - aus (vgl. Pieroth, Der Begriff 
der Partei der dänischen Minderheit und 
die Verfassungsmäßigkeit ihrer Privile-
gierung im Schleswig-Holsteinischen 
Landeswahlrecht, Landtags-Umdruck 
15/634, S. 14).Da aber politische Aus-
einandersetzung und Einflussnahme einer 
Partei im Sinne von Art. 21 GG, dessen 
Grundsätze nicht nur im Bund, sondern 
unmittelbar auch in den Ländern gelten 
(BVerfG, Urteile vom 5. April 1952 - 2 BvH 
1/52 -‚ BVerfGE 1, 208 ff. Juris Rn. 64 und 
vom 24. Januar 1984 - 2 BvH 3/83 -‚ 
BVerfGE 66, 107 ff., Juris Rn. 23 m.w.N., 
stRspr.), immanent ist, muss eine Partei 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 PartG das Ziel ver-
folgen, dauernd oder für längere Zeit im 
Bund oder Land auf die politische Wil-
lensbildung Einfluss zu nehmen und an 
der Vertretung des gesamten Volkes im 
Deutschen Bundestag oder in einem 
Landtag mitzuwirken (vgl. Lenski, PartG, 1. 
Aufl. 2011, § 2 Rn. 7). Programmatische 
Prägung durch die Minderheit bedeutet 
deshalb nicht, dass die Partei auf minder-
heitenspezifische Themen beschränkt 
werden könnte. Dem Integrationsanliegen 
wird nur Genüge getan, wenn die Partei 
der dänischen Minderheit sich nicht auf 
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Partikularinteressen beschränkt; andern-
falls wäre sie auch für die Minderheit selbst 
unwählbar, weil keine Teilhabe an der poli-
tischen Willensbildung angestrebt wür-
de(vgl. Pieroth, a.a. 0., S. 28 f.). Die Aus-
sage des 55W, sich für alle Menschen in 
seinem Tätigkeitsgebiet einsetzen und zu 
allen Fragen der Landespolitik Stellung 
beziehen zu wollen, ist Ausdruck dieses 
Integrationsgedankens. Das legitime Ziel, 
Regierungsverantwortung übernehmen 
zu wollen, wird auch von der dänischen 
Minderheit mitgetragen. Der Südschles-
wigsche Gemeinsame Rat wollte sich 
nach der Resolution vom 24. Januar 2011 
für einen Regierungswechsel einsetzen. 
Dies kann als Aufforderung an den SSW 
seitens der dänischen Minderheit verstan-
den werden, sich an einem Regierungs-
wechsel zu beteiligen.
(cc) Schließlich liefen Beschränkungen 
der Wählbarkeit dem Grundsatz der 
geheimen Wahl (Art. 3 Abs. 1 LV) und der 
Freiheit des Bekenntnisses zur Minderheit 
(Art. 5 Abs. 1 Halbs. 1 LV) zuwider.

II. Die in § 3 Abs. 1 Satz 1 LWahIG gere-
gelte 5%-Klausel ist mit der Landesver-
fassung vereinbar. Sie verletzt weder den 
Grundsatz der Gleichheit der Wahl (Art. 3 
Abs. 1 und Art. 10 Abs. 2 LV) noch das Ge-
bot der Chancengleichheit der Parteien 
(Art 3 Abs. 1 LV in Verbindung mit Art. 21 
Abs. 1 GG) (1.). Auch die in § 3 Abs. 1 Satz 
2 LWahlG festgelegte Befreiung der Par-
teien der dänischen Minderheit von der 
5%-Klausel ist nicht zu beanstanden. 
Insoweit ist Art. 2a LV in Verbindung mit 
Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG im vorliegenden 
Kontext kein geeigneter Maßstab (2.). § 3 
Abs. 1 Satz 2 LWahlG berührt zwar die 
Wahlrechtsgleichheit in ihrer Ausprägung 
als Erfolgswertgleichheit und die Chan-
cengleichheit der Parteien. Die Regelung 
ist jedoch durch zwingende Gründe ge-
rechtfertigt (3.).
1. Die Wahlgrundsätze in Art. 3 Abs. 1 LV 
stimmen überein mit denjenigen, die nach 
Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG für die Wahlen 
zum Deutschen Bundestag gelten. Auf sie 
ist das Land nach Art. 28 Abs. 1 Satz 2 GG 
verpflichtet. Deshalb kann für die Ausle-
gung von Art 3 Abs. 1 LV auf die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts zu Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG zu-
rückgegriffen werden, soweit sich aus den 
Wahlsystemen keine entscheidenden 
Unterschiede ergeben. Bei der Ausge-
staltung des Wahlsystems genießen die 
Länder im Rahmen der Bindung an die 
Grundsätze des Art. 28 GG einen auto-
nomen Spielraum (Urteil vom 30. August 
2010 - LVerfG 1/10 -‚ Rn. 90 m.w.N., 
LVerfGE 21, 434 ff. = SchlHA 2010, 276 ff. 
= NordÖR 2010, 401 ff. = JZ 2011, 254 ff., 
Juris Rn. 95).
a) Die Gleichheit der Wahl gebietet, dass 
alle Staatsbürgerinnen und Staatsbürger 
das aktive und passive Wahlrecht in mög-

lichst gleicher Weise ausüben können. 
Das Wahlgesetz gestaltet nach Art. 10 
Abs. 2 Satz 2 LV das Nähere des in Art. 10 
Abs. 2 Satz 1 LV als personalisierte Ver-
hältniswahl festgelegten Wahlsystems 
aus. Dabei müssen die Stimmen aller 
Wahlberechtigten ex ante betrachtet den 
gleichen Zählwert und die gleiche Erfolgs-
chance haben (Urteil vom 30. August 
2010, Rn. 91 ff., a.a.O., Juris Rn. 96 ff.; 
BVerfG, Urteil vom 10. April 1997 - 2 BvC 
3/96 -‚ BVerfGE 95, 408 ff., Juris Rn. 41). 
Den gleichen Anforderungen hat das 
Wahlrecht auch im Hinblick auf die in Art. 3 
Abs. 1 LV in Verbindung mit Art. 21 Abs. 1 
GG verfassungsrechtlich verbürgte Chan-
cengleichheit der Parteien zu genü-
gen(vgl. BVerfG, Urteil vom 10. April 1997, 
a.a.O., Juris Rn. 42). Aus der Chancen-
gleichheit der Parteien folgt für Verhältnis-
wahlen, dass alle Parteien in einem mög-
lichst den Stimmenzahlen angenäherten 
Verhältnis in dem zu wählenden Organ 
vertreten sind und dass jeder Partei und 
Wählergruppe grundsätzlich die gleichen 
Chancen bei der Verteilung der Sitze ein-
geräumt werden (...).
b) § 3 Abs. 1 Satz 1 LWahIG berührt die 
Wahlgleichheit in der Ausprägung als Er-
folgswertgleichheit. Denn die 5%-Klausel 
bewirkt eine Ungleichbehandlung der 
Wählerstimmen. Während der Zählwert 
aller Wählerstimmen von der 5%-Klausel 
unberührt bleibt, werden die Wählerstim-
men hinsichtlich ihres Erfolgswerts un-
gleich behandelt, je nachdem, ob die 
Stimme für eine Partei abgegeben wurde, 
die mehr als fünf Prozent der Stimmen auf 
sich vereinigen konnte, oder für eine Par-
tei, die daran gescheitert ist. Wenn eine 
Partei die Sperrklausel nicht überwindet, 
bleiben die für sie abgegebenen Stimmen 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 LWahIG bei der Zu-
teilung der Mandate unberücksichtigt. Die 
5%-Klausel nimmt diesen Stimmen inso-
weit ihren Erfolgswert (so auch VerfGH 
Saarland, Urteil vom 29. September 2011 
— Lv 4/11 —‚ NVwZ-RR 2012, 169 ff., Juris 
Rn. 200). Zugleich wird durch die 5%-
Klausel das Recht der Parteien auf Chan-
cengleichheit berührt.
c) Die Wahlgleichheit unterliegt ebenso 
wie der Grundsatz der Chancengleichheit 
der politischen Parteien keinem absoluten 
Differenzierungsverbot. Allerdings folgt 
aus dem formalen Charakter der Wahl-
gleichheit, dass dem Gesetzgeber bei der 
Ordnung des Wahlrechts nur ein eng be-
messener Spielraum für Differenzierun-
gen bleibt. Es geht um die Ausübung des 
aktiven und passiven Wahlrechts in formal 
möglichst gleicher Weise (BVerfG, Urteile 
vom 23. Januar 1957 -2 BvE 2/56 -‚ 
BVerfGE 6, 84 ff., Juris Rn. 25 f., und vom 
3. Juli 2008 - 2 BvC 1/07 u.a. -‚ BVerfGE 
121, 266 ff., Juris Rn. 97, stRspr.). 
Differenzierungen der Wahlgleichheit be-
dürfen zu ihrer Rechtfertigung stets eines 
besonderen, sachlich legitimierten, „zwin-

genden“ Grundes. Mit diesem Begriff ist 
nicht gemeint, dass sich die Differen-
zierung von Verfassungs wegen als not-
wendig darstellen muss. Differenzie-
rungen im Wahlrecht können vielmehr 
auch durch Gründe gerechtfertigt wer-
den, die durch die Verfassung legitimiert 
und von einem Gewicht sind, das der 
Wahlgleichheit die Waage halten kann 
(Urteil vom 30. August 2010, Rn. 142 ff., 
a.a.O., Juris Rn.148 ff.; so auch: BVerfG, 
Urteile vom 13. Februar 2008, a.a.O., Juris 
Rn. 108 f. und vom 9. November 2011, 
a.a.O., Juris Rn. 87; LVerfG Hamburg, 
Urteil vom 15. Januar 2013, a.a.O., Juris 
Rn. 78). Da zwischen der Wahlgleichheit 
und der Chancengleichheit der Parteien 
bei Wahlen ein enger Zusammenhang be-
steht, folgt die verfassungsrechtliche 
Rechtfertigung von Einschränkungen der 
Chancengleichheit der Parteien ebenfalls 
den gleichen Maßstäben (BVerfG, Urteil 
vom 9. November 2011, a.a.O.,Juris Rn. 
86 m.w.N.). ... 
Innerhalb dieses engen Gestaltungsspiel-
raums ist es grundsätzlich Sache des Ge-
setzgebers, das Gebot der Wahlgleichheit 
mit anderen verfassungsrechtlich legiti-
men Zielen zum Ausgleich zu bringen 
(Urteil vom 30. August 2010 - LVerfG 1/10 -
‚ Rn. 142, LVerfGE 21, 434 ff. = Sch1HA 
2010, 276 ff. = NordÖR 2010, 401 ff. = JZ 
2011, 254 ff., Juris Rn. 148).
Aufgabe eines Verfassungsgerichts ist es, 
unter Berücksichtigung aller tatsäch-
lichen Gegebenheiten zu prüfen, ob die 
Grenzen des gesetzgeberischen Ermes-
sens bezüglich der Regelung eines Quo-
rums überschritten sind (vgl. BVerfG, 
Urteil vom 11. August 1954 - 2 BvK 2/54 -‚ 
BVerfGE 4, 31ff., Juris Rn. 36).
Das Schleswig-Holsteinische Landesver-
fassungsgericht prüft daher lediglich, ob 
bei der Abwägung des Gesetzgebers und 
der ihr zugrundeliegenden Prognose die 
verfassungsrechtlichen Grenzen einge-
halten sind, nicht aber, ob der Gesetzge-
ber die am meisten zweckmäßige oder 
eine rechtspolitisch besonders erwünsch-
te Lösung gefunden hat(vgl. zum entspre-
chenden Prüfungsumfang des Bundes-
verfassungsgerichts: Urteil vom 25. Juli 
2012 — 2 BvE 9/11 u.a. —‚ BVerfGE 131, 
316 ff., Juris Rn. 63, stRspr.). Sofern eine 
differenzierende Regelung einen legiti-
men Zweck verfolgt, kann das Landesver-
fassungsgericht einen Verstoß gegen den 
Grundsatz der Gleichheit der Wahl nur 
feststellen, wenn die Regelung zur Er-
reichung des Zieles nicht geeignet ist oder 
das Maß des zur Erreichung dieses Zieles 
Erforderlichen überschreitet (vgl. Urteil 
vom 30. August 2010, Rn. 144, a.a.O., 
Juris Rn. 151; BVerfG, Urteile vom 10. April 
1997 - 2 BvC 3/96 -‚ BVerfGE 95,408 ff., 
Rn. 49, und vom 25. Juli 2012, a.a.O., Juris 
Rn. 63 m.w.N.) oder im Ergebnis unan-
gemessen die Gleichheit der Wahl beein-
trächtigt.
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d) Nach diesen Maßstäben verletzt die 
5%-Klausel nicht die Gleichheit der Wahl 
und nicht die Chancengleichheit der Par-
teien.
aa) Da die Sperrklausel nicht in der Lan-
desverfassung, sondern einfachgesetz-
lich in § 3 Abs. 1 Satz 1 LWahIG geregelt ist 
(vgl. Diskussion des schleswig-holsteini-
schen Gesetzgebers im Rahmen der Ver-
fassungsreform 1990: Ausschussproto-
kolle Sonderausschuss „Verfassungs- 
und Parlamentsreform“, z.B. Sitzung vom 
21. April 1989 12/6, S. 18 ff. und vom 2. 
Juni 1989 12/11, S. 10), bedarf es hoher 
Anforderungen an ihre Rechtfertigung. 
Allein der Umstand, dass die Sperrklausel 
keinen unmittelbaren Verfassungsrang 
hat, macht sie jedoch nicht verfassungs-
widrig.
bb) Verfassungsrechtlich legitimierte 
Gründe, die der Wahlgleichheit die Waage 
halten können, sind die Funktionsfähig-
keit des Landtages und die Integrations-
funktion der Parteien.
(1) Die Arbeits- und Funktionsfähigkeit 
des Parlaments ist im Zusammenhang mit 
der 5 %-Sperrklausel als Differenzierungs-
grund bei Landtags- und Bundestags-
wahlen anerkannt. Dies ist begründet 
durch die Sorge, dass das Parlament auf-
grund einer Zersplitterung der vertretenen 
Kräfte funktionsunfähig wird, insbesonde-
re nicht mehr in der Lage ist, aus sich her-
aus stabile Mehrheiten zu bilden und eine 
aktionsfähige Regierung zu schaffen 
(Urteil vom 30. August 2010, Rn. 151, 
a.a.O., Juris Rn. 158; vgl. auch die Urteile 
...vom 10. April 1997 - 2 BvC 3/96 -‚ 
BVerfGE 95, 408 ff., Juris Rn. 52 ff., und 
vom 13. Februar 2008 - 2 BvK 1/07 -‚ 
BVerfGE 120, 82 ff., Juris Rn. 121; StGH 
Bremen, Urteil vom 29. August 2000 - St 
4/99 -‚ StGHE BR 6, 253 ff., Juris Rn. 55; 
StGH Niedersachsen, Beschluss vom 15. 
April 2010- 2/09, StGH 2/09 -‚ NdsVB1 
2011, 77 f., Juris Rn. 25; ... OVG Schles-
wig, Beschluss vom 25. September 2002 - 
2 K 2/01 -‚ NordÖR 2003, 61 ff., Juris Rn. 
47, 50; Caspar, in: Caspar/ Ewer/ Nolte/ 
Waack <Hrsg.>, Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein, Kommentar, 2006, 
Art. 3 Rn. 41). Diese Einschätzung ist bun-
desdeutsche Verfassungstradition im 
Bund und in allen Ländern Ihre Zulässig-
keit für den Deutschen Bundestag und die 
Landtage ist bisher durch die Verfas-
sungsgerichte bestätigt worden (BVerfG, 
Urteile vom 29. September 1990 - 2 BvE 
1/90 u.a. -‚ BVerfGE 82, 322 ff., Juris Rn. 
46; StGH Bremen, Urteil vom 29. August 
2000 - St 4/99 -‚ a.a.O., Juris Rn. 54 ff.; 
StGH Niedersachsen, Beschluss vom 15. 
April 2010, a.a.O., Juris Rn. 25; ...).
Die Sperrklausel kann auch in Schleswig-
Holstein weiterhin gelten. Denn die An-
nahme des Gesetzgebers ist hinreichend 
plausibel, dass die Funktionsfähigkeit des 
Parlaments nur gewährleistet ist, wenn 
durch stabile Mehrheiten die Regierungs-

bildung, Gesetzgebung und Aufstellung 
des Haushalts sichergestellt sind. Ohne 
Sperrklausel wäre zwar ein genaueres Ab-
bild des Wählervotums im Parlament ge-
geben, es zögen aber mit größerer Wahr-
scheinlichkeit partikulare Interessen und 
nur einzelne Programmpunkte vertreten-
de kleine Parteien in den Landtag ein. Bei 
einer Aufsplitterung der im Parlament 
vertretenen Kräfte wäre es hinreichend 
wahrscheinlich, dass die Handlungs- und 
Funktionsfähigkeit beeinträchtigt würde, 
weil stabile Mehrheiten, die kontinuierli-
ches Arbeiten ermöglichen, nicht gewähr-
leistet wären. Dadurch könnte die Demo-
kratie gefährdet werden, in der Meinun-
gen und Willensäußerungen des Volkes 
nicht nur zum Ausdruck kommen, son-
dern auch in staatliches Handeln umge-
setzt werden müssen.... Die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts 
und von Landesverfassungsgerichten 
aus jüngerer Zeit, wonach die Sperrklau-
seln bei Kommunalwahlen (vgl. BVerfG, 
Urteil vom 13. Februar 2008 - 2 BvK 1/07 -‚ 
BVerfGE 120, 82 ff. zu Kommunalwahlen 
in Schleswig-Holstein; StGH Bremen, Ur-
teil vom 14. Mai 2009 - St 2/08 - zur Sperr-
klausel in Bremerhaven, NordÖR 2009, 
251 ff.; VerfGH Thüringen, Urteil vom 11. 
April 2008 - 22/05 – zu Kommunalwahlen 
in Thüringen, NVwZ-RR 2009, 1ff. und 
LVerfG Hamburg, Urteil vom 15. Januar 
2013 - HVerfG 2/11 - zur Wahl zu den Be-
zirksversammlungen, NordÖR 2013, 304 
ff.) und bei der Wahl der deutschen Abge-
ordneten zum Europäischen Parlament 
(BVerfG, Urteil vom 9. November 2011 - 2 
BvC 4/10 u.a. -‚ BVerfGE 129, 300 ff.) für 
verfassungswidrig erklärt worden sind, ist 
nicht auf das Landtagswahlrecht über-
tragbar. Denn sowohl bei Europawahlen 
als auch bei Kommunalwahlen besteht 
eine andere Interessenlage als bei Land-
tagswahlen. Die auf europäischer und 
kommunaler Ebene gewählten Vertretun-
gen haben anders als der Landtag, der 
die Ministerpräsidentin oder den Minister-
präsidenten zu wählen hat (vgl. Art. 26 
Abs. 2 LV) und für die Gesetzgebung 
zuständig ist (vgl. Art. 37 Abs. 2 LV), keine 
vergleichbare Kreations- und Gesetzge-
bungsfunktion (so auch Morlok/ Kühr, JuS 
2012, 385 <391>)....
(2) Legitimer Zweck der 5%-Klausel ist 
zudem die Sicherung des Charakters der 
Wahl als eines Integrationsvorgangs bei der 
politischen Willensbildung des Volkes (vgl. 
BVerfG, Urteil vom 10. April 1997 - 2 BvC 
3/96 -‚ BVerfGE 95, 408 ff., Juris Rn. 44, 53), 
um der Parteienzersplitterung vorzubeugen 
und funktionsfähige Verfassungsorgane 
bilden zu können (vgl. Schreiber, Bundes-
wahlgesetz, 8. Aufl. 2009, § 6 Rn. 35; § 20 
Rn. 8). Insoweit wird die Integrationsfunk-
tion der Parteien unterstützt, die durch die 
Sperrklausel angehalten werden sollen, 
Interessen und politische Strömungen zu 
bündeln und zu strukturieren.

cc) § 3 Abs. 1 Satz 1 LWahlG ist auch ver-
hältnismäßig. (1)... (2) Die bisherige Ein-
schätzung des Landtages, die 5%-Klau-
sel sei auch in Zukunft erforderlich, um 
einer zu erwartenden Funktionsstörung 
des Landtages entgegenzuwirken, ist der-
zeit nicht zu beanstanden.
(3) Die Sperrklausel ist auch angemes-
sen. Das Bundesverfassungsgericht als 
Landesverfassungsgericht für Schleswig-
Holstein hat eine Sperrklausel von 7,5% 
als unangemessen und eine Sperrklausel 
von 5% als angemessen angesehen (vgl. 
BVerfG, Urteil vom 5. April 1952 – 2 BvH 
1/52 –‚ BVerfGE 1, 208 ff., Juris Rn. 152 ff.) 
und diese Auffassung auch für den Deut-
schen Bundestag vertreten(vgl. BVerfG, 
Urteil vom 10. April 1997, a.a.O., Juris Rn. 
54). Das erkennende Gericht hält an 
dieser Auffassung für den jetzigen 
Zeitpunkt fest. Das Bundesverfassungs-
gericht hat bereits die Notwendigkeit auf-
gezeigt, die Sperrklausel in der jeweiligen 
politischen Situation zu bewerten, als es 
ausgeführt hat, es müssten „ganz beson-
dere, zwingende Gründe gegeben sein, 
um eine Erhöhung des Quorums über den 
gemeindeutschen Satz von 5% zu recht-
fertigen“ (vgl. BVerfG, Urteil vom 5. April 
1952, a.a.O.,Juris Rn. 153).
Der Gesetzgeber ist daher verpflichtet, die 
politische Wirklichkeit zu beobachten und 
unter Berücksichtigung der rechtlichen 
und tatsächlichen Gegebenheiten die Be-
dingungen und Gründe für die Aufrecht-
erhaltung der bestehenden und nicht ex-
plizit in der Verfassung verankerten 5%-
Hürde zu überprüfen; er hat eine die 
Gleichheit der Wahl berührende Norm des 
Wahlrechts gegebenenfalls zu ändern, 
wenn die verfassungsrechtliche Rechtfer-
tigung dieser Norm durch neue Entwick-
lungen in Frage gestellt wird, etwa durch 
eine Änderung der vorausgesetzten tat-
sächlichen oder normativen Grundlagen 
oder dadurch, dass sich die beim Erlass 
der Norm hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
angestellte Prognose als irrig erwiesen 
hat (BVerfG, Urteile vom 9. November 
2011 - 2 BvC 4/10 u.a. -‚ BVerfGE 129, 300 
ff., Juris Rn. 90 und vom 25. Juli 2012 - 2 
BvE 9/11 u.a. -‚ BVerfGE 131, 316 ff., Juris 
Rn. 64 m.w.N.). Der Prüfpflicht kommt der 
Schleswig-Holsteinische Landtag auf Ge-
setzesinitiative der PIRATEN zur Abschaf-
fung der 5%-Klausel (vgl. Landtags-
Drucksache 18/385) derzeit nach, obwohl 
er noch im Rahmen der Novellierung des 
Kommunalwahlrechts im Jahre 2008 die 
5%-Klausel bei Landtagswahlen bewusst 
unangetastet gelassen hatte (vgl. Land-
tags-Drucksache 16/1879, PlPr 16/79 
vom 27. Februar 2008, S. 5736 ff.). Da das 
Wahlrecht und der politische Prozess in 
einem Wechselverhältnis stehen, ist die 
Erforderlichkeit und Angemessenheit 
einer Sperrklausel einer empirischen 
Überprüfung allein mit den Mitteln der 
politischen Wissenschaften oder der 
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Mathematik nicht zugänglich. Die Ergeb-
nisse vergangener Wahlen ermöglichen 
keine gesicherte Aussage über den Aus-
gang zukünftiger Wahlen. Das geltende 
Wahlrecht wirkt auf die Wahlergebnisse 
und das Wahlverhalten zurück. Insoweit 
bleibt die Entscheidung über die Aufrecht-
erhaltung einer Sperrklausel eine werten-
de Prognoseentscheidung.
dd) Nichts anderes ergibt sich für die 
Auslegung des schleswig-holsteinischen 
Verfassungsrechts unter Berücksichti-
gung von Art. 3 des Ersten Zusatzproto-
kolls zur Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(EMRK, BGB1 1956 II S. 1880), der das 
Recht auf freie Wahlen garantiert, und von 
Art. 25 des Pakts über bürgerliche und 
politische Rechte (BGB1 II 1973 S. 1534), 
der das Recht gewährt, ohne Unterschied 
bei gleichen Wahlen zu wählen und ge-
wählt zu werden. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts 
gelten die Menschenrechtsübereinkom-
men im Range einfachen Bundesrechts. 
Sie sind bei der Interpretation des natio-
nalen Rechts – auch der Grundrechte und 
rechtsstaatlichen Garantien – als Ausle-
gungshilfen zu berücksichtigen. Dabei 
sind die Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte 
besonders zu berücksichtigen (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 14. Oktober 2004 
– 2 BvR 148 1/04 –‚ BVerfGE 111, 307 ff., 
Juris Rn. 30, 38). Der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte hat in meh-
reren Entscheidungen einen weiten Spiel-
raum der nationalen Wahlgesetzgebung 
anerkannt und unter anderem Sperrklau-
seln von 10% in der Türkei, 6% in Spanien 
und 5% in Lettland als vereinbar mit Art. 3 
des Ersten Zusatzprotokolls zur EMRK 
angesehen. Dabei wurden jedenfalls kei-
ne strengeren Maßstäbe an die Rechtferti-
gung von Sperrklauseln angelegt als nach 
dem deutschen Verfassungsrecht.

2. Die Befreiung der Parteien der däni-
schen Minderheit von der 5%-Klausel (§ 3 
Abs. 1 Satz 2 LWahlG) verstößt nicht 
gegen Art. 2a LV in Verbindung mit Art. 3 
Abs. 3 Satz 1 GG. Ungeachtet der Frage, 
ob Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG im Zusam-
menhang mit Landtagswahlen Anwen-
dung findet, oder die Wahlrechtsgleich-
heit demgegenüber lex specialis ist (vgl. 
Becker, Die wahlrechtliche Privilegierung 
von Parteien der dänischen Minderheit in 
Schleswig-Holstein <§ 3 Abs. 1 Satz 2 
LWahIG>, Gesetzliche Voraussetzungen 
und verfassungsrechtliche Rechtferti-
gung, Dänischenhagen 2013, S. 43), ist 
die Norm schon tatbestandlich nicht ein-
schlägig. Nach Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG 
darf niemand wegen seines Geschlech-
tes, seiner Abstammung, seiner Rasse, 
seiner Sprache, seiner Heimat und Her-
kunft, seines Glaubens, seiner religiösen 
oder politischen Anschauungen benach-

teiligt oder bevorzugt werden. Die Zuge-
hörigkeit zu einer Minderheit im vorliegen-
den Kontext folgt jedoch weder aus der 
Abstammung oder Herkunft einer Person, 
noch aus ihrer politischen Anschauung, 
sondern allein aus dem freien Bekenntnis 
zur Minderheit (vgl. Riedinger, in: Caspar/ 
Ewer/ Nolte! Waack <Hrsg.>, Verfas-
sung des Landes Schleswig-Holstein, 
2006, Art. 5 Rn. 10). Letzteres ist kein 
verbotenes Differenzierungskriterium im 
Sinne von Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG.

3. § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG als Rückaus-
nahme von der Einschränkung der Be-
rücksichtigung aller Stimmen bei der 
Mandatsverteilung berührt zwar die Wahl-
rechtsgleichheit in ihrer Ausprägung als 
Erfolgswertgleichheit und die Chancen-
gleichheit der Parteien (a). Die Regelung 
ist jedoch durch zwingende Gründe ge-
rechtfertigt (b).
a) Die Zweitstimme derjenigen Wähler-
innen und Wähler, die eine Partei der dä-
nischen Minderheit wählen, die im Er-
gebnis die Sperrklausel nicht erreicht, hat 
einen höheren Erfolgswert als eine Stim-
me, die für eine andere Partei abgegeben 
wurde, die die Sperrklausel ebenfalls nicht 
erreicht. Die für eine Partei der dänischen 
Minderheit abgegebene Zweitstimme 
wird in jedem Fall berücksichtigt, wenn die 
Partei so viele Stimmen erzielt, dass ihr bei 
der Sitzverteilung ein Mandat zugerech-
net werden kann. Die Zweitstimme dieser 
Wählerinnen und Wähler wird mit den 
Stimmen gleich behandelt, die für die Par-
teien abgegeben werden, die die Sperr-
klausel überwinden. Auch für eine Rück-
ausnahme, das heißt für eine Ausnahme 
von einem zulässigen Quorum, gelten die 
oben unter C.II.1.c) beschriebenen 
Grundsätze der Zulässigkeit von Differen-
zierungen bei Vorliegen von Gründen, die 
durch die Verfassung legitimiert sind. Bei 
der Prüfung der Zulässigkeit der Rück-
ausnahme ist der Kontext der Sperrklau-
sel und ihrer Rechtfertigung zu berück-
sichtigen.
Das Bundesverfassungsgericht hat zur 
schleswig-holsteinischen Regelung ent-
schieden, dass es dem Gesetzgeber frei-
steht, von einem zulässigen Quorum Aus-
nahmen zu machen, wenn ein zureichen-
der Grund dafür gegeben ist(BVerfG, 
Urteil vom 11. August 1954 - 2 BvK 2/54 -‚ 
BVerfGE 4, 31ff., Juris Rn. 37).Innerhalb 
des Quorums ist es dem Gesetzgeber 
überlassen, wie weit er die Möglichkeit zur 
Differenzierung ausschöpft(BVerfG, Urteil 
vom 10. April 1997 - 2 BvC 3/96 -‚ BVerfGE 
95, 408 ff., Juris Rn. 47 ff.).Dabei ist die 
konkrete politische Situation zu beachten, 
zu der die Existenz von nationalen Min-
derheiten und ihre regionale Verteilung 
gehören (BVerfG, Urteile vom 5. April 1952 
- 2 BvH 1/52 -‚ BVerfGE 1, 208 ff., Juris Rn. 
146, 158 und vom 23. Januar 1957 - 2 BvE 
2/56 -‚ BVerfGE 6, 84 ff., Juris Rn. 34). 

Auch in anderen Zusammenhängen hat 
das Bundesverfassungsgericht Ausnah-
men von einer unterschiedslos für das 
Wahlgebiet geltenden Sperrklausel gefor-
dert oder gebilligt. So hat es bei der ersten 
gesamtdeutschen Wahl nach der Wieder-
vereinigung gefordert, dass der Gesetz-
geber berücksichtigt, dass besondere 
Umstände ein Quorum unzulässig wer-
den lassen können. Regelungen, mit 
denen der Gesetzgeber an einer Sperr-
klausel festhält, aber ihre Auswirkungen 
mildert, müssen ihrerseits mit der Verfas-
sung vereinbar sein und den Grundsätzen 
der Wahlrechtsgleichheit genügen 
(BVerfG, Urteil vom 29. September 1990 - 
2 BvE 1/90 u.a. -‚ BVerfGE 82, 322 ff., 
Leitsatz 2b).
Die Grundmandatsklausel bei der Wahl 
zum Deutschen Bundestag, nach der eine 
Partei auch dann am Verhältnisausgleich 
teilnimmt, wenn sie in drei Wahlkreisen ein 
Direktmandat errungen hat (S 6 Abs. 3 
Satz 1 BWah1G = § 6 Abs. 6 Satz 1 
BWahIG a.F.), hat das Bundesverfas-
sungsgericht als zulässige Ausnahme 
vom Quorum angesehen. Eine entspre-
chende Regelung ist – für den Erwerb 
eines Direktmandats – auch im schleswig-
holsteinischen Wahlrecht in § 3 Abs. 1 
Satz 1 LWahlG enthalten. Das Bundesver-
fassungsgericht hat ausgeführt, dass der 
Zugang zum Sitzverteilungsverfahren 
auch von mehreren alternativen Hürden 
abhängig gemacht werden darf, soweit 
dadurch keine höhere Sperrwirkung als 
durch eine 5%-Klausel erzeugt wird. Eine 
weitere Zugangsmöglichkeit nimmt den 
durch eine Sperrklausel bewirkten Eingriff 
in die Wahlgleichheit teilweise zurück und 
schwächt dessen Intensität ab. Die wei-
tere Differenzierung bewirkt eine neue Un-
gleichheit und bedarf daher ihrerseits 
rechtfertigender Gründe. Dabei kann 
allerdings die Abmilderung der Intensität 
der Sperrklausel in Rechnung gestellt 
werden (BVerfG, Urteil vom 10. April 1997 
- 2 BvC 3/96 -‚ BVerfGE 95, 408 ff., Juris Rn 
45 f.). Davon ausgehend bestehen an die 
Rechtfertigung von Ausnahmen von der 
Sperrklausel zumindest keine höheren 
Anforderungen als an die Rechtfertigung 
der Sperrklausel selbst. Die Ausnahme 
kann vielmehr dazu beitragen, die Legiti-
mation der Sperrklausel selbst zu sichern, 
indem sie Wirkungen der Sperrklausel 
abmildert, durch welche die Integra-
tionsfunktion der Wahl oder andere Ver-
fassungswerte gefährdet werden(vgl. zur 
Milderung der Auswirkungen der 5%-
Klausel auf Bundesebene: BVerfG, Urteil 
vom 29. September 1990, Juris Rn. 68 ff.). 
Zudem ist die Rückausnahme für die Par-
teien der dänischen Minderheit jedenfalls 
durch zwingende Gründe gerechtfertigt, 
die in der Landesverfassung von Schles-
wig-Holstein verankert sind.
b) Die Regelung zugunsten von Parteien 
der dänischen Minderheit - derzeit des 
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SSW - ist durch die Schutzpflicht des Lan-
des für die politische Mitwirkung der na-
tionalen dänischen Minderheit nach Art. 5 
Abs. 2 LV legitimiert (aa-bb) und verstößt 
nicht gegen den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit (cc).
aa) Art. 5 Abs. 2 Satz 1 LV stellt die 
politische Mitwirkung nationaler Minder-
heiten unter den Schutz des Landes, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände. Der 
nationalen dänischen Minderheit und der 
friesischen Volksgruppe wird der Schutz 
der politischen Mitwirkung, der ihnen 
schon nach Art. 5 Abs. 2 Satz 1 LV zusteht, 
durch Art. 5 Abs. 2 Satz 2 LV ausdrücklich 
als „Anspruch auf Schutz“ und zudem als 
„Anspruch auf Förderung“ zugebilligt. Die 
politische Mitwirkung der nationalen dä-
nischen Minderheit ist ein Verfassungsgut 
von hohem Rang, dessen Schutz und 
Förderung dem Land aufgegeben ist. Es 
ist insofern geeignet, den die Sperrklausel 
begründenden Erwägungen sowie dem 
Anspruch konkurrierender Parteien auf 
Gleichbehandlung die Waage zu halten 
und als hinreichender und zwingender 
Grund für eine Rückausnahme anerkannt 
zu werden.
Im Sinne des Wahlrechts „zwingende“ 
Gründe sind nicht nur Gründe, die zu ma-
thematisch unausweichlichen Unschär-
fen führen, sondern auch Differenzierun-
gen, die von Verfassungs wegen zwangs-
läufig oder notwendig sind, weil eine 
Kollision mit Grundrechten oder anderen 
Wahlrechtsgrundsätzen vorliegt, oder sol-
che, die sonst durch die Verfassung legi-
timiert und von so einem Gewicht sind, 
dass sie der Wahlgleichheit die Waage 
halten können, wie etwa die vormals in der 
Schleswig-Holsteinischen Verfassung 
vorgegebene Regelgröße des Parlaments 
von 69 Abgeordneten (Urteil vom 30. 
August 2010 - LVerfG 1/10 -‚ Rn. 143, 
LVerfGE 21,434 ff. = SchlHA 2010,276 ff. 
= NordÖR 2010,401 ff. = JZ 2011,254 
ff.,Juris Rn. 150).
Sinn und Zweck des Art. 5 Abs. 2 Satz 2 LV 
ist die verfassungsrechtliche Verankerung 
der Mitwirkung und Integration der dä-
nischen Minderheit nach dem im Jahre 
1990 – bei Schaffung von Art. 5 Abs. 2 LV – 
vorgefundenen und erprobten Konzept 
des Wahlrechts. Die bereits seit 1955 gel-
tende Regelung in § 3 Abs. 1 Satz 2 
LWahlG hat dazu geführt, dass der SSW 
seitdem in sämtlichen Legislaturperioden 
im Landtag vertreten war. Diese beiden 
Regelungen zunächst im einfachen Wahl-
recht und später auch im Verfassungs-
recht waren eine Reaktion darauf, dass 
eine politische Mitwirkung der Minderheit 
durch die Sperrklausel erschwert bzw. un-
möglich war. Denn bei der Landtagswahl 
vom 12. September 1954 hatte der SSW 
weder die 5%-Hürde übersprungen noch 
ein Direktmandat erzielt (vgl. Bekannt-
machung des Landeswahlleiters über das 
endgültige Ergebnis der Wahl zum 

Schleswig-Holsteinischen Landtag am 
12. September 1954 vom 23. September 
1954, ABl Nr. 40 S. 398 <401 f.>).
Aus den Materialien zu Art. 5 Abs. 2 LV 
ergibt sich, dass die in Absatz 2 Satz 1 
geregelte Schutzbestimmung zugunsten 
der kulturellen Eigenständigkeit und zu-
gunsten der politischen Mitwirkung spe-
ziell für die dänische Minderheit und die 
friesische Volksgruppe ausdrücklich fest-
geschrieben und für diese beiden Grup-
pen zudem ein Grundsatz der Förderung 
aufgestellt werden sollte. Darin sollte der 
verfassungspolitische Wille zum Aus-
druck kommen, die historischen Gege-
benheiten und die faktische Situation im 
Lande zu berücksichtigen (Bericht und 
Beschlussempfehlung des Sonderaus-
schusses zur Beratung des Schlussbe-
richts der Enquete-Kommission „Verfas-
sungs- und Parlamentsreform“ vom 28. 
November 1989, Landtags-Drucksache 
12/620 (neu), S. 34). Aus den Protokollen 
des Sonderausschusses „Verfassungs- 
und Parlamentsreform“ geht hervor, dass 
zunächst daran gedacht worden war, die 
Befreiung von der 5%-Klausel für Parteien 
der dänischen Minderheit in die Verfas-
sung aufzunehmen, letztlich aber davon 
Abstand genommen wurde, weil die 
Sperrklausel selbst nicht in der Verfas-
sung verankert ist (vgl. SoAVP 12/6 vom 
21.April 1989, S. 19). Ausdrücklich wur-
den aber Schutz und Förderung der politi-
schen Mitwirkung der Minderheit aufge-
nommen (vgl. SoAVP 12/11 vom 2. Juni 
1989, S. 10).
Der Zweck der effektiven Integration der 
dänischen Minderheit in das Staatsvolk 
kann rechtfertigen, dass die Wahlrechts-
gleichheit berührt wird. Denn der Charak-
ter der Wahl als eines Integrationsvor-
gangs bei der politischen Willensbildung 
wird gesichert, wenn die Regelungen des 
Wahlrechts die parlamentarische Reprä-
sentanz der politisch bedeutsamen Strö-
mungen im Wahlvolk ermöglichen (vgl. 
Pieroth, Der Begriff der Partei der däni-
schen Minderheit und die Verfassungs-
mäßigkeit ihrer Privilegierung im Schles-
wig-Holsteinischen Landeswahlrecht, 
Landtags-Umdruck 15/634, S. 35 unter 
Bezugnahme auf BVerfG, Urteil vom 10. 
April 1997, -2 BvC 3/96 -‚ BVerfGE 95,408 
ff., Juris Rn. 55). So hat das Bundesver-
fassungsgericht die wahlrechtliche Son-
derregelung als gerechtfertigt angese-
hen, weil sie der nationalen Minderheit zur 
Vertretung ihrer spezifischen Belange die 
Tribüne des Parlaments eröffnet, wenn sie 
nur die für ein Mandat erforderliche Stim-
menzahl aufbringt (vgl. BVerfG, Urteil vom 
23. Januar 1957 - 2 BvE 2/56 -‚ BVerfGE 6, 
84 ff., Juris Rn. 34).
bb) Dieses Verständnis von Art. 5 Abs. 2 LV 
wird durch die Einbindung Schleswig-
Holsteins in die Verpflichtungen der Bun-
desrepublik Deutschland verstärkt. Art. 5 
Abs. 2 LV ist im Lichte der völkerrechtli-

chen Bindungen des Bundes durch die 
Bonn-Kopenhagener Erklärungen vom 29. 
März 1955 und des Rahmenüberein-
kommens des Europarats vom 1. Februar 
1995 zum Schutz nationaler Minderheiten 
(BGBI 1997 II S. 1406 ff. im Folgenden: 
Rahmenübereinkommen) auszulegen. 
Denn das Land Schleswig-Holstein ist ein 
Gliedstaat der Bundesrepublik Deutsch-
land (Art. 1 LV), der zur Bundestreue ver-
pflichtet ist. Die Bundestreue besagt, dass 
im deutschen Bundesstaat das gesamte 
verfassungsrechtliche Verhältnis zwi-
schen dem Gesamtstaat und seinen Glie-
dern sowie das verfassungsrechtliche Ver-
hältnis zwischen den Gliedern durch den 
ungeschriebenen Verfassungsgrundsatz 
von der wechselseitigen Pflicht des Bun-
des und der Länder zu bundesfreundli-
chem Verhalten beherrscht ist (vgl. BVerfG, 
Urteil vom 28. Februar 1961 – 2 BvG 1/60 
u.a. –‚ BVerfGE 12, 205 ff., Juris Rn. 173). 
Die Bonn-Kopenhagener Erklärungen 
haben nach der gleichzeitigen Bekannt-
machung der Ergebnisse der deutsch-
dänischen Besprechungen durch das 
Auswärtige Amt zum Inhalt, dass die Sperr-
klausel nicht zum Hindernis der politi-
schen Mitwirkung der Minderheit werden 
darf (vgl. Bundesanzeiger Nr. 63 vom 31. 
März 1955, S. 4).
Die Bonn-Kopenhagener Erklärungen 
sind keine völkerrechtlichen Verträge son-
dern von zwei Regierungen abgegebene 
einseitige Willenserklärungen(vgl. Kühn, 
Privilegierung nationaler Minderheiten im 
Wahlrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land und Schleswig-Holsteins, Frankfurt 
am Main 1991, S. 284),die den auswär-
tigen Beziehungen des Bundes zuzurech-
nen sind. Solche Erklärungen können 
Bindungswirkung entfalten, wenn sie öf-
fentlich und mit dem Willen zur Bindung 
abgegeben worden sind. Eine solche 
Bindungswirkung ist nach dem Wortlaut 
der Erklärungen anzunehmen, zumal sich 
beide Regierungen bei ihrer Abgabe auf 
ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen aus 
dem Gebot des Minderheitenschutzes 
nach Art. 14 EMRK (BGB1 1952 II S. 690) 
berufen haben. Das Land Schleswig-Hol-
stein ist indirekt daran beteiligt gewesen 
und aufgrund des Grundsatzes der Bun-
destreue weiterhin daran gebunden. Der 
Bundesgesetzgeber hat den Inhalt der 
Bonn-Kopenhagener Erklärungen in die 
geltenden Verpflichtungen eingeordnet 
und sich fortdauernd gebunden. Die be-
reits seit dem Bundeswahlgesetz von 
1953 bestehende Ausnahme von der 
Sperrklausel für Parteien nationaler Min-
derheiten, die aus außenpolitischen Er-
wägungen im Zusammenhang mit der 
dänischen Minderheit in Südschleswig 
eingeführt worden war (vgl. Schreiber, 
Bundeswahlgesetz, Kommentar 8. Aufl. 
2008, § 6 Rn. 47), besteht seitdem un-
verändert und wurde zuletzt in der Fas-
sung des Bundeswahlgesetzes vom 3. 
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Mai 2013 (BGB1 1 S. 1082) in § 6 Abs. 3 
Satz 2 BWahlG beibehalten.
Nach Art. 4 Abs. 2 des Rahmenüberein-
kommens haben sich die Vertragspar-
teien verpflichtet, erforderlichenfalls an-
gemessene Maßnahmen zu ergreifen, um 
in allen Bereichen des wirtschaftlichen, 
sozialen, politischen und kulturellen Le-
bens die vollständige und tatsächliche 
Gleichheit zwischen den Angehörigen 
einer nationalen Minderheit und den 
Angehörigen der Mehrheit zu fördern und 
in dieser Hinsicht in gebührender Weise 
die besonderen Bedingungen der Ange-
hörigen nationaler Minderheiten zu be-
rücksichtigen. Das Rahmenübereinkom-
men ist als internationaler Vertrag ein 
rechtsverbindliches Instrument (vgl. Kle-
bes, EuGRZ 1995, 262 <264>), das als 
Bundesrecht unmittelbar gilt (vgl. Achter 
Bericht der Bundesregierung über ihre 
Menschenrechtspolitik in den auswärti-
gen Beziehungen und in anderen Politik-
bereichen vom 16. Juli 2008, Bundestags-
Drucksache 16/10037, S. 79 f.). Nach Art. 
1 des Rahmenübereinkommens und 
seinen Begründungserwägungen ist der 
Schutz nationaler Minderheiten Bestand-
teil des internationalen Menschenrechts-
schutzes. Das Rahmenübereinkommen 
ist, nicht anders als die Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten, bei der Auslegung nationalen 
Rechts, auch nationalen Verfassungs-
rechts, zu berücksichtigen (vgl. oben un-
ter C.II.1.d>dd).
Das Rahmenübereinkommen wurde im 
Hinblick auf die Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
und der Protokolle dazu abgeschlossen. 
Insoweit ist das Rahmenübereinkommen 
auch zur Interpretation des Art. 3 des 
Ersten Zusatzprotokolls zur EMRK (BGB1 
1956 II S. 1879), der das Recht auf freie 
Wahlen garantiert, heranzuziehen. Da die 
Bundesregierung und die Dänische Re-
gierung bereits die Bonn-Kopenhagener 
Erklärungen in den Kontext der in Art. 14 
EMRK enthaltenen Verpflichtung zur 
Nichtdiskriminierung nationaler Minder-
heiten gestellt haben, haben sie insoweit 
auch eine Abwägung auf Ebene der Men-
schenrechte vorgenommen. Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte hat 
zuletzt in einer Entscheidung zum rumä-
nischen Wahlrecht keine Bedenken gegen 
eine Berücksichtigung nationaler Minder-
heiten im Wahlrecht erkennen lassen und 
ausgeführt, dass diese in mehreren euro-
päischen Ländern praktiziert wird (vgl. 
EGMR, Urteil vom 2. März 2010 - 78039/01 
-‚ Grosaru ./. Rumänien, unter www.echr.
coe.int/hudoc). Auch wenn die in dem 
Abkommen festgelegten Grundsätze kei-
ne unmittelbar geltenden Rechtssätze, 
sondern Handlungsaufträge für die Unter-
zeichnerstaaten sind (vgl. Art. 19 des 
Rahmenübereinkommens), bestätigen sie 
doch, dass Minderheitenschutz nicht auf 

die Gewährung formaler Gleichheit be-
schränkt ist, sondern ausgleichende und 
fördernde Maßnahmen einschließt (eben-
so VerfG Brandenburg, Urteil vom 18. Juni 
1998 - 27/97 -‚ LVerfGE 8, 97 ff., Juris Rn. 
120).Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und insbesonde-
re Satz 2 LV entsprechen diesem Auftrag.
cc) Die Regelung durch § 3 Abs. 1 Satz 2 
LWahlG ist auch verhältnismäßig. Das 
Gericht prüft neben der Frage, ob die dif-
ferenzierende Regelung an einem Ziel 
orientiert ist, das der Gesetzgeber bei der 
Ausgestaltung des Wahlrechts verfolgen 
darf, lediglich, ob die Regelung zur Er-
reichung dieses Zieles geeignet ist, nicht 
das Maß des Erforderlichen überschreitet 
und angemessen ist; denn es ist grund-
sätzlich Sache des Gesetzgebers, verfas-
sungsrechtlich legitime Ziele wie die Be-
lange der Funktionsfähigkeit des Parla-
ments, das Anliegen weitgehender inte-
grativer Repräsentanz und die Gebote der 
Wahlrechtsgleichheit sowie der Chancen-
gleichheit der politischen Parteien zum 
Ausgleich zu bringen (vgl. BVerfG, Urteil 
vom 10. April 1997 - 2 BvC 3/96 - BVerfGE 
95, 408 ff., Juris Rn. 49 m.w.N.).
Mit welcher Regelung der Verfassungs-
auftrag erfüllt wird, ist vom Gesetzgeber 
einzuschätzen. Er hat auch die Pflicht zu 
beobachten, wie sich die Regelung aus-
wirkt, ob sie im Kontext der wahlrechtli-
chen Regelungen und der tatsächlichen 
Verhältnisse geeignet ist, ihren Zweck zu 
erfüllen, und ob zugleich andere Grund-
sätze des Wahlrechts nicht unangemes-
sen beeinträchtigt werden (siehe oben 
C.II.1.c> <Rn. 86 ff.> entsprechend zur 
Sperrklausel). Angesichts des Einschät-
zungsspielraums des Gesetzgebers und 
der von ihm zu wählenden Gesamtsyste-
matik des Wahlrechts kann das Gericht 
nicht seine eigene Einschätzung von einer 
zweckmäßigeren Lösung an dessen Stel-
le setzen, sondern hat nur zu kontrollieren, 
ob entweder die politische Mitwirkung der 
Minderheit nicht mehr hinreichend ge-
schützt wird oder ob die dazu genutzte 
Regelung außer Verhältnis zur Beeinträch-
tigung anderer Wahlrechtsgrundsätze 
steht.
(1) Die Regelung ist geeignet, den an-
gestrebten Zweck zu erfüllen. Sie hat seit 
ihrem Bestehen die politische Mitwirkung 
der dänischen Minderheit gesichert.
(2) Sie ist auch erforderlich. Ein anderes 
gleich geeignetes Mittel ist in der ge-
gebenen Systematik des Wahlrechts nicht 
ersichtlich. Die gegenwärtige Regelung 
verwirklicht den in Art. 3 und 10 LV enthal-
tenen Grundsatz der Erfolgswertgleich-
heit der Verhältniswahl und hebt nur des-
sen Einschränkung durch die nicht in der 
Verfassung geregelte Sperrklausel auf. 
Die Regelung sichert den Parteien der 
Minderheit die Möglichkeit, auch unter 
den Bedingungen eines regional und 
personell beschränkten Aktionsradius für 
ihre Anschauungen zu werben und stär-

kere Zustimmung zu ihrer Politik auch in 
entsprechende Mandate umzusetzen, 
ohne dass sie dafür die 5%-Klausel über-
winden müssen. Diese Möglichkeit würde 
durch eine Beschränkung der Befreiung 
auf ein Mandat verkürzt. Eine solche wür-
de die politische Mitwirkung der Minder-
heit nicht in gleichem Maße schützen und 
fördern wie die jetzige Regelung, bei der 
die Zahl der Abgeordneten vom Zuspruch 
bei den Wahlen abhängt.
Die Beschränkung auf ein Mandat würde 
zudem die Repräsentanz einer Partei der 
Minderheit in der arbeitsteiligen Parla-
mentsarbeit, insbesondere in den Aus-
schüssen des Landtages, einschränken. 
Die Möglichkeit, Einfluss auf Regierungs-
bildung, Gesetzgebung und Haushalt zu 
nehmen und Wahlkreisarbeit zu leisten, 
wäre geringer. Außerdem könnte eine Par-
tei bei einer stark verminderten Chance, 
ein zweites oder drittes Mandat zu er-
ringen, die Wählerinnen und Wähler der 
Minderheit weniger gut durch ein zum Bei-
spiel nach politischen Strömungen inner-
halb der Minderheit, Regionen oder Ge-
schlechtern ausgewogenes Personalan-
gebot ansprechen, sondern wäre darauf 
verwiesen, sich durch eine Person reprä-
sentieren zu lassen. Die Beschränkung 
der Befreiung auf ein Mandat würde das 
dem jetzigen Wahlrecht zu Grunde lie-
gende Konzept von Schutz und Förde-
rung politischer Mitwirkung der Minderheit 
nicht mehr ausfüllen. Entsprechend kann 
das Gericht es nicht als gleich geeignetes 
„milderes Mittel“ zum Schutz und zur För-
derung der politischen Mitwirkung der 
Minderheit ansehen. Ob und in welcher 
Form ein solches anderes Wahlrecht das 
Verfassungsgebot von Art. 5 Abs. 2 LV er-
füllen würde, war hier nicht zu entschei-
den.
Die Beschränkung der Befreiung von der 
5%-Klausel auf ein Siedlungsgebiet der 
Minderheit wäre ebenfalls kein gleich ge-
eignetes Mittel, um einer auf das ganze 
Land bezogenen Minderheitenposition 
gerecht zu werden. Da der Landtag auf 
das gesamte Gebiet des Landes hin aus-
gerichtet und insoweit verantwortlich ist, 
ist das Vorhandensein einer originären 
dänischen Minderheit in Südschleswig 
maßgeblicher Anknüpfungspunkt für die 
Entscheidung des Landesgesetzgebers, 
alle Teile des Landes bei der Wahl zum 
Landtag in die Sonderregelung einzube-
ziehen (so auch BVerfG, Beschluss vom 
14. Februar 2005 — 2 BvL 1/05 — als 
obiter dictum, Sch1HA 2005, 128 ff. = 
NVwZ 2005, 568 ff. = NordÖR 2005, 106 
ff. = BVerfGK 5, 96 ff., Juris Rn. 40).
Wollte man eine Ausnahme von der Sperr-
klausel für Parteien der dänischen Min-
derheit auf den nördlichen Teil des Landes 
beschränken, forderte man ein anderes 
Wahlsystem (vgl. BVerfG, Beschluss vom 
14. Februar 2005, a.a.O., Juris Rn. 41; 
Pieroth, Der Begriff der Partei der däni-
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schen Minderheit und die Verfassungs-
mäßigkeit ihrer Privilegierung im Schles-
wig-Holsteinischen Landeswahlrecht, 
Landtags-Umdruck 15/634, S. 39)‚ des-
sen Einführung allein dem Gesetzgeber 
obläge. Im Übrigen wird auch im Bundes-
wahlrecht die Befreiung von der 5%-Klau-
sel für Parteien nationaler Minderheiten 
nicht auf deren Siedlungsgebiet be-
schränkt (vgl. § 6 Abs. 3 Satz 2 BWah1G).
(3) § 3 Abs. 1 Satz 2 LWahlG ist auch 
angemessen im Verhältnis zur Beein-
trächtigung der Erfolgswertgleichheit 
anderer kleiner Parteien im Vergleich zu 
den Parteien der dänischen Minderheit. 
Während für die Befreiung der Minder-
heitenparteien Gründe von Verfassungs-
rang aus Art. 5 Abs. 2 LV sprechen, un-
terliegen die anderen kleinen Parteien der 
legitimen Beschränkung durch die Sperr-
klausel, haben aber als (potenziell) lan-
des- und bundesweit tätige und auf die 
deutsche Mehrheitsgesellschaft bezoge-
ne Parteien die jeweils gleiche Chance, 
diese Hürde zu überschreiten. Die Ange-
messenheit der Sonderregelung könnte 
dann entfallen, wenn eine Partei der dä-
nischen Minderheit durch Regelungen im 
Wahlrecht oder Veränderungen der poli-
tischen Wirklichkeit keinen Nachteil mehr 
hätte, der ausgeglichen werden müsste. 
Dass der SSW in den letzten Jahrzehnten 
seinen Stimmenanteil bei Landtagswah-
len steigern konnte und dass möglicher-
weise ein Teil der für ihn abgegebenen 
Stimmen von Personen kam, die sich 
nicht oder nicht fest der dänischen Min-
derheit zurechnen, spricht nicht gegen die 
Angemessenheit der geltenden Rege-
lung. Der SSW ist seit 1955 bisher lan-
desweit immer unter 5% der Stimmen 
geblieben. Bei insgesamt beweglicherem 
Wahlverhalten mag die Bereitschaft in der 
Wählerschaft steigen, einer Partei der 
dänischen Minderheit die Stimme zu 
geben. An der im Vergleich zu anderen 
Parteien regionalen und personellen Ein-
schränkung ändert sich dadurch nichts.
Es wird weiterhin diskutiert, ob die durch 
das Zweistimmenwahlrecht notwendig 
eingetretene Wählbarkeit des SSW im 
ganzen Land die Angemessenheit der 
geltenden Regelung beeinflusst. Der 
durch das Einstimmenwahlrecht vor 1997 
bestehende Nachteil als Partei einer Min-
derheit, die nur in den Wahlkreisen ihres 
Tätigkeitsgebiets wählbar war, besteht 
nicht mehr in gleicher Weise. Die durch 
die im ganzen Land wählbare Liste ent-
standenen Chancen haben diesen Nach-
teil abgemildert, aber nicht entfallen las-
sen. Der SSW ist als eine Partei der 
dänischen Minderheit weiterhin nach 
Satzung, Parteiorganisation, Teilnahme 
an der Kommunalpolitik und Wahlkreis-
kandidaturen nur in Südschleswig und auf 
Helgoland vertreten. Der SSW kandidiert 
direkt nur in elf von 35 Wahlkreisen, in acht 
von diesen erzielt er mehr als 5% der 

Zweitstimmen. Die meisten seiner Zweit-
stimmen erzielt er in diesem Gebiet (vgl. 
Bekanntmachung der Landeswahlleiterin 
vom 18. Mai 2012, ABl. Nr. 23 S. 499 ff., 
Übersichten 3 und 4).
Soweit das Zweistimmenwahlrecht als 
Problem für eine möglichst schonende Re-
gelung zum Minderheitenschutz im Wahl-
recht angesehen wird, ist im Übrigen anzu-
merken, dass das Zweistimmenwahlrecht 
zwar trotz der mit ihm verbunenen Gefahr 
von Überhang- und Ausgleichsmandaten 
eine legitime Gestaltung des Wahlrechts 
ist, das Zweistimmenwahlrecht aber an-
ders als der Minderheitenschutz keinen 
Verfassungsrang hat. Angesichts des Stel-
lenwertes des Minderheitenschutzes in der 
Schleswig-Holsteinischen Verfassung ist 
diese Folge des Zweistimmenwahlrechts 
hinzunehmen, solange ein solches Wahl-
recht besteht.
Eine Änderung in der politischen Wirk-
lichkeit, die eine veränderte Beurteilung 
auslösen könnte, würde eintreten, wenn 
eine Partei der dänischen Minderheit 
durch innere Verknüpfung mit regional 
und politisch in der Mehrheitsgesellschaft 
verankerten Strömungen den durch die 
Sperrklausel entstehenden Nachteil so 
ausgleichen könnte, dass es einer wahl-
rechtlichen Regelung nicht mehr bedürf-
te. Dies wäre möglich, wenn eine Partei 
der dänischen Minderheit neben ihrer 
Verankerung in der Minderheit regional 
und politisch gleichermaßen in der Mehr-
heit verankert und an sie adressiert wäre, 
zum Beispiel durch den Aufbau einer über 
die Minderheit hinausweisenden Parteior-
ganisation und durch entsprechende 
Kandidaturen in den Wahlkreisen des 
ganzen Landes.

VwGO § 47 Abs. 2 Satz 1
BauGB § 3 Abs. 2 Satz 2, § 214 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Halbs. 2 Alt. 2
BImSchG § 41 Abs. 1, § 43
16. BImSchV § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
Aarhus-Konvention Art. 6 Abs. 2 
Buchst. d
Öffentlichkeitsbeteiligungs-Richtlinie 
Art. 3 Nr. 4 Buchst. e
UVP-Richtlinie Art. 6 Abs. 2 und 3

öffentliche Auslegung; ortsübliche Be-
kanntmachung; Arten verfügbarer um-
weltbezogener Informationen; Öffent-
lichkeitsbeteiligung; stichwortartige 
Benennung der Umweltbelange 

Leitsatz:
§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB verpflichtet die 
Gemeinden, die in den vorhandenen 
Stellungnahmen und Unterlagen be-
handelten Umweltthemen nach The-

menblöcken zusammenzufassen und 
diese in der Auslegungsbekanntma-
chung schlagwortartig zu charakteri-
sieren. Das Bekanntmachungserfor-
dernis erstreckt sich auch auf solche 
Arten verfügbarer Umweltinformatio-
nen, die in Stellungnahmen enthalten 
sind, die die Gemeinde für unwesent-
lich hält und deshalb nicht auszulegen 
beabsichtigt.

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 18. Juli 2013, Az. 4 CN 3.12

I. Zum Tatbestand
Gegenstand des Normenkontrollverfah-
rens ist die Rechtswirksamkeit des Be-
bauungsplans D. - R. Teil 1. Im Ortsbau-
plan der Antragsgegnerin aus dem Jahre 
1937 war die R. als Allee mit zwei durch 
einen Grünstreifen getrennten Fahrbah-
nen geplant. Von den geplanten Fahrbah-
nen wurde nur die westliche gebaut. Die 
östliche, unmittelbar vor den Grundstü-
cken der Antragstellerinnen vorgesehene 
Fahrbahn wurde nie verwirklicht, die 
betreffende Fläche blieb Grünfläche mit 
Zufahrten zu den Grundstücken der An-
tragstellerinnen. Mit dem streitgegen-
ständlichen Bebauungsplan überplante 
die Antragsgegnerin sowohl die beste-
hende (westliche) Fahrbahn der R. als 
auch die bestehende Grünfläche. 
Die Antragsgegnerin beschloss, den 
streitgegenständlichen Teil 1 des Bebau-
ungsplans öffentlich auszulegen. Im Aus-
legungsverfahren erhoben die Antrag-
stellerinnen Einwendungen; nach Ände-
rungen des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans und inhaltlichen Korrekturen 
wurde der Bebauungsplan erneut ausge-
legt. Der Rat der Antragsgegnerin be-
schloss den Bebauungsplan als Satzung, 
der Beschluss wurde ortsüblich bekannt 
gemacht.
Auf die Normenkontrollanträge der Antrag-
stellerinnen hat der Verwaltungsgerichts-
hof den Bebauungsplan für unwirksam 
erklärt. Die vom Verwaltungsgerichtshof 
zugelassene Revision der Antragsgeg-
nerin blieb erfolglos.

II. Aus den Gründen
Die zulässige Revision ist unbegründet. 
Das angegriffene Normenkontrollurteil 
beruht nicht auf einer Verletzung von Bun-
desrecht (§ 137 Abs. 1 VwGO).

1. Zu Recht ist der Verwaltungsgerichtshof 
von einer beachtlichen Verletzung des § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB ausgegangen.

a) Im Einklang mit Bundesrecht hat der 
Verwaltungsgerichtshof angenommen, 
dass die gesetzlichen Vorgaben des § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB nicht eingehalten 
wurden, weil es in der Auslegungsbe-
kanntmachung an einem ausreichenden 
Hinweis darauf fehlt, welche „Arten um-
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weltbezogener Informationen verfügbar“ 
sind.
Nach dieser Vorschrift sind Ort und Dauer 
der Auslegung sowie „Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informa-
tionen verfügbar sind“, mindestens eine 
Woche vor der öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplan-Entwurfs ortsüblich 
bekannt zu machen. Nach Auffassung 
des Verwaltungsgerichtshofs verlange § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB zwar keine Auflis-
tung sämtlicher Stellungnahmen oder gar 
deren inhaltliche Wiedergabe. Da nur An-
gaben zu den Arten umweltbezogener 
Informationen gefordert würden, reiche es 
aus, die vorhandenen (umweltbezoge-
nen) Unterlagen nach Themenblöcken 
zusammenzufassen und diese in einer 
schlagwortartigen Kurzcharakterisierung 
zu bezeichnen. Daran fehle es hier. Da-
gegen gibt es aus bundesrechtlicher 
Sicht nichts zu erinnern.
Die vom Verwaltungsgerichtshof formu-
lierten rechtlichen Anforderungen ent-
sprechen dem erklärten Willen des Ge-
setzgebers. Das Bekanntmachungserfor-
dernis des § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 1 
BauGB wurde durch das Gesetz zur An-
passung des Baugesetzbuchs an EU-
Richtlinien (Europarechtsanpassungsge-
setz Bau - EAG Bau) vom 24. Juni 2004 
(BGBl I S. 1359, in Kraft getreten am 20. 
Juli 2004) auf „Angaben dazu, welche 
Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind“, erweitert. Der Gesetzge-
ber wollte damit die Vorgaben des Art. 6 
Abs. 2 des Übereinkommens über den 
Zugang zu Informationen, die Öffentlich-
keitsbeteiligung an Entscheidungsverfah-
ren und den Zugang zu Gerichten in Um-
weltangelegenheiten (Aarhus-Konven-
tion) vom 25. Juni 1998 (Zustimmungs-
gesetz vom 9. Dezember 2006, BGBl II S. 
1251) sowie des Art. 3 Nr. 4 der Richtlinie 
2003/35/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Mai 2003 
über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei 
der Ausarbeitung bestimmter umweltbe-
zogener Pläne und Programme (sog. 
Öffentlichkeitsbeteiligungs-Richtlinie, ABl 
EU Nr. L 156 S. 17) umsetzen (Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung, BTDrucks 
15/2250 S. 44). Art. 6 Abs. 2 Buchst. d, vi 
der Aarhus-Konvention bestimmt, dass 
die betroffene Öffentlichkeit im Rahmen 
umweltbezogener Entscheidungsverfah-
ren je nach Zweckmäßigkeit durch öffent-
liche Bekanntmachung oder Einzelnen 
gegenüber in sachgerechter, rechtzeitiger 
und effektiver Weise frühzeitig unter an-
derem über ... „das vorgesehene Verfah-
ren, einschließlich der ... Angaben dar-
über, welche für die geplante Tätigkeit 
relevanten Informationen über die Umwelt 
verfügbar sind“, informiert wird, falls und 
sobald diese zur Verfügung gestellt wer-
den können. Gemäß Art. 3 Nr. 4 Buchst. e 
der Öffentlichkeitsbeteiligungs-Richtlinie 
wird Art. 6 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 

85/337/EWG (UVP-Richtlinie; jetzt: Richt-
linie 2011/92/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 13. Dezember 
2011 über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten, ABl EU Nr. L 26 S. 1) 
dahin geändert, dass die Öffentlichkeit 
„durch öffentliche Bekanntmachung ... 
frühzeitig im Rahmen umweltbezogener 
Entscheidungsverfahren ... über ... die An-
gaben über die Verfügbarkeit der Informa-
tionen, die gemäß Art. 5 eingeholt 
wurden“, informiert wird. Hiernach müsse 
die öffentliche Auslegungsbekanntma-
chung auch Angaben darüber enthalten, 
„welche relevanten Informationen über 
die Umwelt verfügbar sind“ (BTDrucks 
15/2250 a.a.O.). Das erfordere keine aus-
nahmslose Auflistung aller eingegange-
nen Stellungnahmen in der öffentlichen 
Bekanntmachung; es genüge, „die vor-
handenen Unterlagen nach Themenblö-
cken zusammenzufassen und diese be-
kannt zu machen.“ An diesen gesetzge-
berischen Vorstellungen hat sich der 
Verwaltungsgerichtshof orientiert.
Der gesetzgeberische Wille ist im Wortlaut 
des § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB hinreichend 
deutlich zum Ausdruck gekommen. Was 
„umweltbezogene Informationen“ im Sin-
ne des § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB sind, ist im 
Gesetzestext zwar nicht ausdrücklich er-
läutert. Dass es - anders als die Antrags-
gegnerin meint - nicht mit einer bloßen 
namentlichen Auflistung der vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen ge-
tan ist, lässt jedoch bereits ein Vergleich 
mit § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB erkennen, 
wonach die Entwürfe der Bauleitpläne 
„mit ... den nach Einschätzung der Ge-
meinde wesentlichen, bereits vorliegen-
den umweltbezogenen Stellungnahmen“ 
öffentlich auszulegen sind. Hätte der Ge-
setzgeber gewollt, dass nur die „vorlie-
genden umweltbezogenen Stellungnah-
men“ zum Gegenstand der Auslegungs-
bekanntmachung zu machen sind, hätte 
es nahe gelegen, die in Satz 1 BauGB 
verwendete Formulierung in Satz 2 zu 
wiederholen oder darauf Bezug zu neh-
men. Das hat der Gesetzgeber nicht ge-
tan. Auch von der Wortbedeutung geht 
der Begriff der „Information“ über den-
jenigen der „Stellungnahme“ hinaus. Er 
bringt zum Ausdruck, dass eine Unter-
weisung über die Inhalte der vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen er-
wartet wird.

Andererseits ist das Bekanntmachungs-
erfordernis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB 
auf die Angabe der „Arten“ verfügbarer 
Umweltinformationen beschränkt. Wie 
dieser Begriff nahelegt, ist es nicht erfor-
derlich, den Inhalt der Umweltinforma-
tionen im Detail wiederzugeben. Es ge-
nügt die Angabe von Gattungsbegriffen. 
Das hat der Verwaltungsgerichtshof unter 
Bezugnahme auf eine Entscheidung 

seines 5. Senats (VGH Mannheim, Urteil 
vom 17. Juni 2010 - 5 S 884/09 - ZfBR 
2011, 281 = BauR 2011, 80 = BRS 76 Nr. 
14 = juris Rn. 26 f.) zutreffend dargelegt.
Bekanntzumachen sind die „verfügbaren“ 
umweltbezogenen Informationen. Eine 
Befugnis der Gemeinde zur Selektion der 
bekanntzumachenden Umweltinformatio-
nen, der die Antragsgegnerin das Wort 
redet, lässt sich dem Wortlaut des § 3 Abs. 
2 Satz 2 BauGB nicht entnehmen (ebenso 
VGH München, Urteil vom 13. Dezember 
2012 - 15 N 08.1561 - DVBl 2013, 314 und 
Beschluss vom 18. Juni 2010 - 1 NE 
09.3166 - juris Rn. 16; a.A. VGH München, 
Beschluss vom 23. Juli 2007 - 15 NE 
07.1226 - juris Rn. 21, allerdings die Ent-
scheidung nicht tragend). Anders als § 3 
Abs. 2 Satz 1 BauGB, der für die öffent-
liche Auslegung ausdrücklich regelt, dass 
nur die „nach Einschätzung der Gemein-
de wesentlichen ... umweltbezogenen 
Stellungnahmen“ der Auslegungspflicht 
unterfallen, enthält § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB eine entsprechende Einschrän-
kung der Bekanntmachungspflicht nicht. 
Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus 
dem Hinweis der Antragsgegnerin, nach 
Art. 6 Abs. 2 Buchst. d, vi der Aarhus-
Konvention seien nur Angaben darüber 
geboten, welche für die geplante Tätigkeit 
„relevanten“ Informationen über die Um-
welt verfügbar sind. Der Begriff „relevant“ 
wird hier ersichtlich im Sinne von „ein-
schlägig“ bzw. für die geplante Tätigkeit 
„bedeutsam“ verwendet. Eine Befugnis 
der planenden Gemeinde zur Beschrän-
kung der Bekanntmachung auf diejenigen 
Informationen, die sie für wesentlich hält, 
kommt auch hierin nicht zum Ausdruck.

Die Rechtsauffassung des Verwaltungs-
gerichtshofs wird schließlich auch durch 
Sinn und Zweck des Bekanntmachungs-
erfordernisses bestätigt. Zweck des § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB ist die Anstoßwir-
kung, die der Bekanntmachung nach 
dem Willen des Gesetzgebers zukommen 
soll (Beschluss vom 17. September 2008 - 
BVerwG 4 BN 22.08 - ZfBR 2008, 806 = 
BRS 73 Nr. 38 m.w.N.). Soweit es um die in 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 Halbs. 1 Alt. 1 BauGB 
geforderte Bekanntmachung des Ortes 
und der Dauer der Auslegung der Plan-
entwürfe geht, ist in der Rechtsprechung 
des Senats (z.B. Urteil vom 6. Juli 1984 - 
BVerwG 4 C 22.80 - BVerwGE 69, 344 
<345>) geklärt, dass die Bekanntma-
chung in einer Weise zu geschehen hat, 
die geeignet ist, dem an der beabsichtig-
ten Bauleitplanung interessierten Bürger 
sein Interesse an Information und Betei-
ligung durch Abgabe von Stellungnah-
men bewusst zu machen und dadurch 
eine gemeindliche Öffentlichkeit herzu-
stellen. Die Bekanntmachung soll interes-
sierte Bürger dazu ermuntern, sich über 
die gemeindlichen Planungsabsichten zu 
informieren und gegebenenfalls mit Anre-
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gungen und Bedenken zur Planung bei-
zutragen (Beschluss vom 17. September 
2008 a.a.O.).
Die Anstoßwirkung, die der Bundesge-
setzgeber der Bekanntmachung der Ar-
ten verfügbarer Umweltinformationen bei-
misst, geht darüber hinaus. Der Aarhus-
Konvention liegt die Erkenntnis zugrunde, 
dass im Umweltbereich ein verbesserter 
Zugang zu Informationen und eine ver-
besserte Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren die Qualität und 
die Umsetzung von Entscheidungen ver-
bessern, zum Bewusstsein der Öffent-
lichkeit in Umweltangelegenheiten beitra-
gen, der Öffentlichkeit die Möglichkeit 
geben, ihre Anliegen zum Ausdruck zu 
bringen, und es den Behörden ermögli-
chen, diese Anliegen angemessen zu 
berücksichtigen (Erwägungsgründe, 9. 
Absatz). Den Vertragsparteien ging es 
also ausdrücklich nicht nur darum, der be-
troffenen oder bereits interessierten 
Öffentlichkeit eine effektive Vorbereitung 
auf ihre Beteiligung zu ermöglichen (vgl. 
hierzu Art. 6 Abs. 3 der Aarhus-Kon-
vention). Zielsetzung der Konvention ist 
es darüber hinaus, eine breitere Öffent-
lichkeit für Entscheidungsverfahren im 
Umweltbereich zu interessieren und ihre 
Beteiligungsbereitschaft zu fördern (vgl. 
auch Dusch, NuR 2012, 765 m.w.N.), um 
hierdurch Vollzugsdefiziten zu Lasten der 
Umwelt entgegenzuwirken (vgl. auch 
Urteil vom 10. April 2013 - BVerwG 4 C 
3.12 - juris Rn. 24 m.w.N. speziell zur 
„Sachverstandspartizipation“ durch Mit-
wirkung anerkannter Naturschutzver-
bände an einer naturschutzrechtlichen 
Abweichungsentscheidung gemäß § 34 
Abs. 3 bis 5 BNatSchG). Entscheidend ist, 
dass der veröffentlichte Bekanntma-
chungstext gerade auch vor dem Hinter-
grund dieser speziellen Zielsetzung sei-
ner Anstoßfunktion gerecht werden kann 
(ebenso VGH Mannheim a.a.O. Rn. 27). 
Der gesetzlich gewollte „Anstoß“ würde 
einerseits geschmälert oder gar verfehlt, 
wenn die Auslegungsbekanntmachung 
mit einer „Überinformation“, etwa in Ge-
stalt detaillierter Umweltinformationen 
überfrachtet würde (Berkemann, in: 
Berkemann/Halama, BauGB 2004, § 3 Rn. 
56; ihm folgend Kersten, in: Spannowsky/
Uechtritz, BauGB, 2009, § 3 Rn. 88). 
Andererseits ist es für den gewollten An-
stoß unerlässlich, dass die bekannt ge-
machten Informationen der Öffentlichkeit 
bereits eine erste inhaltliche Einschätzung 
darüber ermöglichen, welche Umweltbe-
lange in den vorliegenden Stellungnah-
men und sonstigen Unterlagen behandelt 
werden (ebenso Dusch, a.a.O. S. 767: 
konkrete stichwortartige Benennung der 
in den vorliegenden Stellungnahmen ent-
haltenen Informationen). Nur auf dieser 
Grundlage kann die informierte Öffentlich-
keit entscheiden, ob die Planung aus ihrer 
Sicht weitere, von den vorhandenen Stel-

lungnahmen nicht abgedeckte Umwelt-
belange berührt, denen sie durch eigene 
Stellungnahmen Gehör verschaffen will 
(vgl. auch VGH Mannheim a.a.O. Rn. 27 
unter Bezugnahme auf BVerwG, Be-
schluss vom 17. September 2008 a.a.O.).
Eine bloße Auflistung der vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen, wie 
sie die Antragsgegnerin für ausreichend 
hält, wird der Anstoßfunktion regelmäßig 
nicht gerecht. Soweit die Antragsgegnerin 
meint, der Sinn des § 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB könne nicht darin liegen, dass die 
Gemeinde in der Bekanntmachung auch 
auf Stellungnahmen hinzuweisen habe, 
die sie zu Recht als unwesentlich ein-
gestuft habe und daher nicht auslege, ver-
kennt sie - wie dargelegt - bereits, dass 
das Bekanntmachungserfordernis ge-
mäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB nicht Stel-
lungnahmen, sondern Arten umweltbe-
zogener Informationen zum Gegenstand 
hat. Im Übrigen entspricht es der ge-
setzlich gewollten Anstoßfunktion in der 
Auslegungsbekanntmachung auch über 
die Inhalte derjenigen umweltbezogenen 
Stellungnahmen zu informieren, die die 
Gemeinde für unwesentlich hält und des-
halb nicht auslegt. Auf der Grundlage 
solcher Informationen kann die interes-
sierte Öffentlichkeit etwa entscheiden, ob 
diejenigen Umweltbelange, die in den aus 
Sicht der Gemeinde unwesentlichen Stel-
lungnahmen angesprochen werden, der 
Gemeinde durch ergänzende Stellung-
nahmen noch einmal deutlicher vor Au-
gen geführt werden sollen. Umgekehrt 
gibt das Bekanntmachungserfordernis 
der planenden Gemeinde Gelegenheit, 
ihre Entscheidung, welche Stellungnah-
men sie für wesentlich hält, noch einmal 
zu überdenken. Das Bekanntmachungs-
erfordernis erstreckt sich auch auf solche 
Arten verfügbarer Umweltinformationen, 
die in Stellungnahmen enthalten sind, die 
die Gemeinde für unwesentlich hält und 
deshalb nicht auszulegen beabsichtigt. 
Der Hinweis in Ziffer 3.4.2.3 des Muster-
Einführungserlasses zum EAG Bau, dem-
zufolge im Rahmen der Bekanntmachung 
anzugeben sei, welche Arten umweltbe-
zogener Informationen „verfügbar sind 
und ausgelegt werden“, ist zumindest 
missverständlich.

Entgegen der Auffassung der Antrags-
gegnerin genügt auch ein pauschaler 
Hinweis auf den Umweltbericht nicht (a.A. 
OVG Koblenz, Urteil vom 17. April 2013 - 8 
C 11067/12 - juris Rn. 24, 25). Der Hinweis 
auf den Umweltbericht, dessen Ausle-
gung als gesonderter Teil der Begründung 
ohnehin für jede Planung obligatorisch ist 
(§ 2 Abs. 4 Satz 1, § 2a BauGB), er-
möglicht keine inhaltliche Einschätzung 
darüber, welche Umweltbelange in einer 
konkreten Planung bisher thematisiert 
worden sind. Interessierte Bürger müss-
ten vielmehr erst den Umweltbericht bei 

der Gemeinde einsehen, um beurteilen zu 
können, ob aus ihrer Sicht weitere umwelt-
bezogene Stellungnahmen erforderlich 
sind. Das wird der Anstoßfunktion, die der 
Gesetzgeber der Auslegungsbekannt-
machung zumisst, nicht gerecht. Zu Un-
recht beruft sich die Antragsgegnerin als 
Beleg für ihre gegenteilige Auffassung auf 
das Urteil des 5. Senats des Verwaltungs-
gerichtshofs Mannheim vom 17. Juni 
2010 (a.a.O.). In dieser Entscheidung 
hatte der Verwaltungsgerichtshof zwar 
den Hinweis auf den Umweltbericht „als 
verfügbare Umweltinformationen“ gebil-
ligt. Dieser Hinweis war aber im konkreten 
Fall mit dem Zusatz versehen, dass der 
Umweltbericht „Untersuchungen zu den 
Schutzgütern Mensch, Tiere, Pflanzen, 
Boden, Wasser, Luft, Klima, Stadt- und 
Landschaftsbild“ enthalte. Damit waren 
die vom 5. Senat des Verwaltungsge-
richtshofs für erforderlich gehaltenen, 
nach Themenblöcken zusammengefass-
ten schlagwortartigen Kurzcharakterisie-
rungen im Text der dort streitgegenständ-
lichen Bekanntmachung gerade enthal-
ten.
Nach alledem hat es der Verwaltungsge-
richtshof zu Recht für erforderlich gehal-
ten, die in den vorhandenen Stellung-
nahmen und Unterlagen behandelten 
Umweltthemen nach Themenblöcken 
zusammenzufassen und diese in der orts-
üblichen Bekanntmachung schlagwortar-
tig zu charakterisieren. Wie diese schlag-
wortartige Charakterisierung im Einzelnen 
auszusehen hat, lässt sich nicht allgemein 
beantworten, sondern hängt wesentlich 
von den jeweiligen Umständen des Ein-
zelfalls ab (vgl. bereits Urteil vom 6. Juli 
1984 a.a.O. S. 346). Entscheidend ist 
stets, ob die bekannt gemachten Umwelt-
informationen ihrer gesetzlich gewollten 
Anstoßfunktion gerecht werden. Das kann 
im Einzelfall bereits bei schlagwortartiger 
Bezeichnung der behandelten Umwelt-
themen der Fall sein. Abstrakte Bezeich-
nungen reichen aber regelmäßig dann 
nicht aus, wenn sich darunter mehrere 
konkrete Umweltbelange subsumieren 
lassen; in diesem Fall bedarf es einer 
stichwortartigen Beschreibung der betrof-
fenen Belange und unter Umständen 
sogar einer Kennzeichnung der Art ihrer 
Betroffenheit (vgl. auch Dusch, a.a.O. S. 
768). Die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
enthaltene Liste von Umweltbelangen, die 
der Muster-Einführungserlass zum EAG 
Bau in Ziffer 3.4.2.3 als Orientierungshilfe 
empfiehlt (vgl. auch Krautzberger, in: 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 
BauGB, Stand Januar 2013, § 3 Rn. 36), 
kann hierbei grundsätzlich nicht mehr sein 
als eine Gliederungshilfe, weil die be-
kanntzumachenden Umweltinformatio-
nen stets nur den konkret vorliegenden 
Stellungnahmen und sonstigen Unterla-
gen entnommen werden können (vgl. 
OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 28. 
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Mai 2009 - 2 A 13.08 - NuR 2010, 48 Rn. 6 
f.). Auf der „sicheren Seite“ ist die pla-
nende Gemeinde, wenn der Bekanntma-
chungstext einen zwar stichwortartigen, 
aber vollständigen Überblick über diejeni-
gen Umweltbelange ermöglicht, die aus 
der Sicht der im Zeitpunkt der Auslegung 
vorliegenden Stellungnahmen und Unter-
lagen in der betreffenden Planung eine 
Rolle spielen, wie er etwa einer vollstän-
digen und ausreichend differenzierten 
Gliederung eines sachgerecht verfassten 
Umweltberichts zu entnehmen sein kann.

b) Der Verwaltungsgerichtshof hat ange-
nommen, dass der festgestellte Verstoß 
gegen § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB nicht nach 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Halbs. 2 Alt. 2 
BauGB unbeachtlich geworden ist. Auch 
diese Annahme lässt einen Bundes-
rechtsverstoß nicht erkennen.
Nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Halbs. 2 Alt. 
2 BauGB ist ein Verstoß gegen § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB unbeachtlich, wenn bei 
Anwendung dieser Vorschrift einzelne An-
gaben dazu, welche Arten umweltbezo-
gener Informationen verfügbar sind, 
gefehlt haben. Der Verwaltungsgerichts-
hof hat diese Voraussetzung verneint. Er 
hat festgestellt, dass mit dem Arten-
schutzgutachten nur eine einzige Art um-
weltbezogener Informationen genannt 
worden sei, während im Umweltbericht zu 
zahlreichen weiteren Themen umweltbe-
zogene Informationen zur Verfügung ge-
standen hätten, was zu einem klaren 
Übergewicht der nicht bekannt gemach-
ten Arten verfügbarer Umweltinformatio-
nen führe. Auf dieser Grundlage ist es 
bundesrechtlich ausgeschlossen, von 
einem bloßen Fehlen einzelner Angaben 
auszugehen. Indem die Antragsgegnerin 

- wie dargestellt zu Unrecht - meint, dass 
lediglich die auszulegenden Stellungnah-
men bekanntzumachen seien, verstellt sie 
sich auch hierauf den Blick.

2. Das angegriffene Normenkontrollurteil 
verletzt auch nicht § 47 Abs. 2 Satz 1 
VwGO. Dass die Antragstellerinnen an-
tragsbefugt sind, hat der Verwaltungsge-
richtshof zu Recht bejaht.
Die Grundstücke der Antragstellerinnen 
liegen nicht im Geltungsbereich des streit-
gegenständlichen Bebauungsplans. Der 
Verwaltungsgerichtshof hat deshalb im 
Einklang mit der Rechtsprechung des Se-
nats (z.B. Urteil vom 16. Juni 2011 - 
BVerwG 4 CN 1.10 - BVerwGE 140, 41 Rn. 
15 m.w.N.) auf eine mögliche Verletzung 
des Abwägungsgebots abgestellt. Zutref-
fend ist ferner die Annahme des Verwal-
tungsgerichtshofs, dass sich die Frage, 
ob die seitens der Antragstellerinnen gel-
tend gemachte planungsbedingte Zunah-
me des Verkehrslärms mehr als gering-
fügig und deshalb als Abwägungsbelang 
beachtlich ist, nicht anhand fester Maß-
stäbe beurteilen lässt (Beschluss vom 19. 
August 2003 - BVerwG 4 BN 51.03 - BauR 
2004, 1132 = BRS 66 Nr. 59 = juris Rn. 7). 
Demgegenüber ist die Auffassung der An-
tragsgegnerin als unzutreffend zurückzu-
weisen, dass von einer abwägungsrele-
vanten Belästigung erst bei einer planbe-
dingten Erhöhung des Verkehrslärms um 
mehr als 3 dB(A) auszugehen sei. Im Falle 
einer Erhöhung des Beurteilungspegels 
um mindestens 3 dB(A) ist nach § 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 der 16. BImSchV von einer 
wesentlichen Änderung einer öffentlichen 
Straße auszugehen mit der Folge, dass 
die nach Baugebietstypen differenzierten 
Immissionsgrenzwerte des § 2 der 16. 

BImSchV grundsätzlich nicht überschrit-
ten werden dürfen, sofern dies nach dem 
Stand der Technik vermeidbar ist (§ 41 
Abs. 1 i.V.m. § 43 BImSchG). Eine Er-
höhung des Beurteilungspegels um min-
destens 3 dB(A) kennzeichnet damit ge-
gebenenfalls bereits eine zwingende, der 
Abwägung nicht mehr zugängliche Ak-
tionsschwelle. Abwägungsrelevant kann 
eine Verkehrslärmzunahme auch unter-
halb des 3-dB(A)-Kriteriums sein (Be-
schluss vom 19. August 2003 a.a.O.). 
Maßgeblich sind die Umstände des Ein-
zelfalls (Beschluss vom 18. März 1994 - 
BVerwG 4 NB 24.93 - Buchholz 310 § 47 
VwGO Nr. 88). Entgegen der Behauptung 
der Antragsgegnerin hat der Verwaltungs-
gerichtshof seiner Annahme, dass die 
zwischen den Beteiligten unstreitige Erhö-
hung der verkehrsbedingten Lärmimmis-
sionen um 1,5 dB(A) abwägungsrelevant 
sei, auch die gebotene Einzelfallbetrach-
tung zugrunde gelegt. Er hat sich insbe-
sondere auf den von ihm festgestellten 
Umstand gestützt, dass der Fahrstreifen 
um 15,5 m näher an die Grundstücke der 
Antragstellerinnen heranrücke. Hinzu 
kommt der seitens der Antragstellerinnen 
geltend gemachte - und im Übrigen unbe-
strittene - Umstand, dass auch die Orien-
tierungswerte nach DIN 18005 - Schall-
schutz im Städtebau - nicht eingehalten 
würden. Bereits auf dieser Grundlage hat 
der Verwaltungsgerichtshof die Antrags-
befugnis in bundesrechtskonformer Wei-
se bejaht. Den Ortsbauplan von 1937 
kann die Antragsgegnerin nicht entge-
genhalten, weil die jetzige Planung nach 
den Feststellungen des Verwaltungsge-
richtshofs über seine Festsetzungen hin-
ausgeht.

Aus dem Landesverband

Infothek

Termine: 

05.02.2014: Landesvorstand des SHGT, 
Haus der kommunalen Selbstverwaltung, 
Kiel 

29.03.2014: "Unser sauberes Schleswig-
Holstein" am 29. März 2014

03.-04.04.2014: Klausurtagung des Lan-
desvorstandes des SHGT, 

Stellungnahme des SHGT an den 
Bildungsausschuss im Schleswig-
Holsteinischen Landtag zu den 
Gesetzentwürfen der Landesregierung 
zur Änderung des Schulgesetzes 
Der Schwerpunkt der Gesetzentwürfe be-
inhaltete zum einen die Umwandlung der 
Regionalschulen in Gemeinschafts-
schulen und zum anderen die Änderung 
der Ersatzschulfinanzierung. 
Nach Auffassung des SHGT enttäuschen 
die vorgelegten Gesetzentwürfe die in sie 
gesetzten Erwartungen zu den drängen-
den schulpolitischen Fragen. Alle Pro-

bleme aus Sicht der Schulträger bleiben 
ungelöst. Die Schulträger werden zusätz-
lichen finanziellen Risiken ausgesetzt. 
Gleichzeitig verfehlen die Gesetzentwürfe 
das selbst gesteckte Ziel, mehr Bildungs-
gerechtigkeit ins Land zu bringen. Die 
Stellungnahmen des SHGT können Sie 
auf unserer Homepage  - www.shgt.de - 
unter „Stellungnahmen“ einsehen.



Pressemitteilungen

Der Schleswig-Holsteinische Gemeinde-
tag hat den Malenter Bürgermeister 
Michael Koch für eine zweite Amtsperiode 
als Landesvorsitzenden wiedergewählt. 
Michael Koch steht damit weiterhin an der 
Spitze des Zusammenschlusses von 
1.046 Gemeinden, 2 Städten, 85 Ämtern 
und 37 Zweckverbänden sowie einem 
Kommunalunternehmen.
„Das einstimmige Votum der Delegierten-
versammlung gibt dem Landesvorstand 
Rückenwind für die Vertretung der ge-
meindlichen Interessen. Die Reform des 
Finanzausgleichs, die Landesentwick-
lungsstrategie 2030, laufende Verhand-
lungen zum Kostenausgleich des Landes 
für neue Aufgaben, die Vorbereitung der 
neuen EU-Förderperiode sowie die 
Weiterentwicklung des Schulwesens und 

der Kinderbetreuung sind nur die wich-
tigsten aus einer Vielzahl von Themen, bei 
denen der Gemeindetag die Interessen 
der kreisangehörigen Kommunen wirk-
sam vertreten wird“, sagte Michael Koch 
anlässlich seiner Wiederwahl.
Zum neuen Ersten stellvertretenden Lan-
desvorsitzenden ist Rainer Jürgensen, 
Leitender Verwaltungsbeamter des Amtes 
Moorrege und Vorsitzender des Kreisver-
bandes Pinneberg des Gemeindetages 
gewählt worden. Zweiter stellvertretender 
Landesvorsitzender wurde Clemens 
Preine, Bürgermeister von Brokstedt und 
Amtsvorsteher des Amtes Kellinghusen 
sowie Vorsitzender des Kreisverbandes 
Steinburg des Gemeindetages. Die bis-
herigen stellvertretenden Landesvorsit-
zenden Werner Schumacher und Hans-

Werner Berlau waren nicht wieder ange-
treten.
Im Rahmen der Delegiertenversammlung 
2013 wurden folgende Persönlichkeiten 
mit der besonders seltenen Ehrennadel 
der schleswig-holsteinischen Gemeinden 
für ihre großen Verdienste ausgezeichnet:

Helga Klindt
Hans-Werner Berlau
Hagen Klindt
Sönke Hansen

Inhaltliches Schwerpunktthema war die 
Reform des Kommunalen Finanzaus-
gleichs. Innenminister Andreas Breitner 
berichtete der Delegiertenversammlung 
über seine Pläne und den aktuellen Sach-
stand.
Michael Koch zur FAG-Reform: „Die Re-
form muss die Gemeinden finanziell stär-
ken, so wie vom Gutachten ursprünglich 
gefordert. Dies wird mit dem gegenwär-
tigen Gesetzentwurf nicht ausreichend 
erreicht. Wir fordern daher grundlegende 
Änderungen am Gesetzentwurf. Eine 
FAG-Reform wird nachhaltig nicht gelin-
gen, ohne dass das Land zusätzliches 
Geld dem Finanzausgleich zuführt.“

Kiel, den 06.12.2013

Michael Koch als Landesvorsitzender 
wiedergewählt
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Personalnachrichten

Innenminister ehrt Kommunalpolitiker
mit Freiherr-vom-Stein Verdienstnadel
„Mehr Geld für Gemeinden, kreisfreie
Städte und zentrale Orte“
Innenminister Andreas Breitner hat am 1. 
November 2013 30 Frauen und Männer 
für ihr langjähriges ehrenamtliches Enga-
gement in der Kommunalpolitik mit der 
Freiherr-vom-Stein-Verdienstnadel aus-
gezeichnet. „Die kommunale Selbstver-
waltung braucht die Leidenschaft zur 
Übernahme von Verantwortung für das 
Gemeinwohl“, sagte Breitner während 
einer Feierstunde in Schleswig. (Kreis 
Schleswig-Flensburg). Die Bereitschaft, 
die eigenen örtlichen Angelegenheiten 
selbst zu gestalten, könne man zwar nicht 
verordnen, aber wecken, unterstützen 
und fördern. Kommunalpolitik brauche 
vor allem eine solide finanzielle Grund-
lage. 
„Wir brauchen mehr Geld für die Gemein-
den, mehr Geld für die kreisfreien Städte 
und mehr Geld für die zentralen Orten“, 
sagte Breitner. Die von der Landesregie-
rung auf den Weg gebrachte Reform des 
kommunalen Finanzausgleichs verwirk-
liche dieses Ziel und schaffe zugleich mehr 
Effizienz, Transparenz und Gerechtigkeit. 
Zum ersten Mal bekomme Schleswig-
Holstein ein Finanzausgleichsgesetz, bei 
dem die Verteilung der Mittel zwischen den 

Kreisen, kreisfreien Städten und Ge-
meinden an den tatsächlich anfallenden 
Aufgaben ausgerichtet werde. „Der Grund-
satz der aufgabengerechten Verteilung 
steht nicht zur Disposition“, sagte der Mi-
nister. 
Die Freiherr-vom-Stein Verdienstnadel 
(früher: Verdienstmedaille) wurde anläss-
lich des 200. Geburtstages des Reichs-
freiherrn Heinrich Friedrich Karl vom und 
zum Stein am 26. Oktober 1957 gestiftet. 
Sie wird alljährlich vom Innenminister des 
Landes Schleswig-Holstein verliehen. 
Geehrt werden Frauen und Männer, die 
sich durch ihre ehrenamtliche Arbeit, 
langjähriges Engagement und die Wahr-
nehmung herausragender Funktionen 
besondere Verdienste um die kommunale 
Selbstverwaltung erworben haben. Vor-
schlagsberechtigt sind die Landräte, die 
Oberbürgermeister und Bürgermeister 
der kreisfreien Städte sowie die Bürger-
meister der Städte über 20.000 Einwoh-
ner. Aus diesen Vorschlägen wird jährlich 
eine begrenzte Anzahl für die Verleihung 
ausgewählt. 

In diesem Jahr werden folgende Damen 
und Herren ausgezeichnet:
Fritz Beckmann, Rellingen
Horst Böttcher, Damp
Jacob Andreas Bundtzen, Langstedt

Wiebke Buschmann, Poppenbüll
Birgitt Encke, Husum
Jürgen Felske, Schleswig
Heinrich Greve, Neuendorf b. E.
Klaus Hansen, Kankelau
Helga Hauschildt, Bornhöved
Gerhard Hein, Hennstedt
Walter Heisch, Börnsen
Hans-Hermann Hollm, Looft
Jörg Hollmann, Eckernförde
Volker Horl, Hoisdorf
Horst Krebs, Nortorf
Ulrich Lenk, Elmshorn
Dirk Maas, Süsel
Friedrich Martens, Sörup
Ernst-Joachim Meseck, Eutin
Henning Möller, Tetenbüll
Margret Möller, Eutin
Hermann Müller, Sylt/OT Westerland
Ingeline Petersen, Silberstedt
Dieter Schippmann, Hoisdorf
Ulrich Schley, Kölln-Reisiek
Hans-Werner Sohn, Grebin/OT Görnitz
Herwart Straub, Halstenbek
Rudolf Thode, Windbergen
Eckart Urban, Ellerau
Renate Walter, Lunden
Wolfgang Wiedenhöft, Kastorf

Hermann Müller, Sylt, und Horst Böttcher, 
Damp, nahmen aus persönlichen und ter-
minlichen Gründen nicht teil.

Sichtlich bewegt zeigte sich das Ehepaar Willi und Telse Köster nach 
den vielen Auszeichnungen;

Wanderprediger für die 
Dorfentwicklung
-Willi Köster wird Ehrenbürgermeister 
von Linden 
Ein denkwürdiger Tag für die Lindener 
Chronik: Bürgermeister Willi Köster wird 
nach über vier Jahrzehnten im Ehrenamt 
wie ein Staatsmann in den Ruhestand ver-
abschiedet. Rund zweihundert langjäh-
rige Weggefährten und ausgewählte Eh-
rengäste finden sich in der Lindenhalle ein  
und zollen der Urgestalt ihren Respekt 
und tiefe Anerkennung.
Geradezu mit Lob überhäuft wurde Willi 
Köster während der zahlreichen Festre-
den. Sein Nachfolger Jens Uwe Franck 
hob hervor, dass Köster seinen Geburts-
ort mit Weisheit, Menschlichkeit und Mut-
terwitz zu einer echten Wohlgefühl-Ge-
meinde gestaltet hat. Daraufhin  gab es 
schon die ersten stehenden Ovationen.
Als Wanderprediger für die Dorfentwick-
lung bezeichnete Landrat Dr. Jörn Klimant 
den frisch gebackenen Ruheständler. 
„Alles was er sagte, hatte Hand und Fuß. 
Er war immer bestrebt, zu bewegen, und 
das möglichst schnell. Dabei blieb die 
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Holger Diehr wird neuer 
Bürgermeister von Fockbek 
Fockbek bekommt einen neuen Bürger-
meister: Holger Diehr setzte sich mit 56,7 
Prozent gegen seine Mitbewerber durch. 
Rund 5200 Fockbeker waren am 10. No-
vember 2013 aufgefordert, einen neuen 
Bürgermeister zu wählen. Die Wahl war 
notwendig geworden, weil der vorherige 
Fockbeker Bürgermeister Pierre Gil-
genast seit Januar Verwaltungschef in 
Rendsburg ist. Diehr, der als unabhän-
giger Kandidat von CDU und der Wähler-
gemeinschaft UWF unterstützt wurde, 
konnte sich bereits im ersten Wahlgang 
überraschend deutlich gegen seinen 
Kontrahenten, den Büsumer Bürgermeis-
ter Maik Schwartau (SPD), auf den 41,25 
Prozent entfielen, durchsetzen. Der dritte 

Mitbewerber, Olaf Lauenroth (FDP), konn-
te 2,05 Prozent für sich verbuchen.  
Der 44-Jährige arbeitete bisher als Haupt-
kommissar beim Landespolizeiamt und 
war CDU-Ratsherr der Stadt Rendsburg. 
Als hauptamtlicher Bürgermeister ist er 
künftig auch für die Verwaltung der beiden 
Ämter Fockbek und Hohner Harde zu-
ständig. Der SHGT gratuliert Herrn Diehr 
herzlich zu seiner Wahl und wünscht ihm 
für sein neues Amt viel Erfolg.

Diplomatie manchmal auf der Strecke. 
Sein Dorf und dessen Einwohner standen 
bei ihm an allererster Stelle.“
Amtsvorsteher Klaus-Dieter Holm würdig-
te den Vollblut-Politiker Köster, der Visio-
nen gehabt und im Voraus gedacht habe. 
Er sei immer top vorbereitet gewesen und 
habe insbesondere mit seinem Zahlenver-
ständnis imponiert. „Der Amtsausschuss 
verneigt sich vor seiner unermüdlichen 
Tatkraft“, schloss Holm seine mit Anek-
doten ausgeschmückte Rede.
Auch Bundestagsmitglied Ingbert Liebing 
schloss sich den Lobeshymnen an. Der 
Alt-Bürgermeister sei ein Wortführer ge-
wesen sei, habe Position bezogen und 
konnte Interessen wahrnehmen. „Kurz-
um, er war ein Mann mit Herz und Leiden-
schaft.“

Selbst im Schleswig-Holsteinischen Ge-
meindetag hat Köster tiefe Spuren hinter-
lassen, wie Geschäftsführer Jörg Bülow 
herausstrich. Er habe voller Ideen und 
Energie gesprüht und habe  den Blick weit 
über die Gemeindegrenze hinaus im 
Auge behalten. „Linden besitzt die meis-
ten städtepartnerschaftlichen lebendigen 
Verbindungen von ganz Schleswig-Hol-
stein.“
Der Heider Bürgermeister Ulf Stecher zeig-
te sich von der  besonderen Persönlichkeit 
seines scheidenden Amtskollege beein-
druckt. „Willi kann anpacken, sucht nach 
Lösungen und verfolgt diese mit Beharr-
lichkeit. Dabei ist sein Bestreben nach För-
dergeldern äußerst ausgeprägt. Mit seiner 
Schaffenskraft hat er einen Teil der Ge-
schichte unserer Region geschrieben.“

Sehr gerührt war Köster, als ihm von Her-
bert Häger ein kleines Buch überreicht 
wurde, an dem viele seiner politischen 
Weggefährten mitgewirkt hatten. „Was 
braucht Köster einen Gedenkstein, - die 
ganze Gemeinde ist sein Denkmal“, so 
ein sinngemäßes Zitat. Seine Emotionen 
wurden noch vertieft, als die gesamte 
Gemeindevertretung ihn zum Ehren-Bür-
germeister ernannte und er das Ehren-
schild der Gemeinde, das er vor 25 Jahren 
ins Leben gerufen hatte, jetzt selbst in 
Empfang nehmen konnte. Dem Ganzen 
setzte der Feuerwehr-Musikzug Linden 
die Krone auf, indem sie eine selbst kom-
ponierte Hymne auf den langjährigen 
Bürgermeister zum Besten gab.

Jörg Schütze

Buchbesprechungen

Kommunalverfassungsrecht
Schleswig-Holstein
•  Gemeindeordnung
•  Kreisordnung
•  Amtsordnung
• Gesetz über kommunale Zusammen-

arbeit
• Gemeinde- und Kreiswahlgesetz
42. Nachlieferung 
364 Seiten | € 58,40
Gesamtwerk: 3.618 Seiten | €179,00
Von Dr. Hartmut Borchert, Dr. Wolfgang 
Buschmann, Klaus-Dieter Dehn, Prof. Dr. 
Utz Schliesky, Prof. Dr. Marcus Arndt, Jörg 
Bülow, Jochen Nielsen, Marc Ziertmann 
u. a. 

Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (Gemeindeordnung - GO)
Diese Lieferung beinhaltet die Überarbei-
tungen insbesondere zu den §§ 29 (Zu-
ständigkeit bei Interessenwiderstreit), 31 
(Zusammensetzung und Wahl der Ge-
meidnevertretung), 32 a (Fraktionen), 33 
(Vorsitz), 34 (Einberufung, Geschäftsord-
nung), 35 (Öffentlichkeit der Sitzungen), 
40 a (Abberufung durch die Gemeinde-
vertretung). 45 b (Aufgaben des Haupt-
ausschusses), 46 (Mitglieder und Ge-
schäftsordnung der Ausschüsse), 50 
(Aufgaben), 52 a (Stellvertretung), 55 
(Aufgaben), 57 (Wahlgrundsätze, Amts-
zeit), 57 a (Zeitpunkt der Wahl, Stellen-

ausschreibung), 57 b (Wahlverfahren), 57 
c (Ernennung, Weiterführung des Amtes), 
57 d (Abwahl), 57 e (Stellvertretung), 60 
(Ehrenamtlich und hauptamtlich verwal-
tete Städte) und 65 GO (Aufgaben der 
Bürgermeisterin oder des Bürgermeis-
ters).  Erstmals kommentiert wurde § 60 a 
GO (Große kreisangehörige Städte).

Kreisordnung für Schleswig-Holstein 
(Kreisordnung - KrO)
Mit dieser Lieferung wurden die Kommen-
tierungen überarbeitet, insbesondere § 28 
(Kreispräsidentin oder Kreispräsident), 30 
(Öffentlichkeit der Sitzungen), 40 b (Auf-
gaben des Hauptausschusses), 41 (Mit-
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glieder und Geschäftsordnung der Aus-
schüsse), 43 (Wahlgrundsätze, Amtszeit), 
45 (Wahlverfahren), und 51 (Aufgaben der 
Landrätin oder des Landrats) KrO.

43. Nachlieferung 
436 Seiten, 69,60,€
Amtsordnung für Schleswig-Holstein 
(Amtsordnung - AO)
Von Ministerialdirigent a. D. Reimer 
Bracker und Kreisrechtsrat Thorsten Ingo 
Wolf
Die Kommentierungen zu den §§ 1 (All-
gemeine Stellung der Ämter), 3 (Erle-
digung gemeindlicher Selbstverwaltungs-
aufgaben), 4 (Aufgaben zur Erfüllung 
nach Weisung), 5 (Übertragene Aufga-
ben), 9 (Zusammensetzung des Amts-
ausschusses), 10 (Aufgaben und Arbeits-
weise des Amtsausschusses), 10 a (Aus-
schüsse des Amtsausschusses), 11 
(Wahl und Stellung der Amtsvorsteherin 
oder des Amtsvorstehers und Ihrer oder 
seiner Stellvertretenden), 15 (Leitende 
Verwaltungsbeamtin oder leitender Ver-
waltungsbeamter), 15 a (Hauptamtliche 
Verwaltung), 15 b (Amtsdirektorin, Amts-
direktor), 22 a (Gleichstellungsbeauf-
tragte), 23 (Geschäftsführung des Amtes 
durch eine amtsangehörige Gemeinde, 
Verwaltungsgemeinschaft), 24 a (Ent-
sprechende Anwendung der Gemeinde-
ordnung) AO wurden aktualisiert.

Gesetz über kommunale 
Zusammenarbeit (GkZ)
Von Kommunalberater und zuvor Stellv. 
Geschäftsführer des Schl.-Holst. Land-
kreistages Klaus-Dieter Dehn
Diese Lieferung umfasst die geänderten 
Kommentierungen zu den §§ 1, 2 (Auf-
gaben und Verbandsmitglieder), 5 (Er-
richtung des Zweckverbands, Verbands-
satzung), 14 (Haushalts- und Wirtschaft-
führung), 15 (Deckung des Finanzbe-
darfs), 16 (Änderung der Verbandssat-
zung), 18 (Voraussetzung und Verfahren), 
21 (Grenzüberschreitende Zweckverbän-
de und öffentlich-rechtliche Verträge nach 
§§ 18 und 19) und 22 (Anwendung auf 
bestehende Verbände) GkZ.

Gesetz über die Wahlen in den 
Gemeinden und Kreisen in Schleswig-
Holstein
(Gemeinde- und Kreiswahlgesetz - 
GKWG)
Von Ministerialdirigent Claus Asmussen, 
Landesrechnungshof Schleswig-Holstein, 
und Oberamtsrat Hans-Jürgen Thiel, 
Innenministerium Schleswig-Holstein
Änderungen des GKWG wurden bei der 
Überarbeitung der Kommentierung be-
rücksichtigt. Insbesondere sind dies die 

§§ 1 (Wahlzeit und Wahltag), 7 (Grund-
sätzliches), 8 (Anzahl der Vertreterinnen 
und Vertreter), 9 (Anzahl der wahlkreise 
und Wahl der unmittelbaren Vertreterin-
nen und Vertreter), 10 (Verhältnisaus-
gleich), 15 ((Wahlkreise),16 (Wahlbezir-
ke), 53 (Stimmzettel), die Kommentierung 
zu § 61 a (Übergangsvorschrift) ist ge-
strichen. 

Vom Gegenüber in die Enge getrieben, 
bleibt am Ende meistens die Kapitulation.
Dass andere ohne Sachargumente über-
zeugt werden können, ist weitgehend in 
Vergessenheit geraten. Doch schon Aris-
toteles wusste: Jeder Mensch verfügt 
über die Gabe der Rhetorik. Die Kommu-
nikations-Trainerin Dr. Gudrun Fey hebt 
diesen fast vergessenen Schatz und 
zeigt, wie sich mit etwas Übung das vor-
handene Potenzial erheblich ausbauen 
lässt.
Einige Möglichkeiten und Techniken, Ge-
sprächspartner ohne spezifisches Wissen 
zu gewinnen:
• Redensarten wirkungsvoll einsetzen
• Dem gesunden Menschenverstand 

vertrauen
• Einfache Überzeugungsstrategien, die 

funktionieren
• Mit Einwänden professionell umgehen
• Souverän Nein sagen
In ihrem neuen Handbuch Überzeugen 
ohne Sachargumente beweist Dr. Gudrun 
Fey, dass in solchen Situationen andere 
sehr wohl für die eigene Meinung gewon-
nen werden können.

Bernhard Knittel
SGB IX Kommentar
Kommentar zum Sozialgesetzbuch IX 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen am Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz AGG
6. Aufl. 2012, 2.064 Seiten, gebunden, 
€ 99,-
ISBN 978-3-472-08323-8 (Luchterhand)

Kommentiert werden Teil 1 und Teil 2 des 
Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch 
Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen sowie das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) in deren aktu-
eller Fassung. Die jährliche Erschei-
nungsweise garantiert hohe Aktualität. 
Die Kommentierung orientiert sich an den 
Aufgaben der Schwerbehindertenvertre-
tung, aber auch der Interessenvertretun-
gen wie Betriebs- bzw. Personalrat sowie 
den Tätigkeitsbereichen der Unterneh-
mensführung bzw. der Personalabteilung. 
Zahlreiche praxisrelevante Rundschrei-
ben, Richtlinien und Empfehlungen er-
gänzen diesen Kommentar. 
Autor:
Prof. Dr. Bernhard Knittel war Vorsitzender 
Richter in einem Zivilsenat des Oberlan-
desgerichts München. Davor war er lei-
tender Ministerialrat im Bayerischen Jus-
tizministerium, Honorarprofessor an der 
technischen Universität München, und mit 
Fragen des Behindertenrechts durch 
langjährige praktische und wissenschaft-
liche Tätigkeit befasst. 

PRAXIS DER
KOMMUNAL-VERWALTUNG
Landesausgabe Schleswig-Holstein

Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kom-
munalpolitiker und der Bediensteten in 
Gemeinden, Städten und Landkreisen 
(Loseblattsammlung incl. 3 Online-Zu-
gänge / auch auf DVD-ROM erhältlich)
Herausgegeben von:
Dr. Jürgen Busse, Prof. Dr. Hans-Günter 
Henneke, Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. Utz 
Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, 
Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Prof. Dr. 
Christian O. Steger, Hubert Stubenrauch 
und Johannes Winkel.
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Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) 
Lieferung enthält:
C 17 - Beamtenstatusgesetz (BeamtStG)
Von Prof. Dr. Karin Metzler-Müller, Lei-
tender Regierungsdirektor Dr. Reinhard 
Rieger, Ministerialrat a. D. Erich Seeck, 
Regierungsdirektorin Renate Zentgraf
Mit dieser Lieferung wurde die Kommen-
tierung zum BeamtStG komplett ausge-
tauscht, wobei die aktuelle Rechtspre-
chung und Literatur eingearbeitet wurde.

Gudrun Fey
Überzeugen ohne Sachargumente
So gewinnen Sie andere für ihre Meinung
Walhalla Fachverlag, Berlin, 2012
gebunden, 192 Seiten
ISBN: 978-3-8029-3857-3

"Ich bin kein Experte, aber …"
Jeder hat das schon erlebt: In einem Ge-
spräch, einer Diskussion oder einer Be-
sprechung gehen die Argumente aus. 




